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1. Einleitung
Die Idee zu dieser Arbeit entstand aus der Neugier auf das kommende EU-Mitglieds-
land Kroatien und der Frage, wieweit die theoretischen Modelle der neueren Trans-
formationstheorie auf Kroatien anzuwenden seien. Schon bald wurde jedoch
ersichtlich, dass es sich bei Kroatien um keinen normalen, mit den mittelosteuro-
päischen Ländern (MOEL) im engeren Sinne vergleichbaren Kandidaten handelt,
denn die Persistenz der von der Europäischen Union immer wieder bemängelten Fak-
toren (insbesondere Rechtsstaatlichkeit und Minderheitenprobleme) existierten bei
keinem der MOEL in diesem Umfang. Zwischenzeitlich hatte sich die internationale
Gemeinschaft sogar ganz von Kroatien, namentlich dem autokratischen Tuđman-Re-
gime, abgewandt. Als dieses Regime abtrat, ging die Annäherung an die Europäische
Union dann wiederum um so schneller voran.

Transformation meint die Änderung der Art und Weise, in der ein Staat regiert wird.
Dieser „Staat“ existierte vor dem Separationskrieg noch gar nicht. Dennoch war
Kroatien in Jugoslawien schon vor dem Krieg als anerkannte Nation vorhanden und
die ersten freien Wahlen – ein deutliches Zeichen von Transformation – gab es bereits
vor dem Krieg. Vor dem Hintergrund all dieser Widersprüchlichkeiten wäre die Frage
der Anwendungsfähigkeit neuerer Transformationstheorien im luftleeren Raum ge-
blieben, ein Urteil wäre so nicht zu fällen gewesen. Die Antwort konnte nur sein, den
transformationstheoretischen Blickwinkel zu erweitern - zu schauen, wie und woraus
sich der Staat formierte. Wurde der Staat erst im Krieg geschaffen? Oder bestanden
einige Bestandteile des kroatischen Staates bereits vor dem Krieg? Lief die Trans-
formation während des Krieges lückenlos weiter? Warum war die demokratische in-
ternationale Gemeinschaft ab einem gewissen Punkt mit dem kroatischen
Transformationsprozess nicht einverstanden? Zu der Frage, welche Elemente den
kroatischen Staat genau auszeichnen und ob die Staatsbildung überhaupt abge-
schlossen ist, kam also noch die Frage nach der kroatischen Demokratie hinzu: Wel-
ches Verständnis von Demokratie existiert in Kroatien? Entspricht es den Maßstäben
der Europäische Union, denen Kroatien als Beitrittskandidat genügen soll?
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Die einfach klingende Idee, mithilfe der neueren transformationstheoretischen An-
sätze Kroatien in eine Kategorie einzuordnen, ist also weitaus komplexer als anfangs
angenommen und, wie sich bei Sichtung der Literaturlage zeigt, bislang von keinem
Autor vorgenommen worden. Am Ende dieser Arbeit wird die zweigeteilte Frage be-
antwortet sein, ob die Einordnung in eine Kategorie zum einen möglich ist und zum
anderen überhaupt sinnvoll.

Aus oben beschriebenen Gründen muss also zunächst eine Auseinandersetzung mit
der kroatischen Staatsbildung erfolgen. Erst wenn diese Staatsbildung abgeschlossen
ist, sind die methodischen Voraussetzungen für die Hinzunahme von transformations-
theoretischen Ansätzen erfüllt. Da sich die kroatische Transformation jedoch nicht so
reibungslos gestaltete wie in den meisten MOEL, wird der Blickwinkel auf die
Demokratisierung Kroatiens erweitert. In dieser Phase spielt die Europäische Union
als externer Akteur bereits eine herausragende Rolle und daher wird im letzten Kapi-
tel auch der Beitrittsprozess analysiert. In diesem letzen Teil soll der Erfolg oder die
Aussicht der Demokratiekonsolidierung untersucht werden.

Kroatien kann nicht losgelöst von seinem geografischen politischem Umfeld unter-
sucht werden. Für die Region zwischen Österreich und Griechenland wird von vielen
Seiten her der Name „Balkan“ verwendet. Seine negative politische Konnotation ist
überdeutlich und wird von den Staaten der Region daher abgelehnt. Der Begriff „Bal-
kan“ stammt aus osmanischer Zeit, ist türkisch und bedeutet „Gebirge“. Damit wird
die Gebirgskette bezeichnet, die sich 600km lang parallel zur Donau bis fast ans
Schwarze Meer erstreckt. Die Assoziationen, die heute weltweit mit „Balkan“ ver-
bunden werden, sprechen jedoch von Gewalt, Korruption und Verrat. Das Verb „to
balkanize“ meint im Englischen die Aufteilung einer Region in kleine antagonis-
tische Staaten. Auf europäischer Ebene kursieren daher einige Kunstworte, die einer-
seits die Gemeinsamkeiten besagter Region zu fassen versuchen – ohne stabile
Staaten wie Griechenland und die Türkei mit einzubeziehen -, und die andererseits
die negativen Assoziationen vermeiden sollen.

Einer dieser Begriffe ist „Westbalkan“. Damit werden die Nachfolgestaaten Jugo-
slawiens, jedoch ohne Slowenien, bezeichnet sowie Albanien. Dieser Begriff lehnt
sich der geografischen Klassifizierung „Balkan“ an, widerspricht sich aber gleichzei-
tig durch Ausschluss Sloweniens, dem westlichsten Land der Region. Zudem fasst er
Kroatien und Albanien gleichzeitig zusammen, was sowohl den historischen als auch
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den derzeit gegebenen Umständen überhaupt nicht gerecht wird.1 Ein anderer gern
verwendeter Begriff ist „Balkan-4“ oder in der um Kroatien erweiterten Version
„Balkan-5“. Dieser Begriff findet sich meist in den Dokumenten der Kommission
und der Weltbank.

Im Europäischen Parlament scheint sich hingegen der Begriff „Südosteuropa“ durch-
gesetzt zu haben, der Bulgarien und Rumänien ebenso einbezieht wie die Nachfolge-
staaten Jugoslawiens. Dies ist noch der neutralste existierende Begriff und beinhaltet
insbesondere durch den für sicher gehaltenen Beitritt von Bulgarien und Rumänien
eine positive Konnotation für die post-jugoslawischen Staaten (Bojkov 2004: 518).

1.1 Staatsbildung

Der Begriff „Staatsbildung“ meint die Schaffung und Konsolidierung eines Staats
bzw. die Schaffung und Konsolidierung seiner drei Hauptbestandteile Volk, Territori-
um und Staatsgewalt. Alle drei Elemente haben in Südosteuropa seit 1990 erneut
weithin sichtbare Veränderungen erfahren. Im Kapitel 2 sollen diese drei Elemente
eingehend untersucht werden. Das Interesse liegt dabei auf der Frage, wieweit die ge-
schichtliche Konstituierung jener Elemente für die später einsetzende Demokra-
tisierung positive oder negative Voraussetzungen schaffte. Stein Rokkan sieht in
Form und Verlauf der Nations- und Staatsbildung die bestimmenden Grundlagen für
spätere Konsolidierungserfolge von Demokratien.

Der Begriff „Nationenbildung“ steht in engem Zusammenhang mit der Staatsbildung.
Oftmals wird er sogar synonym verwendet, was für die Analyse der kroatischen
Staatsbildung und Demokratisierung aber nicht hilfreich ist und wesentlich unter-
schiedliche Prozesse vermischt. Eine Nation bezeichnet eine Gemeinschaft, bzw.
einen Personenverband. Als Gemeinschaft kann sie die Staatsbildung anstreben und
einen Nationalstaat ausrufen. Bevor eine Nation jedoch derart geschlossen auftreten
und sich unabhängig von anderen Akteuren als selbständig konstituieren kann, muss
die Nation selbst eine Nationsbildung durchlaufen, in der sie ihre Gemeinschaft fes-
tigt. Nach K.W. Deutsch durchlaufen Nationen „einem im Detail rekonstruierbaren
analytisch rekonstruierbaren Aufbauprozess [...] („nation building“), durch den sie in
mentaler, emotionaler, infrastruktureller und institutioneller Hinsicht eine im Ein-

1 Lendvai, Paul: Auf dem Balkan jagt die EU Phantombegriffen hinterher. Die Welt, 10. Juni 2005. Paul Lend-
vai ist Chefredakteur der Europäischen Rundschau.
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zelfall mehr oder weniger ausgeprägte kollektive Identität entwickeln.“2 Hat sich in
dieser Weise ein Volk konstituiert, wird es sein „Heimatterritorium“ für sich rekla-
mieren und auf diesem dann, als drittes Element der Staatsbildung, die Staatsgewalt
durchsetzen. Staats- und Nationsbildung können also nicht als synonym betrachtet
werden, wenn die Zukunftschancen einer Demokratie analysiert werden sollen. In
westeuropäischen Staaten passierte die Staatsbildung oftmals vor der Nationsbildung
(klassisches Beispiel: Frankreich). In Südosteuropa und insbesondere in Kroatien
wurde die Nation vor dem Staat geschaffen.

Das Kapitel 2 wird sich daher zunächst den Wurzeln der kroatischen Nation widmen.
Die Bildung der kroatischen Nation führte 1990 in den exklusiven Nationalismus.
Aus ihm resultierte jener Seperationskrieg, der später als „Heimatkrieg“ tituliert
wurde.3 Im Verlauf dieser Arbeit wird sich zeigen, dass damit zunächst die Elemente
Volk und Territorium gesetzt sind. Die Einführung des dritten Elements, der Staatsge-
walt, erfolgte bei gleichzeitiger Systemtransformation. Daher wird zunächst ein
eigenständiger Theorierahmen eingeschoben, der sich mit Transformationstheorien,
insbesondere osteuropäischen Zuschnitts, befasst. Da hier ein erweiterter transforma-
tionstheoretischer Begriff zugrunde gelegt wird, wird auch die Demokratiekonso-
lidierung mit einbezogen. Da sich die Europäische Union für die Region als
wichtiger externer Akteur gezeigt hat, wird ihr Einfluss auf die Konsolidierung der
kroatischen Demokratie, insbesondere im Hinblick auf den geplanten Beitritt, in
einem weiteren Kapitel untersucht. Auf der Grundlage von Form und Verlauf von
Nationsbildung, Staatsbildung und Demokratiekonsolidierung unter vermeintlich
europäischer Obhut wird ein abschließendes Fazit über die Zukunftschancen des
kroatischen Staates gezogen.

2 Senghaas (2004) über K.W. Deutsch.
3 Der Titel „Heimatkrieg“ wird vornehmlich von der rechtspopulistischen kroatischen Partei benutzt.

８



1.2 Theoretischer Rahmen der Nationalstaatsbildung

Seit dem unerwarteten Systemwechsel in Osteuropa entwickelt die Politikwissen-
schaft wieder zunehmend Interesse an der geschichtlichen Analyse einzelner Natio-
nalstaaten und Regionen (Linz/ Stepan 1996: 16-24). Insbesondere im Falle der drei-
fachen Gleichzeitigkeit (Offe) - von politischem und ökonomischem Systemwechsel
sowie der gleichzeitigen territorialen Neudefinition - reichen transformationstheore-
tische Aussagen allein nicht aus.

Claus Offe (1994: 59) hält den Versuch, transformationstheoretische Ansätze, wie sie
vor 1989 noch als richtig angesehen wurden, auf die Systemtransformation Osteuro-
pas anzuwenden, für irreführend und falsch. Auch wenn es sicherlich nicht richtig ist,
deshalb alle vor 1989 gesammelten Transformationstheorien außer Acht zu lassen, so
reichen sie in der Tat für das Verständnis der dreifachen Gleichzeitigkeit nicht aus.
Offe gibt hier keine weiteren Hinweise als den, dass in der dreifachen Gleichzeitig-
keit praktisch alles möglich, insbesondere der Nationalismus aber wahrscheinlich sei
(1994: 57-80). Stein Rokkan und dessen Arbeiten zu Demokratisierung und Nation-
bildung finden bei Offe keine Erwähnung.

Seitdem Peter Flore (1999) die theoretisch-konzeptionellen Kernaussagen Stein Rok-
kans zusammengefasst hat und damit die in Rokkans Publikationen verstreuten und
wenig konkret gehaltenen konzeptionellen Aussagen für neuere wissenschaftliche
Analysen greifbar macht, ist gerade in der dreifachen Gleichzeitigkeit nicht mehr
alles so überraschend, wie Offe dies noch sah, sondern gerade für den kroatischen
Fall sehr gut erklärbar.

Anhand der Aussagen Stein Rokkans soll der erste Strang der kroatischen Staatsbil-
dung, die Nationsbildung eingehend untersucht werden. Stein Rokkans Ansätze sind
aus drei Gründen für die vorliegende Arbeit äußerst bedeutend: Erstens hat sich Rok-
kan in der ersten Hälfte seiner wissenschaftlichen Tätigkeit Fragen der Demokra-
tisierung gewidmet. Sein Grundinteresse liegt damit genau in dem Punkt, auf den
auch diese Arbeit zusteuert, nämlich den Umständen von Demokratisierung. Zwei-
tens wechselte Rokkan den Schwerpunkt seines wissenschaftlichen Interesses maß-
geblich durch die 1970er Veröffentlichung Hirschmans zu „Exit, Voice, and Loyalty.“
Besagter Titel hat seine Erklärungskraft in Kroatiens Abspaltung von Jugoslawien
und der Abspaltung der Krajina von Kroatien doppelt bewiesen. Aus der durch
Hirschman angeregten Erkenntnis, dass „Loyalty“ eine unabdingbare Vorbedingung
für Demokratisierung ist, hat sich Rokkan in der zweiten Hälfte seiner wissenschaft-
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lichen Tätigkeit mit der Entstehung von Loyalty befasst.4 Dass er, und das ist der
dritte Grund, der für Rokkan spricht, die Entstehung von Loyalty im Nationsbil-
dungsprozess verortet, macht ihn für den kroatischen Fall mit seinem lange unter-
drückten Nationalismus besonders bedeutend.5

Peter Flore (1999: 1-92) hat aus Rokkans historischen Analysen die Kernschemata
zur Nationsbildung und Demokratisierung herausgearbeitet. Basierend auf „Exit, Voi-
ce, and Loyalty“ hat Rokkan erkannt, dass äußere territoriale Grenzen allein den in-
neren, vorrangig gesellschaftlichen Grenzziehungen (Cleavages) geschuldet sind.6

CLEAVAGES
Gesellschaften sind nie vollkommen homogen. Je genauer sie betrachtet werden, um
so mehr Abgrenzungslinien können erkannt werden: Es können religiöse Ab-
grenzungslinien zwischen Protestanten und Katholiken erkannt werden, ideologische
Abgrenzungslinien zwischen ländlich-konservativen und liberalen städtischen Be-
völkerungen oder historisch-geografische Abgrenzungslinien, wie sie sich in
Deutschland beispielsweise zwischen Ost und West erkennen lassen.

In seinen frühen Arbeiten zu Demokratisierung hat sich Rokkan den gesellschaftli-
chen Spannungslinien, bzw. Cleavages, gewidmet und gezeigt, dass sie sich in Partei-
en, Organisationen und Institutionen abbilden und in diese eingebunden werden.
Allerdings werden nicht alle durch Cleavages abgegrenzte Gesellschaftsteile einge-
bunden, sondern teilweise von dominierenden Gruppierungen ausgegrenzt. Und letzt-
lich sind auch nicht alle in politischen Strukturen abgebildeten und eingebundenen
Gesellschaftsgruppen vollkommen homogen: Auch diese eingebundenen Gesell-
schaftsgruppen weisen noch Cleavages auf, die, obwohl gerade nicht von Bedeutung,
dennoch existent sind. Rokkan bezeichnet den wechselnden Bedeutungsgehalt als
„freezing“ und „de-freezing“ der Cleavages. „Freezing“ und „de-freezing“ geschieht
seiner Ansicht nach in der Geschichte immer dann, wenn Krisen das System zu neu-

4 „Loyalty“ meint im ökonomischen Ansatz Hirschmans, dass ein besonders treuer Kunde seinem bevorzugtem
Anbieter erklären wird, was ihm am angebotenen Produkt nicht mehr zusagt. Diesen Kommunikations-
aufwand und die anschließende Wartezeit, die entsteht, bis das Angebot wieder in vollem Umfang zusagt,
wird nur ein Kunde tolerieren, der besonders loyal ist, also den eine hohe „Loyalty“ auszeichnet. Übertragen
auf Teilgesellschaften bedeutet dieser Ansatz, dass sie, wenn sie in hohem Maße loyal sind, vom Staat Ver-
änderungen einfordern werden. Sind sie nicht ausreichend loyal, dann entscheiden sie sich für den Austritt
aus dem Staat und wandern ab.

5 Stein Rokkan analysiert die Nationsbildungsprozesse des „keltischen, lateinischen und germanischen Euro-
pas“ (Flore 1999: 86), nicht die des slawischen Osteuropas. Dadurch kann das lateinische-katholische Kroati-
en mit in seinen Analyserahmen einbezogen werden.

6 Die im Folgenden bei Flore (1999) referenzierten Passagen beziehen sich immer auf Aussagen Rokkans, die
Flore zusammengetragen und strukturiert hat.
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en Sturkturbildungen gedrängt haben. In dieser Arbeit wird an die Stelle des Begriffs
der „Krise“ der Begriff „politische Aktion“ gestellt. Mit jeder Krise erhalten Clea-
vages dann eine abnehmende (freezing) oder zunehmende Bedeutung (de-freezing)
und bilden sich anschließend in Strukturen (Parteien, Organisationen, Staatsform)
ab.7 Der Prozess des Freezings und De-Freezings wird in dieser Arbeit, in Anlehnung
an den eingeführten Begriff der „politischen Aktion“, als „Reaktion“ bezeichnet.

Was bedeutet freezing und de-freezing nun in Bezug auf den „Exit, Voice, and Loyal-
ty“ – Ansatz? Die Antwort ist, dass die Bevölkerung eines Territoriums, je nach Art
der Systemkrise, verborgene und sichtbare Cleavages neu bewertet (freezing und de-
freezing). Ist die Systemkrise extrem groß, kann die Neubewertung der Spannungs-
linien letztlich für die relevante Bevölkerungsgruppe zu einem „Exit“ führen, was
Hirschman mit einer „Bevölkerungsabwanderung“ verglichen hat. Die Option „Voi-
ce“ wäre mit dem „Widerspruch“ der Bevölkerung zu vergleichen, wie sie ihn durch
Demonstrationen oder ein negatives Wählervotum geltend machen kann. Die
„Loyalty“ hingegen fungiert als informelle Hürde gegen das „Exit“ und wird durch
Nationsbildung und demokratische Legitimation gestärkt.8 Da nach Ansicht Rokkans
Cleavages auch immer eine territoriale Dimension haben, wie regionale kulturelle
Besonderheiten oder Territorialgrenzen transzendierende Religionen, besteht ein
enger und sehr kritischer Zusammenhang zwischen interner Strukturierung bzw. der
Förderung der „Loyalty“ und der Konsolidierung äußerer Grenzen. Wird die interne
Strukturierung zur Unterdrückung regional erkennbarer Gesellschaftsteile führen,
dann entscheidet sich diese Teilbevölkerung zum Austritt (Exit) aus dem Loyalitäts-
verband (Flore 1999: 8).

Rokkans Konzeptionen bilden demzufolge eine gute analytische Basis um die Clea-
vages der kroatischen Gesellschaft zu untersuchen und zu verstehen, warum ver-
schiedene Gesellschaftsteile zu Exit-Optionen neigen und welche informellen Hürden
der Nationenbildung und der demokratischen Partizipation dieser Abwanderung ent-
gegenstehen.

7 (Gesellschaftliche) Cleavages sind demzufolge auch immer existent, wenn sie gerade keine Bedeutung haben
und, so weist Rokkan nach, haben auch immer eine territoriale Dimension.

8 Das externe Boundary-Building (die Schaffung von äußeren Schranken, die einer Abwanderung entgegen-
stehenden), wird desweiteren noch durch die territoriale Konsolidierung (militärisch und administrativ),
durch die ökonomische Konsolidierung (Förderung schwacher Regionen und Infrastruktur) und die kulturelle
Konsolidierung gestärkt (Flore 1999: 31).
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NATIONSBILDUNG ALS TEIL DER STAATSBILDUNG
Stein Rokkan untersucht Nationsbildung in europäischen Staaten. Oftmals kam bei
europäischen Staaten, wie im Falle Frankreichs, die Staatsbildung (Territorium und
Herrschaft) vor der Nationsbildung. In der Folge der Staatsbildung kam es dann zu
einer internen Standardisierung und der Bildung einer territorialen Identität, inklusive
der Erkenntnis von Gemeinsamkeiten auch über weite Entfernungen hinweg. Die
empfundenen Gemeinsamkeiten und die daraus resultierende Solidarität erstreckte
sich über weite Entfernungen und bezog sich auf Personen, die dem einzelnen Mit-
glied der Gemeinschaft nicht direkt bekannt waren. Diese Gemeinschaft der Nation
kann Ziel herrschaftlicher Steuerung sein, denn sie bedeutet, dass die aus interner
Standardisierung hervorgegangene Nation ihr territoriales Gebiet verteidigen wird
und dadurch das Staatsterritorium gewahrt wird.

Territoriale Identität kann jedoch auch ohne herrschaftliche Steuerung, sondern initia-
tiv durch sich selbst abgrenzende Bevölkerungsteile geschaffen werden. In diesem
Fall kommt die Nationsbildung vor der Staatsbildung (Flore 1999: 66f).

Eine Nation ist nach Anderson eine vorgestellte Gemeinschaft, die sich selbst als be-
grenzt betrachtet und anders als bspw. eine Religionsgemeinschaft keine Erweiterung
der kameradschaftlichen Gemeinschaft anstrebt.9 Aus soziokultureller Perspektive hat
jeder Mensch eine Nationalität, so wie er auch ein Geschlecht „hat“.10

Der Begriff Nation wird auf drei Ebenen verwendet: Als Volks- oder Stammesnation
besteht die Tendenz, Minderheiten zu diskriminieren und zu einer Diktatur zu
werden. Als Kulturnation basiert die Nation auf Sprache und Tradition und bedarf
eines starken politischen Rahmens. Als Staatsbürgernation bezieht sie sich integrativ
auf alle Bürger, die im territorialen Geltungsbereich der Verfassung leben (Westle
1996: 43, nach Lepsius 1982).11

9 Laut Anderson, einemAnhänger der konstruktivistischen Schule, wurde das „Konzept der Nation“ durch den
frühen kapitalistischen Büchermarkt möglich. Dieser konstruierte, durch die in Gleichzeitigkeit beobachteten
Tätigkeiten von Gesellschaftsmitgliedern, in seinen Romanen das Gemeinschaftsgefühl. Das verwandschaft-
liche Verhältnis/ Stammesgefühl trat in den Hintergrund.

10 Die meisten Nationen wünschen sich eine Souveränität, der sie einen eigenen Staat als Maßstab zugrunde
legen (Anderson 1988: 14-17). Historisch lässt sich beobachten, dass eine im Entstehen begriffene Nation
dies zunächst durch die Herausgabe eines eigenen Wörterbuchs erkenntlich macht und dann Schulen und
Universitäten gründet, die in der selbst definierten Nationalsprache unterrichten (Anderson 1988: 76-78).

11 Anderson (1988: 14-17) merkt an, dass sich auch ein religiöser Zusammenschluss als Nation definieren kann,
so bspw. Israel als jüdischer Staat.
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Nationalismus steht in enger Verbindung zur Nationsbildung. Er existiert zumindest
in zwei Varianten: Der exklusive Nationalismus basiert auf einem übersteigerten
Selbstwertgefühl der Gemeinschaft und grenzt sich gegen andere Gruppen ab. Inklu-
siver Nationalismus hingegen bezieht in seinen Wertvorstellungen alle politischen
und kulturellen Gruppen integrativ mit ein und stützt das politische System in posi-
tiver Weise. Dadurch hilft dieser inklusive Nationalismus bei der Bildung und
Formierung eines Nationalstaats.12

Auch wenn er wenig augenfällig wurde, so war der exklusive Nationalismus in Ost-
europa nie verschwunden. Ethnisch selbstdefinierte Gruppierungen existierten mehr
als irgendwo anders. Sie lebten nebeneinander und unter der Zwangsgemeinschaft
der Sowjetunion. In Jugoslawien hatte Tito einen Vielvölkerstaat dadurch versucht zu
einen, indem er das Bild einer jugoslawischen Nation zu betonen versuchte.13 Inklusi-
ver Nationalismus kann separatistischen Tendenzen also entgegenwirken.

Abspaltungstendenzen, die primär auf einen höheren Wohlstand zurück zu führen
waren, gab es nicht nur in Jugoslawien, sondern auch in den MOEL, insbesondere in
Estland und Lettland.14 Exklusiver Nationalismus, der sich gegen Subnationen richte-
te, herrschte in Polen gegen die Deutschen, in Rumänien gegen die Ungarn, in Bulga-
rien gegen die Türken (von Beyme 1994: 124).

12 Im Ergebnis ist der integrative Nationalismus mit der herrschaftlich gesteuerten internen Standardisierung
vergleichbar. Dies wäre ein Nationalismus, der Kroatien bei der Integration seiner heimkehrenden serbischen
Kriegsflüchtlinge helfen könnte.

13 Von Beymes (1994: 134) Behauptung, dass es sich bei der jugoslawischen Nation um eine „wo es opportun
erschien“ erfundene Nation handelt, kann nicht bedenkenlos zugestimmt werden. Das slawisierte Südosteuro-
pa stellt vor dem Hintergrund der über Jahrhunderte dauernden fortlaufenden Umsiedlung von Ethnien eine
Schicksalsgemeinschaft dar, die gemeinsam unter den Bedingungen einer Trutzburg des habsburgischen Rei-
ches gegenüber den Türken gelitten hat. Fraglich bleibt, wie tief eine Gemeinsamkeit über wie viele Jahr-
hunderte bestehen muss um eine Nation erkennbar werden zu lassen. Zur Konkurrenz zentraler und
peripherer kollektiver Identitätsbildung vgl. Eisenstadt (1991: 31-33). Calic (2005a) weist darauf hin, dass
der Zusammenhalt unter den Völkern durch Titos Partisanenmythos, das hohe internationale Ansehen seiner
Person und das jugoslawischeWirtschaftswunder gestärkt wurde.

14 Offe (1992: 30) nennt diese kleinen, ökonomisch besser situierten Gebiete in Anlehnung an die reiche Kon-
go-Provinz „Modell Katanga“.
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1.3 Junge Staaten in der Demokratisierung

Rokkan hat seine Beoachtungen an Almond/ Pyes Modell der „Krisen der Entwick-
lung“ angelehnt. Demnach werden die Folgen aus Krisen und Herausforderungen in
der Geschichte in „institutionelle Lösungen“ gegossen. Die Institutionen führen ihre
Gestalt also auf die Krisen zurück, in denen sie bzw. wegen denen sie entstanden
sind.

Bestehen äußere Grenzen bereits, wie im französischen Beispiel, dann kann die staat-
liche Entwicklung nach Rokkan in vier Stufen unterteilt werden:

1.) Im Prozess der Staatsbildung werden Steuereinnahmen für die äußere Verteidi-
gung und für die Herstellung der inneren Ordnung generiert. Das Ziel ist die struk-
turelle Durchdringung.

2.) Im Prozess der Nationsbildung wird die allgemeine Wehrpflicht und Schulpflicht
eingeführt. Damit die interne Kommunikation möglich wird, werden Medienstruk-
turen gefördert und eine Nivellierung zwischen Zentrum und Peripherie angestrebt.
Das Ziel ist eine Standardisierung.

3.) Im Prozess der Demokratisierung wird die Parteienbildung vorgenommen, Rand-
gruppen wird die Oppositionsrolle erlaubt, die Massen werden durch das aktive und
passive Wahlrecht beteiligt. Das Ziel ist die Partizipation.

4.) Im Prozess der Einführung der Social Citizenship und der Redistribution wird der
Wohlfahrtsstaat ausgebaut, ein progressives Steuersystem eingeführt und ein Finanz-
ausgleich zwischen Regionen hergestellt. Das Ziel ist die Konsolidierung der Demo-
kratie.

Für Stein Rokkan setzt die Nationsbildung bereits in der Reformationszeit ein: Die
Abkehr von der Dominanz des Heiligen Stuhls und die Förderung der eigenen (Na-
tional-)Sprachen wurde hier virulent (Flore 1999: 66). Die eigene Sprache bewertet
Rokkan als ein sehr bedeutendes Abgrenzungsinstrument gegenüber anderen Territo-
rien, allerdings existieren auch zahlreiche andere Abgrenzungsmöglichkeiten.15

Die oben genannten vier Ziele muss auch ein Staat erreichen, bei dem die Nationsbil-
dung vor der Staatsgründung durchgeführt wurde (Kroatien). Um zur konsolidierten
Demokratie gelangen zu können, muss er ebenfalls eine administrativ-strukturelle

15 Hierzu verweist Rokkan als Beispiel auf die primär historischen Abgrenzungen, denen sich Scotland bedient.
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Standardisierung erreichen und die Homogenität erhöhen. Ebenso muss er das Ziel
erreichen, allen Bevölkerungsteilen eine Partizipation zu ermöglichen und schließlich
eine Umverteilung im Wohlfahrtsstaat herzustellen. Insbesondere die beiden letztge-
nannten Ziele sind Teil der Demokratisierung.

Die Konzeption dieser Arbeit unterteilt die Entwicklung des kroatischen Staates ent-
sprechend ihres historischen Verlaufs in Nationsbildung, Staatsgründung, Trans-
formation und Demokratiekonsolidierung. Da die Demokratisierung bereits parallel
zur Staatsgründung einsetzte, die Transformation jedoch durch die Umstände des Se-
parationskriegs aufgehalten wurde, ist die Vorwegnahme eines theoretischen
Rahmens der Demokratisierung im kroatischen Fall nicht sinnvoll, da sie zu allge-
mein gehalten werden müsste. Bevor diese Arbeit zu Fragen der Demokratisierung
gelangt, widmet sie sich in Kapitel 3.1 daher zunächst ausführlich den transforma-
tionstheoretischen Ansätzen und schließt diesen in Kapitel 3.2 einen Teil zur Demo-
kratisierung bzw. Demokratiekonsolidierung an. Kapitel 3.2 entwickelt aus einem
Vergleich verschiedener demokratietheoretischer Standpunkte ein für die aus der
Transformation entwachsenen jungen Staaten dienliches Analyseraster der Demokra-
tiekonsolidierung. Dieses Verfahren entspricht der einleitend skizzierten verbreiterten
transformationstheoretischen Sichtweise (Kapitel 1).
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1.4 Fragestellung

Nach Stein Rokkan sind Form und Verlauf der Staats- bzw. Nationsbildung aus-
schlaggebend für die Variationen der Demokratisierung (Flore 1999: 85). Ziel dieser
Arbeit ist es, die Staatsbildung und Demokratisierung des Beitrittskandidaten Kroati-
en zu untersuchen. Für diese Untersuchung werden folgende fünf Fragestellungen
leitend sein:

1.)Welche Cleavages der kroatischen Gesellschaft haben sich auf welche Weise
entwickelt? Welche Cleavages sind derzeit offensichtlich oder latent, befinden sich
also in einem strukturbestimmenden Stadium oder können in zukünftigen Krisen
erneute Bedeutung erhalten (freezing vs. de-freezing)?

2.) Inwieweit wurden und werden diese Cleavages in den Systemstrukturen ge-
bunden? Welche Barrieren werden gegen die Partizipation einzelner gesellschaftli-
cher Cleavages erhoben, bzw. was wird getan, damit ein ausreichendes Maß
gesellschaftlicher Strömungen im System integriert ist?

3.)Wieweit lässt sich Rokkans Adaption des „Exit, Voice, and Loyalty“ – Ansatzes
auf die Entwicklung kroatischer Staatlichkeit bzw. der mit ihr einhergehenden Na-
tionsbildung anwenden? Welche Form nimmt die informelle Hürde der Loyalty
insbesondere in Bezug auf starke regionale Minderheiten ein?

4.)Welche Bedeutung kann den verschiedenen Phasen der kroatischen Systemtrans-
formation auf die Konsolidierungsfähigkeit der kroatischen Demokratie beige-
messen werden?

5.)Welcher Einfluss auf die Konsolidierungsfähigkeit der kroatischen Demokratie
kann der Europäischen Union zugeschrieben werden? Welcher Instrumente der
Demokratiekonsolidierung bedient sie sich und welche Instrumente stehen ihr
noch offen? Welche Chancen hat Kroatien ein verlässlicher und demokratischer
Mitgliedsstaat der Europäischen Union zu werden?

１６



2. Die Wurzeln der kroatischen Staatlichkeit und

ältere Staatsprojekte

2.1 Siedlungsgeschichte in Südosteuropa und historische

Bezüge der Staatlichkeit

Allen heutigen Nationalstaaten Südosteuropas konstruieren ihre Nationalgeschichte
über mythische Vergangenheitsvorstellungen. Allerdings weiß die Geschichtswissen-
schaft gerade über jene Phase vom 7. bis zum 10. Jahrhundert am wenigsten, in die
die Nationen ihre Wurzeln konstruieren. Um den gesellschaftlichen Bruch zu über-
winden, der durch die osmanische Eroberung entstanden war, wurde die ideolo-
gische Kontinuität zwischen den mittelalterlichen Staaten und den neueren Staaten
überzeichnet. Alles, was dazwischen geschehen ist, wird als eine Abweichung von
der Norm gesehen, die korrigiert werden muss (Ćirković 1999: 15). Auch Kroatien
bedient sich dieser Verklärung in seiner Verfassung. Dort wird das kroatische
Parlament in der Tradition der städtischen Landtage des kroatischen Königreichs ab
dem 10. Jahrhundert gesehen (Zabošek 2004: 677).

Die ältere Geschichte der Region wird sowohl in mythischer, als auch in wissen-
schaftlicher Weise als Summe der Geschichte von Nationalstaaten geschrieben. Da
sie immer als Integrationsinstrument für den jeweiligen Nationalstaat dienen musste,
kommt dabei alles zu kurz, was Minderheiten zugeschrieben werden müsste. Die
Folge ist ein vereinfachendes und extrem verzerrtes Bild, das erheblich „vom tat-
sächlichen Verlauf der Ereignisse“ abweicht (Ćirković 1999: 14).

Im Folgenden wird zunächst die Siedlungsgeschichte der verschiedenen Ethnien be-
trachtet und dabei auch der Einfluss der osmanischen Dominanz untersucht. Im zwei-
ten Schritt werden dann die Herrschaftsverhältnisse skizziert, wie sie der jungen und
wenig verlässlichen kroatischen Geschichtsschreibung zufolge auf dem heutigen
kroatischen Staatsgebiet bestanden haben sollen. Für die hier behandelte Fragestel-
lung sind die frühen Herrschaftsformen aber von geringerer Bedeutung, sie sollen
vielmehr nur der Vollständigkeit halber Erwähnung finden.
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2.1.1 Siedlungsgeschichte

Über die antiken Ansiedlungen ist besonders wenig bekannt. In den Städten der
Adriaküste lebten die Romanen, die ihre Latinität und ihre römische Rechtstradition
bewahrten. Im Landesinneren sind zuverlässig nur zwei Gruppierungen bekannt, die
als Nachfahren von Altsiedlern bekannt sind: die Wlachen als stärker romanisierte
Provinzbevölkerung, mit einer tendenziellen Herkunft aus dem westlichen und
zentralen Teilen der Balkanhalbinsel und die Albaner als weniger romanisierte Grup-
pierung.

Am Anfang des Mittelalters breiteten sich kleine slawische Fürstentümer von den
Nordufern der Donau und vom Hinterland dalmatischer Städte aus. Unter den etwa
dreißig Fürstentümern finden sich auch die Stammesnamen der Serben und der Kroa-
ten, denen jedoch zu dieser Zeit noch keine große Bedeutung beigemessen werden
kann.1 Die Fürstentümer stießen in ihrem Siedlungsgebiet bis zur Adria vor, überzo-
gen das Land aber nicht vollkommen und gleichmäßig, sondern hinterließen überall
kleine und größere Enklaven von Altsiedlern. Eine Durchmischung von Altsiedlern
und slawischen Stämmen scheint zumindest bis zum 13. Jahrhundert nicht stattge-
funden zu haben (Ćirković 1999: 16).2

Aufbauend auf den Stammesterritorien serbischer und kroatischer Gruppierungen
bildeten sich einige vitalere Fürstentümer, insbesondere die kroatischen im Hinter-
land Dalmatiens. Ende des 10. Jahrhunderts wurde an Držislav als ersten kroatischen
Herrscher die Königswürde von Konstantinopel verliehen (Goldstein, I. 1999: 41).
Bis zum 12. Jahrhundert hatte sich hier eine Vorstellung von einem eigenen Territori-
um (regnum croatiae), einem Gewohnheitsrecht und der Existenz der „Zwölf Stämme
des Kroatischen Königreichs“ entwickelt.3 Damit ging jedoch keinesfalls eine Homo-
genisierung der Bevölkerung einher. In den Städten der Adriaküste prägten die
Romanen die politische Gemeinschaft, auf das Hinterland wirkten sie aber kaum ein.

Innerhalb der verschiedenen Territorialherrschaften waren neben den Altsiedlern und
den slawisch-kroatischen Stämmen auch die Viehwirtschaft betreibenden Wlachen

1 Die religiös-kulturellen Unterschiede zwischen Serben und Kroaten entstanden erst durch die katholische
bzw. die serbisch-orthodoxe Kirche (Ćirković 1999: 16).

2 Gleichwohl wurde durch die (byzantinische) Kirche eine Missionierung unter den einwandernden Slawen un-
ternommen, um hierdurch eine Einbindung zu erwirken (Pasic 1973: 125).

3 K.W. Deutsch (1972: 18) beschreibt einen Stamm als eine politische Einheit, die über der Sippe steht, klein
genug ist, um sich auf eine gemeinsame Abstammung zu beziehen, aber groß genug, um die Heirat unterein-
ander zu erlauben.
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und Albaner vertreten. Für den hier betrachteten geografischen Raum sind die Wla-
chen entscheidender. Sie besaßen kein eigenes Mutterland wie die Albaner, sondern
lebten weit verstreut über die ganze Balkanhalbinsel, waren zahlreich und expan-
dierten auch noch am Ende des Mittelalters. Die Wlachen integrierten sich in die
Gutsgemeinschaft und nahmen auch die regionalen Sprachen an, genossen aber
wesentlich mehr Freiheit als die üblichen Bauern, da sie für ihren Gutsherren mit ih-
ren Pferden und Waffen einen bedeutenden Kriegsfaktor bildeten. Sie waren nicht
territorial gebunden, sondern organisierten sich in Familienverbänden und bewahrten
sich hierdurch eine hohe kulturelle Eigenständigkeit. Sie integrierten sich als Serben,
Kroaten oder Muslime, hielten aber dennoch an Sippen und Bruderschaften fest. Erst
gegen Ende des 15. Jahrhunderts assimilierten sie sich zunehmend. Der Begriff
„Wlachen“ ist hingegen noch nicht verschwunden. Er wurde lange als Bezeichnung
für Viehzüchter verwendet und dient den dalmatischen Inselbewohnern als allge-
meine Bezeichnung für alle Festlandbewohner.

NEUGLIEDERUNG DURCH OSMANISCHE DOMINANZ
Die osmanischen Eroberungen des 14. und 15. Jahrhunderts veränderten die
kulturellen Strukturen Südosteuropas radikal. 1396 fielen die Türken zum ersten Mal
in Slawonien, dem heutigen Ostteil Kroatiens ein. Die osmanischen Einflüsse
wirkten überwiegend in den Städten und an strategischen Punkten, das Umland blieb
bäuerlich-christlich. Die Fluchtbewegungen vor osmanischen Feldzügen waren je-
doch in der ganzen Region spürbar. Nach der Schlacht von Krbava 1493 flohen viele
Kroaten und siedelten sich in Österreich oder Ungarn an. In den verwaisten Gebieten
wurden von den Osmanen islamisierte Serben und Herzegowiner angesiedelt. Im
Ergebnis erweiterte sich durch diese Umsiedlungsprozesse das Ansiedlungsgebiet
von Wlachen und Albanern zu Ungunsten der Ackerbau betreibenden Bauern.
Verwandtschaftsverhältnisse dominierten verstärkt die Kultur.

Während es also in weiten Teilen Europas im 16. und 17. Jahrhundert zu einer
Vereinheitlichung und Stabilisierung großer Ethnien kam, wurde dieser Prozess in
Südosteuropa durch osmanische Eroberungen und Fluchtbewegungen umgekehrt.
Mit Zurückdrängen der Türken zwischen 1683-1699 und in den Kriegen des 18.
Jahrhunderts wurden diese Prozesse nochmals verstärkt.

In den von den Osmanen fluchtartig verlassenen Gebieten siedelten die habsbur-
gischen Behörden schließlich etwa 40.000 Serben, aber auch Kroaten, Ungarn, Deut-
sche, Juden, Slowaken, Ruthenen und auch kleinere Gruppen von Franzosen und
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Spaniern an. Den Habsburgern erschien die kontinuierliche militärische Besetzung
der Zone zu kostspielig und deshalb siedelten sie dort vorrangig serbische Wehrbau-
ern an.4 Angelockt wurden sie durch eine sechsjährige Steuerfreiheit auf Haus und
Grund und über das Versprechen, als freie Bauern leben zu dürfen (Lampe 2000: 37).
So entstand die habsburgische Militärgrenze (Anhang I). Wegen des unterschiedli-
chen Rechtsverständnisses der angesiedelten Gruppierungen und der nicht klar aufge-
teilten Zuständigkeiten der lokalen Ständevertretungen waren die Folgekonflikte vor-
programmiert (Ćirković 1999: 24f; Goldstein, I. 1999: 43).

Die erste Blütezeit des kroatischen Königreichs entstand zur Zeit von Petar Krešimir
IV (1058-74) und Dimitrije Zvonimir (1075-89). In dieser Zeit gelang es, Slowonien
und Dalmatien an das Königreich Kroatien anzugliedern und internationale An-
erkennung zu erlangen.5 Von 1095 bis 1526 wurde das Königreich „Dalmatien, Kroa-
tien und Slawonien“ in Personalunion vom ungarischen König regiert. Die kroatische
Herrscherschicht und Landesversammlung (Sabor) verfügte aber autonom über
Verwaltung und Heer des Königreichs. Dies ist die Blütezeit, an die die heutige kroa-
tische Verfassung in gleichsam mythischer Weise anknüpft.

Unter den kroatischen Städten nahm Dubrovnik eine Sonderstellung ein, da es dem
Stadtpatriazat gelang, ab dem 12. Jahrhundert eine selbständige Republik zu bilden.
Organisiert nach venezianischem Vorbild erwarben sie Land von bosnischen und ser-
bischen Herrschern und dehnten ihre Grenzen bis zum 15. Jahrhundert aus. Aufgrund
günstiger Verträge mit dem osmanischen Reich erlebte die Republik im 16. Jahr-
hundert eine Blüte (Lampe 2000: 34). Bergbau im Hinterland und Handel im Mittel-
meerraum machten die Stadt reich. 1667 tötete ein Erdbeben jedoch die Hälfte der
Bewohner. Von dieser Krise erholte sich die Republik nicht mehr (Goldstein, I. 1999:
42).

Ćirković stellt resümierend fest, dass das bunte Durcheinander verschiedenster
Völker und Gruppierungen in dem einen geografischen Raum der Balkanhalbinsel
eine „Fixierung auf Geschichte und „historische Rechte“ [zur Folge hat], die
selektiv aus der für die betreffende Nation günstige Periode abgeleitet werden.“6 Die

4 Die Militärgrenze befand sich an der Unterseite des Ostschenkels des kroatischen Hufeisens, hier entstand im
Kroatienkrieg die separatistische Republik Krajina.

5 Neben dem kroatischen Königreich waren noch das serbische und das bulgarische Königreich relativ stabile
Territorien des mittelalterlichen Balkans (Pasic 1973: 119).

6 Vgl. hierzu auch das Interview mit dem Anführer der extremistischen kroatischen Miliz HOS Dobrosla Pa-
raga, der Kroatien während des Jugoslawienkrieges wieder in seiner „urtümlichen Form“ herstellen wollte
und bei der gedanklichen Grenzziehung alle Gebiete mit einschloß, die je kroatisch gewesen waren, er sich
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nationalgeschichtliche Diskrepanz zwischen der Realität gesellschaftlicher und eth-
nischer Prozesse sowie der Interpretation dieser Realität entweder über
einheimische Mythen oder nicht passende europäische Konzepte verschärft die Kon-
flikte zwischen den unterschiedlichen Völkern (Ćirković 1999: 24f).

2.1.2 Kroatien unter habsburgischer Dominanz

Politische Aktion: Nachdem sich das Kriegsglück der Osmanen im Zuge der zweiten
Belagerung Wiens 1683 wendete, begann die schrittweise Zurückdrängung der Tür-
ken, die 1718 zur charakteristischen Hufeisenform des bosnisch-kroatischen Grenz-
verlaufs führte. Die Befreiung von der osmanischen Dominanz führte aber nicht zu
einer Wiederkehr der kroatischen Autonomie, sondern zu ihrer Einschränkung. (Zi-
vil-)Kroatien wurde der ungarischen Krone unterstellt.7 1805 besiegte Napoleon die
Habsburger Monarchie und 1809 wurden alle kroatischen Gebiete südlich der Save,
Dalmatien, Istrien und Dubrovnik der französischen Verwaltung unterstellt und be-
kamen den Namen „Illyrische Provinzen“ (Goldstein, I. 1999: 46). Hiermit wollten
die Franzosen eine geeignete militärische Verwaltungseinheit in Anlehnung an die il-
lyrischen Provinzen des römischen Reichs schaffen und keine Einigungsbewegung,
wie sie sich ab 1830 unter diesem Namen entwickelte (Lampe 2000: 41).

Reaktion (Cleavage): Der „Illyrismus“ als Einigungsbewegung wollte über eine
vereinheitlichte Schriftsprache die Integration aller Südslawen erreichen (Lampe
2000: 40). Die Bewegung differenzierte zwischen bosnischen Muslimen, für die sie
Sympathie hegte, und Osmanen, die vom Balkan verjagt werden sollten (Žanić 1999:
289).8 Von den Intellektuellen Serbiens und Sloweniens wurde dieses erste Projekt
einer übergreifenden bürgerlichen Öffentlichkeit abgelehnt. Die Slowenen schlossen
sich nicht an, weil der „Illyrismus“ ihnen die serbokroatische Sprache aufgezwungen
hätte und sie ihre eigene Nationalsprache nicht aufgeben wollten. Die Serben hatten
ihre nationale Unabhängigkeit gerade erst erreicht und sahen keinen Grund, sich mit
den Kroaten zu verbünden.

aber nie auf einen bestimmten Zeitabschnitt bezog und somit Kroatien in seiner Vorstellung wirklich größer
war, als es jemals gewesen war (Der Spiegel, 18. November 1991).

7 Der Staat Kroatien vereinigt heute die Regionen Dalmatien, Istrien, Slawonien und (Zentral-)Kroatien.
(Zentral-)Kroatien wurde zum Großteil durch die Militärgrenze besetzt, der verbleibende Teil wurde folglich
Zivilkroatien genannt.

8 Diese Bewegung betonte die beiden Cleavages „Sprache“ und „geschichtliche Erfahrung“, indem sie alle
serbokroatisch sprechenden Bevölkerungen vereinigen wollte und die verbleibenden Reste osmanischer Do-
minanz zu verfolgen suchte. Dem religiösen Cleavage zwischen muslimisch und nicht-muslimischen Be-
völkerungsgruppen wurde keine Bedeutung beigemessen - nach Rokkans Begrifflichkeit war er also
„eingefroren“.
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Politische Aktion: Nach der ungarischen Revolution wurden Zivil-Kroatien und
Slawonien 1849 direkt Wien unterstellt, die kroatischen staatlichen Institutionen auf-
gehoben, die Opposition verfolgt, die kroatische Fahne verboten und Deutsch als
Amtssprache eingeführt. Dies kann auch als Reaktion auf den beginnenden kroa-
tischen Nationalismus gesehen werden. Die kroatische Nation steht diesbezüglich in
einer Reihe mit zahlreichen europäischen Nationen der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts.9

Reaktion (Cleavage): Die jugoslawistische und die kroatisch-nationalistische Strö-
mung der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts sind Ursache und Folge dieser fort-
laufend wechselnden, aber kontinuierlichen Repressionen. Der kroatische Nationalis-
mus zielte auf die Vereinigung aller mehr oder minder von Kroaten besiedelten
Länder des südslawischen Raumes ab und unterscheidet sich damit vom früheren
kroatischen Illyrismus, der sich am nicht territorialen Serbokroatischen orientierte.
Die jugoslawistische Strömung hingegen richtete sich nicht gegen den Aspekt territo-
rialer österreichischer Machtausübung, sondern gegen die hiermit einhergehende und
gerade Territorialgrenzen überschreitende kulturelle deutsche und italienische Über-
macht. Die Relevanz dieses Cleavages war für die Kroaten, denen es zunächst um
eine herrschaftliche Unabhängigkeit gehen musste, weniger bedeutend als für die
Serben. Der Jugoslawismus bildete als kultureller Cleavage zwar auch eine Front
gegen die deutsche Sprache, ist hierdurch aber nicht maßgeblich geprägt. „Kultur“ ist
noch entschieden mehr als die „Sprache“. Der Jugoslawismus setzte der Einfluss ge-
winnenden deutschen Kultur das ebenso breit definierte südslawische kulturelle
Element entgegen.10 Der Jugoslawismus war folglich primär ein (groß-)serbisches
Projekt (vgl. Sundhausen 2003: 3).

Politische Aktion: Durch den Ausgleich zwischen Österreich und Ungarn entstand
1867 die Doppelmonarchie Österreich-Ungarn. Der kroatische Sabor forderte in
diesem Zuge die politische Autonomie, pochte auf das historische Recht der voll-
kommenen staatlichen Selbständigkeit und Unabhängigkeit, wie sie im Mittelalter
bestanden habe und auf die offiziell nie verzichtet worden war. Mit dieser Forderung
war auch der Anspruch auf eine Wiederherstellung des Königreichs aus den Teilen

9 Die Ablösung des Lateinischen durch die deutsche Sprache hatte denjenigen Völkern Vorteile verschafft, die
diese Sprache beherrschten. Latein war demgegenüber eine internationale Sprache gewesen, die allen
Völkern ähnliche Schwierigkeiten bereitete. Als Reaktion auf die Einführung der deutschen Amtssprache op-
ponierten die alphabetisierten mittleren Bevölkerungsschichten, bildeten „Lesekoalitionen“ und förderten
ihre eigene Landessprache. Die Sprache ist ein entscheidender Faktor in der Nationsdefinition.

10 Zur Erinnerung: „Jug“ heißt „Süd“.
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Zivilkroatien plus Militärgrenze, Istrien und Dalmatien verbunden (Goldstein, I
1999: 50). Das Ergebnis dieser Forderungen war jedoch ein äußerst dürftiges: In den
inneren Angelegenheiten Justiz, Kultur und Unterricht wurde den Kroaten eine
Teilautonomie zugesprochen. In der Exekutive und Legislative wurde Kroatien
wieder vollkommen von Ungarn abhängig.11 Ab 1871 wurde die Militärgrenze
schrittweise aufgelöst und ab 1881 der ungarischen Entscheidungsgewalt unterstellt.
Daraufhin entstanden Unruhen in Zagreb und anderern Städten, denen sich auch die
Bauernschaften im Protest gegen die ungarische Steuerverwaltung anschlossen. Un-
garn antwortete mit einer Niederschlagung und einer „Epoche brutaler Repression“
(Goldstein, I. 1999: 55).

Reaktion (Cleavage): Die Auflösung der Militärgrenze hatte zur Folge, dass die im
Gebiet der Militärgrenze (der Krajina) lebenden Minderheiten nun auf relativ über-
raschende Weise viele ihrer Vorrechte verloren und unter das Diktat Ungarns gestellt
wurden. Rückblickend war die Militärgrenze ein mehr als 250 Jahre bestehender, eth-
nisch äußerst heterogener separater Rechtsraum, der auf dem Territorium des kroa-
tischen Königsreichs lag, aber durch Österreich-Ungarn dem kroatischen Herr-
schaftszugriff entzogen und mit serbischen Wehrbauern besiedelt worden war. Durch
Österreich-Ungarn hat die kroatische Gesellschaft den größten ihrer Cleavages erhal-
ten, der sich in der Krajina territorial deutlich abzeichnet und der seither immer eine
wichtige Rolle in der Geschichte gespielt hat.

Politische Aktion: Die auf kroatischem Gebiet bestehenden Konfliktlinien wurden
durch Österreich-Ungarn ausgenutzt und instrumentalisiert. Dieses Herrschaftsmittel
fand einen besonders günstigen Ansatzpunkt in den konfessionellen Konfliktlinien
zwischen Serben und Kroaten, die in einem Umfang von 30 bis 60 Prozent unter den
Kroaten lebten. Die Serben fühlten ihre kulturell-konfessionelle Identität inmitten
einer katholisch-kroatischen Umgebung bedroht. Die Abgrenzungstendenzen wurden
durch den für die serbische Minderheit attraktiven und direkt benachbarten ser-
bischen Nationalstaat, wie er nach Rückzug der Osmanen entstanden war, verstärkt.
Die Kroaten begriffen dies, ebenso wie die Kooperation der serbischen Minderheit
mit den ungarischen Unterdrückern, als eine mangelnde Loyalität gegenüber dem
kroatischen Heimatland (Goldstein, I. 1999: 56f).

11 In der Entwicklung der Infrastruktur, des Eisenbahnbaus und der landwirtschaftlichen Produktion mussten
sie sich dem Diktat Ungarns fügen und hierin sieht Goldstein auch den Grund für mangelnde Moder-
nisierungsfortschritte und verödete Landstriche. Im unter österreichischem Einfluss stehenden Istrien und
Dalmatien war die Unterentwicklung jedoch noch stärker (Goldstein, I. 1999: 53f).
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Reaktion (Cleavage): Der Umfang, in dem die Habsburger den kulturell-kon-
fessionellen Cleavage ausnutzten, führte zu einer cleavage-überbrückenden Gegenre-
aktion: 1895 wurde das neue kroatische Nationaltheater eröffnet. In diesem Zuge
kam es zu zahlreichen Demonstration der Zagreber Jugend. In Anwesenheit des habs-
burgischen Regenten Franz Joseph verbrannten sie die ungarische Fahne. Diese „fort-
schrittliche Jugend“, wie sie sich nannte, setzte sich für die Überwindung des
serbisch-kroatischen Dualismus ein, der von Österreich-Ungarn so erfolgreich aus-
genutzt werden konnte. Die sich hieraus entwickelnde politische Bewegung führte
zur Gründung der Fortschrittspartei.12 1903 kam es erneut zu blutigen Bauern-
demonstrationen im Zagreber Umland, die von den ungarischen Ordnungskräften
niedergeschlagen wurden. Jetzt nahmen die Ereignisse eine neue Qualität an: Einige
der Aufrührer mussten ins Ausland fliehen und wiesen damit auch international auf
die Probleme unter ungarischem Diktat hin. Neue Eliten betraten die politische
Bühne und Aktionen in Dalmatien und Nordkroatien wurden nun derart koordiniert,
dass die Konflikte zwischen Budapest und Wien zum kroatischen Vorteil genutzt
werden konnten. Hierbei entwickelte sich eine Koalition aus Parteien modernen Zu-
schnitts: Die Kroatische Rechtspartei, die Fortschrittspartei und die Serbische Selb-
ständige Partei (SSP) bildeten eine Kroatisch-Serbische-Koalition (HSK). 1905
konnte diese Koalition die Wahl für sich entscheiden und eine von Budapest akzep-
tierte, aber vollkommen eingeschränkte Regierung bilden.13 Diese Zusammenarbeit
zwischen Serben und Kroaten wurde von Wien und Budapest erheblich sabotiert.14

1912 vertrieben die Verbündeten Serbien, Bulgarien und Griechenland die os-
manische Besatzung restlos vom südlichen Balkan.15 Serbien besetzte das Kosovo, in
dem zu diesem Zeitpunkt bereits mehrheitlich Albaner lebten (Perivić 1999: 107).
Der Erfolg Serbiens löste auch in kroatischen Gebieten und unter der kroatischen Be-
völkerung Begeisterung aus, die jedoch ein Jahr später, als es im zweiten Balkankrieg
unter den früheren Verbündeten um die Verteilung der Beute ging, nicht mehr vor-
handen war. Serbien wollte Hegemon aller südslawischen Länder werden.

12 Die Fortschrittspartei datiert ihre Gründung auf das Jahr 1904 und damit auf die Zeit nach den politischen
Demonstrationen von 1895-1903. Nach Stein Rokkan kann also beobachtet werden, dass eine Systemkrise
(habsburgischer Unterdrückung) mit einer politischen Bewegung beantwortet wird (Fortschrittliche Jugend)
und ihre Abbildung in einer Systemstruktur findet (Fortschrittspartei).

13 Etwa 2 Prozent der Bevölkerung hatten das Wahlrecht (Goldstein, I. 1999: 57).
14 Wien lancierte mehrere Klagen wegen Verleumdung und Hochverrats gegen einzelne Vertreter der Kroatisch-

Serbischen-Koalition. Nachdem die fingierten Beweise die Prozesse verlieren ließen und damit die k.u.k-
Monarchie an Ansehen verlor, setzte Ungarn ein neues Regime in Kroatien ein.

15 Makedonien war eines der Länder, in denen die Türken am längsten blieben.
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ZWISCHENERGEBNIS: CLEAVAGES IN DER NATIONSBILDUNG
Wie wir gesehen haben, weist die Siedlungsgeschichte Südosteuropas eine Vielzahl
unterschiedlichster Bevölkerungsgruppen auf, die lange unter der osmanischen, spä-
ter dann unter habsburgischer Dominanz existierten. Eine Nationalstaatsbildung
westeuropäischen Zuschnitts konnte aus zwei Gründen lange nicht erreicht werden:
a) weil die Siedlungsgebiete der verschiedenen Nationen meist nicht mit den poli-
tischen Grenzen übereinstimmten und die jeweiligen Siedlungsgebiete auch immer
starke Minderheiten anderer Nationen beherbergten und b) diese Minderheiten ins-
besondere von den Habsburgern stark instrumentalisiert wurden und durch diesen
externen Einfluss ein internes Arrangement mit den gesellschaftlichen Cleavages be-
hindert wurde. Dies galt wegen der habsburgischen Militärgrenze (Krajina) für Kroa-
tien in wesentlich stärkerem Umfang als für Serbien, das sich daher zu Beginn des
20. Jahrhunderts als stärkster Staat in Südosteuropa behaupten konnte.

Die sukzessive Fremdbestimmung kroatischer Gebiete durch die Osmanen, die Un-
garn, dann durch Napoleon, dann wieder durch die Ungarn und schließlich direkt
durch Wien gelten jeweils als politische Aktionen, denen eine Reaktion durch „Free-
zing“ oder De-Freezing“ innerer Cleavages folgte.

Dabei fällt auf, dass die Religion in Südosteuropa kaum zu mehr als einem Flucht-
punkt für den unterdrückten Nationalismus reichte. Die orthodoxen Serben definieren
Religion in Bezug auf ihre slawische Kultur, die katholischen Kroaten auf nationalem
Niveau. Daher ließen sich aus der Religion heraus keine vereinten Aktivitäten der un-
terdrückten Völker gegen die habsburgische Dominaz initiieren, noch wurde die Re-
ligion zu einem Thema, an denen sich Konflikte zwischen Serben und Kroaten
entzündeten. Ein Freezing des religiösen Cleavages schien immer relativ leicht
vonstatten gehen zu können. Katholische Kroaten und orthodoxe Serben konnten sich
leicht über ihre Sprache verbrüdern.16 Allerdings errichteten sie hierdurch auch
gleichzeitig eine Barriere gegenüber der relativ homogenen slowenischsprachigen
Region. Der gemeinsame Nenner der drei Völker ist daher vorrangig die gemeinsame
geschichtliche Erfahrung der Okkupation durch die Osmanen. Aus ihr heraus hätte
eine Verbrüderung erwachsen können, die sich gegen Österreich-Ungarn hätte richten

16 Die Sprache der Serben und die Sprache der Kroaten sind derartig identisch, dass es keine Verstehensproble-
me geben muss. Wenn eine Unterscheidung erkannt werden will, ist sie aber auch möglich, d.h. aus dem
geringen Unterschied kann politisch eine Barriere gebildet werden. Vgl. Kap. 2.2.1: Die Verfassungsreform
von 1974.
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können. Allerdings konnten sich die Serben frühzeitig emanzipieren und mit Abzug
der Osmanen einen Nationalstaat errichten. Durch die große serbische Minderheit auf
kroatischem Gebiet erfuhr der kroatische Widerstand eine Schwächung, da der ser-
bischen Minderheit der prosperierende serbische Nationalstaat mehr am Herzen lag,
als die Restauration des kroatischen Königreichs. Zu einer Übereinkunft gelangten
Serben und Kroaten erst, als sie gemeinsam gegen die deutsche Kulturverbreitung
vorgehen konnten.17

2.1.3 Das Königreich der Slowenen, Serben und Kroaten

DIE GRUNDLAGEN DER VEREINIGUNGSIDEOLOGIE
Der politische Jugoslawismus fußt auf einer romantischen literarischen Idee der
1830er Jahre, die unter dem Namen „Illyrismus“ gefasst wird.18 Als Kriterium wurde
die serbokroatische Sprache gewählt, in der die illyrische Literatur verfasst wurde,
um sich damit von den Einflüssen anderer Sprachen, also besonders des Deutschen,
Ungarischen, Türkischen und des Italienischen abzusetzen. Als der Jugoslawismus ab
1850 politische Wirkung entfaltete, tat er dies jedoch vornehmlich unter serbischer
Flagge.19 Die literarische Utopie des Illyrismus war längst Geschichte und die klare
serbische Vormachtstellung führte die romantische Integrationsbewegung mit der Bil-
dung des gemeinsamen Königreichs ad absurdum.20

Der politische Jugoslawismus opponierte primär gegen die deutschen und
italienischen kulturellen Einflüsse in der Region und idealisierte die romantische Vor-
stellung einer slawischen Verständigung, obwohl die kulturellen Unterschiede zwi-
schen Slowenen, Kroaten und Serben bereits sehr groß waren. Dieser politische
„jugoslawische Unitarismus“ war in seiner kroatischen Version darum bemüht, die
staatlichen, sprachlichen und religiöse Besonderheiten der einzelnen Nationen zu
überwinden und wandte sich damit auch direkt gegen die eigenen kulturellen
Traditionen (Banac 1999: 149).

17 Diese „Übereinkunft“ bildet sich in der Bewegung des politischen (nicht literarischen) Jugoslawismus ab, der
im folgenden Kapitel behandelt wird und die Grunddissonanzen im Königreich der Slowenen, Serben und
Kroaten wiederspiegelt.

18 Der literarische Illyrismus wird auch synonym als „kroatische Wiedergeburt“ bezeichnet. Dieser Begriff ist
etwas irritierend, da die Autoren gar nicht ausschließlich Kroaten waren.

19 Zu diesem Zeitpunkt waren die Kroaten, wie in Kap 2.1.2 dargestellt, nationalistisch und nicht integrativ
orientiert. Dieses, auf die Völker der Region bezogene integrative Selbstverständnis des Jugoslawismus hat
sich in der kroatischen Literatur bewahrt.

20 Die sprachliche Gemeinsamkeit wurde von den literarischen Patrioten des neuen Königreichs primär zu einer
serbischen Literatur erklärt (Bremer 1999: 274).
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Aus serbischer Sicht hatte die Vereinigung im gemeinsamen Königreichs nichts mit
pan-slawischen Integrationsbestrebungen zu tun. Die serbische Vorstellung vom
Slawentum war durch die kulturelle Bindung an die Orthodoxie und an Russland ge-
prägt und war damit weit vom kulturellen Verständnis der lateinischen Slawen ent-
fernt. Die serbische Vorstellung vom Unitarismus lief auf eine Assimilation hinaus,
die sich an Sprachgrenzen festmachte: Seit den anti-osmanischen Aufständen (1804-
1815) und während der dreimaligen Vergrößerung des serbischen Staatsgebietes
durch den Rückzug der Osmanen erfasste das serbische Staatsdenken eine von der
deutschen Romantik beeinflusste Säkularisierung. Diese Säkularisierung stellte nicht
mehr die religiöse Zugehörigkeit in den Vordergrund einer Nationszugehörigkeit,
sondern erklärte die Sprache zum einigenden Faktor einer Nation. Damit konnte sich
das Nationsverständnis auch gut auf die Kroaten anwenden lassen, die als Verwender
des zentralen südslawischen Akzents Teil eines säkularisierten Serbiens sein sollten.
Damit wird dann auch verständlich, warum die illyrische Literatur, die geografisch
primär eine kroatische Literatur war, auf Basis einer sprachlichen Nationsdefinition
zu einer serbischen Literatur erklärt werden konnte.

Serben und Kroaten verwendeten also zur Bezeichnung eines territorialen Vereini-
gungsbestrebens die gleichen Begrifflichkeiten, leiten diese jedoch von ganz unter-
schiedlichen Auffassungen ab und verknüpften mit diesen auch ganz unterschiedliche
Ziele. Kroaten verbanden mit dem „Süd-Slawentum“ eine Verbrüderung gegen
Österreich-Ungarn. Die Vereinigung ist hier also als ein Mittel zu sehen, mit dem die
Unabhängigkeit erreicht werden kann. Für Serben bedeutet das „Slawentum“, ganz
gleich welcher Himmelsrichtung, die russisch-orthodoxe Kultur, die nichts mit den
lateinischen Slawen in Kroatien gemein hatte. Eine brüderliche Vereinigung kroa-
tischer Denkweise, die kulturelle Gemeinsamkeiten erkennen wollte, spielte im ser-
bischen Vereinigungsbestreben daher überhaupt keine Rolle! Im serbischen
Verständnis war die Vereinigung mit anderen Völkern der gleichen Muttersprache
vielmehr ein Mittel zu deren Assimilation auf territorialer - und zwar der südosteuro-
päischen – Ebene: Als die Vereinigung dann geschah, passierte diese folglich aus
machtpolitischem Interesse und auf der Interpretationsgrundlage derer, denen
hieraus die größten Vorteile erwachsen konnten: der Serben.
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DER VEREINIGUNGSPROZESS
Bei der Staatsgründung eines gemeinsamen Königreichs der Slowenen, Kroaten und
Serben beriefen sich die Kroaten auf ihre staatsrechtliche Stellung als autonomes
Königreich, das von Ungarn okkupiert worden war, und erwarteten, nach der Befrei-
ung aus dem habsburgischen Reich als „Souverän“ eine gleichberechtigte Mitsprache
bei der Bildung des „Königreichs der Slowenen, Serben und Kroaten“ zu erhalten.
Mit der weit überlegenen Stellung der Serben war diese Gleichberechtigung nur
schwer zu vereinbaren und als Befreier sah sich Serbien berechtigt, den Ton angeben
zu dürfen (Lampe 2000: 101). Als ungünstig empfanden die Serben in den Vereini-
gungsverhandlungen nur die Alternative, dass die Siegermächte am Ende des Ersten
Weltkrieges ein selbständiges katholisches Kroatien unterstützen würden: Ein
(kulturell-katholisches) Kroatien, in dem dann auch eine serbische Minderheit leben
müsste.21 Dies wäre der kroatische Trumpf in den Verhandlungen um das Maß der
Teilautonomie im Königreich gewesen (Banac 1999: 152).22

Bevor die Verhandlungen gegen Ende des Ersten Weltkrieges jedoch Gestalt
annehmen konnten, wurde der kroatische Sabor durch die italienische Besetzung
Istriens, Rijekas, Zadars und der Inseln aufgeschreckt. Notgedrungen stimmte Kroati-
en einer einseitigen Vereinigung mit Serbien zu (24. November 1918). Dies war eine
unvorbereitete und bedingungslose Vereinigung ohne jede formelle Zusicherung
einer Gleichheit unter den konstituierenden Ländern und Völkern. Stjepan Radić, der
Anführer der Bauernpartei, wies auf diese Leichtsinnigkeit hin und begann damit sei-
nen Kampf gegen die Vereinigung bereits vor der formellen Gründung des König-
reichs am 1. Dezember 1918.

In den folgenden drei Jahren waren bis auf Makedonien alle Teile des neuen Staats-
gebildes in Grenzstreitigkeiten mit ihren äußeren Nachbarn verwickelt. Im Ergebnis
war dies eine integrative Maßnahme für das neue Königreich, lenkte aber auch von
den nicht gelösten inneren Schwierigkeiten ab (Lampe 2000: 113).

21 1991 betrug der Anteil der serbischen Minderheit 12,2 Prozent (Richter 2005: 101).
22 An dieser Stelle wird wiederum deutlich, dass sich das serbische Nationsverständnis als sprachlich-seäkula-

risiert versteht, das kroatische Nationsverständnis hingegen kulturell-religiös. Der slawisch-orthodoxe Anteil
der serbischen Identität ist für das serbische Nationsverständnis zweitrangig.
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KEIN JUGOSLAWISCHES, SONDERN EIN SERBISCHES KÖNIGREICH
Aufgrund der überwältigenden Macht der Serben konnten deren Truppen alle
wichtigen Gebiete im neuen Königreich besetzen. Anfangs war dies wegen der
Grenzstreitigkeiten und der italienischen Ansprüche auf kroatische Gebiete durchaus
gewollt. Damit hatten sich die Militärstrukturen jedoch schon frühzeitig auf dem ge-
samten Gebiet des neuen Königreichs etabliert, die auch später im Prinzip serbische
Militärstrukturen blieben und im Zuge des neuen gemeinsamen Staates keine Reform
erfuhren. Dass es sich bei der Gründung des Königreichs der Serben, Kroaten und
Slowenen nicht um eine Staatsneugründung, sondern schlicht um eine Ausweitung
des serbischen Einflusses handelt, zeigt auch der Umstand, dass sich die staatliche In-
stitutionen innerhalb der alten serbischen Siedlungsgebiete nicht veränderten. Die
Slowenen und Kroaten reagierten mit Widerstand. Die unitarische Idee verlor an
Attraktivität. Sie bedeutete die Dominanz der Serben in allen Strukturen des König-
reichs und zog auch eine wirtschaftliche Ausbeutung Sloweniens und Nordkroatiens
nach sich.

Die kroatische Bauernpartei (HSS) unter Stjepan Radić und Vladko Macek bündelte
die Unzufriedenheit und verteidigte kroatische Interessen: Hauptkritikpunkt war, dass
die Schaffung des Königreichs ohne Wahlbeteiligung des Volkes durchgeführt
worden war (Zabošek 2004: 678). Für diese Kritik oder Agitation, wie es das Gericht
beurteilte, wurde Radić zu zwei Jahren Haft verurteilt (Banac 1999: 154).23

Die anderen Teile des neuen Staatsgebietes suchten alternative Wege im Umgang mit
Belgrad oder waren noch nicht ausreichend konsolidiert um einen Widerstand zu
formieren: Die oppositionellen Parteien der Slowenen und Bosniaken vermieden die
offene Konfrontation mit König Aleksandar. Die Bevölkerungsgruppen am Südrand
des Königreichs (Montenegriner, Kosovo-Albaner und Makedonier) befanden sich in
einem Prozess der nationalen Integration und wurden darin fortlaufend von Belgrad
gestört. Die Belgrader Repressionen waren am Südrand aber auch dadurch begründet,
dass sich in Montenegro, Kosovo und Vardar-Makedonien starke Gruppen gewaltbe-

23 Rokkan (Flore 1999: 23) spricht von vier Barrieren, die eine politische Bewegung überwinden muss, damit
sie ihr anhängenden Cleavages systemloyal bleiben: 1. Barriere: Die prinzipielle Erlaubnis Kritik üben zu
dürfen und damit als Opposition akzeptiert zu werden; 2. Barriere: Die Erlaubnis, diese oppositionelle An-
sicht in Form einer politischen Partei bei einer Wahl einzubringen; 3. Die Abbildung der anhängenden Be-
völkerungsgruppen im Parlament; 4. Die Partizipation dieser Partei in einer Regierungskoalition. Die zur
Aufweichung innerer Cleavages notwendige Partizipationsmöglichkeit wurde bereits durch die erste Barriere
abgelehnt: Die Kritik an der Form des Zustandekommen des Königreichs wurde mit zwei Jahren Gefängnis
beantwortet.
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reiter Kommunisten befanden. Der Druck, der sowohl auf den Nationalisten als auch
auf den Kommunisten lag, machte sie schließlich zu Komplizen (Banac 1999: 157).

Die Wahlen zur konstituierenden Verfassungsversammlung des neuen Königreichs,
die am 28. November 1920 abgehalten wurde, verschafften den zentralistischen
Parteien 37 Prozent der Stimmen, die antizentralistischen erhielten 33 Prozent und
die Kommunisten, Agraier und Marxisten, die allesamt die Bedeutung der nationalen
Frage geringschätzten, 24 Prozent. Die Versammlung wurde durch die Zentralisten
dominiert, die versuchten ihre Vorstellung einer Verfassung durchzudrücken. Radićs
Bauernpartei, die Kommunisten und verschiedenen Autonomisten konnten nicht er-
folgreich eingebunden werden und verließen die Verfassungsversammlung. Die
Zentralisten organisierten daraufhin die Unterstützung der bosnischen Muslime, der
türkisch-albanischen Partei des Kosovo und einiger slowenischer Agrarier und verab-
schiedeten mit deren Hilfe am 28. Juni 1921 ihre Vorstellung einer zentralistischen
Verfassung. Das Abstimmungsergebnis lag bei 223 Ja-Stimmen und 35 Gegen-
stimmen bei Abwesenheit von 161 Abgeordneten.24 Die Verfassungsversammlung
hatte nicht nur zur Folge, dass die Unterdrückungspraxis Belgrads nun eine
Legalisierung erfuhr, sondern auch, dass nun die Diskussion um eine pluralistischere
Zukunft des gemeinsamen Königreichs abgeschnitten war, die Fronten sich somit
verhärten konnten.

Damit war der entstehende Parlamentarismus frühzeitig in die Illegalität gedrängt
worden: Radić, der im antizentralistischen Block immer die Führungsrolle innehatte,
gliederte seine Bauernpartei 1921 den Kommunisten unter. Daraufhin wurden die
Kommunisten im Königreich verboten und Radić wiederum verhaftet. Erst als er und
seine Gefolgsleute die Monarchie und die zentralistische bzw. Veitstagsverfassung
von 1920 anerkannten, wurde Radić 1925 wieder rehabilitiert. Im Januar 1927 zog
Radić als Oppositionsführer in das Belgrader Parlament ein. Sein aggressiver Stil ließ
die Gemüter bald hoch kochen und ein serbischer Deputierter schoss Radić und seine
Mitstreiter während einer Debatte nieder. Zwei Abgeordnete waren auf der Stelle tot,
Radić verstarb im August. Damit war die kroatische politische Führung zerschlagen

24 Der 28. Juni, nach orthodoxem Kalender der Veitstag, hat mythologische Bedeutung. Er ist serbischer Feier-
und Gedenktag und erinnert an die Schlacht auf demAmselfeld, die von den Serben am 28. Juni 1389 gegen
die Osmanen verloren wurde. Der Veitstag verbindet die traditionelle serbische Opferrolle mit dem Siegesge-
danken. Die zentralistische Verfassung wird synonym auch als Veitstagsverfassung bezeichnet. Am Veitstag
1914 wurde Franz Ferdinand von einem Serben ermordet, stellte Stalin 1948 sein Ultimatum an den
abtrünnigen Tito und Milošević ließ keinen Veitstag verstreichen ohne nationalistische Propaganda zu be-
treiben.
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und die Beziehungen zwischen Kroaten und Serben radikalisierten sich. König
Aleksandar schaffte daraufhin am 6. Januar 1929 die Verfassung ab und wachte fort-
an als Diktator über den Zusammenhalt seines Königreichs (Banac 1999: 155-158).25

Das gemeinschaftliche Königreich der Slowenen, Serben und Kroaten war zu keinem
Zeitpunkt etwas anderes als eine serbische Expansion. Die anfängliche Bedrohung
durch Nachbarstaaten, die das Königreich in größere Grenzstreitigkeiten verwi-
ckelte, wäre eine integrative Chance gewesen, vor allem die Kroaten in den gemein-
samen Staat einzubinden. Partizipationsmöglichkeiten wurden allerdings verwehrt
und die Verfassung erhielt nur die Zustimmung der Hälfte der Deputierten. Der
Parlamentarismus war von seiner Entstehung 1920 bis zum Mord an der kroatischen
Oppositionsführung 1927 eine Farce und diente nur als Zustimmungsorgan für den
König. Daher war die Beseitigung des Parlaments und die Einführung der Königs-
diktatur keine überraschende Entwicklung.

Der Graben, der in diesen ersten Jahren des Königreichs zwischen Serben und Kroa-
ten entstanden war, wurde in einer erstaunlichen Geschwindigkeit aufgeworfen.
Nachdem das „Brudervolk der Serben“ in die Fußstapfen der Unterdrücker voriger
Jahrhunderte getreten war, konnten andere sprachliche, kulturelle oder geschichtli-
che Gemeinsamkeiten keine überbrückende Elemente mehr darstellen.

DIE JUGOSLAWISCHE KÖNIGSDIKTATUR BIS ZUM KRIEGSEINTRITT
Mit der Abschaffung der zentralistischen Verfassung wurde das „Königreich der Ser-
ben, Kroaten und Slowenen“ 1929 in das „Königreich Jugoslawien“ umbenannt, die
Diktatur begann. Für die internationale Gemeinschaft war 1929 die Entstehung einer
jugoslawischen Königsdiktatur durchaus akzeptierbar.26 Aber auch von den
Parlamentariern und von Radićs Nachfolger Maček wurde die Abschaffung der
zentralistischen Verfassung begrüßt (Lampe 2000: 164).27 Die Zerstörung eigenstän-
diger Strukturen in den drei konstituierenden Nationen des Königreichs wurde nun
zum Regierungsprinzip erhoben.28 Um historische Grenzen aufzuweichen und ser-

25 Am 6. Januar beginnt das orthodoxe Weihnachtsfest. Durch die Wahl des Termins waren alle Parteien einer
dreitägigen Zwangspause für ihre Reaktion unterworfen.

26 Hier wurde wohl die Chance verpasst, Jugoslawien zu einem föderalen Bundesstaat zu machen (vgl. Sund-
hausen 2003: 7f).

27 Die Diktatur schaffte alle politischen Parteien ab und konfiszierte deren Vermögen. Ein Drittel der Presse-
organe wurde wegen vermeidlicher Parteinähe geschlossen, der Rest einem neuen Zensurgesetz unterstellt.
König Aleksandar machte einen vertrauten General zu seinem Premierminister.

28 Das Königreich beschränkte sich auf drei konstituierende Nationen oder Stämme. Bosnische Muslime
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bische Mehrheiten zu vergrößern, wurden die 36 Provinzen in 9 Provinzen zu-
sammengefasst.29

Im ersten Jahr setzte die Diktatur viele Reformen durch, die überfällig waren: die
Verschlankung des Rechts- und Steuersystems, die Restrukturierung des übermä-
ßigen Bürokratieapparats und eine damit einhergehende Entlassungswelle der zahl-
reichen höchsten Staatsfunktionäre (Lampe 2000: 167).

Die bosnischen Muslime wurden in eine administrative Rechtsgemeinschaft mit
Kosovoalbanern und mazedonischen Türken gefasst, zu denen sie weder historische
noch ethnische Bezüge hatten (Lampe 2000: 168). Zu den aus der politischen Verfol-
gung resultierenden Protesten gesellten sich damit noch religiös motivierte Gegner-
schaften. Die Verschlechterung der Weltwirtschaft verschärfte den Unmut Ende der
1930er Jahre nochmals.

Durch einen dringend benötigten Staatskredit konnte Frankreich den König dazu
bringen, eine neue Verfassung zu verabschieden. Hierdurch wurde zumindest wieder
ein Parlament eingesetzt, das allerdings nur wenig Rechte hatte und stark serbisch
dominiert war.30 Der neue serbische Premierminister versuchte die Staatstrukturen
stärker zu standardisieren, Bosnien-Herzegowina als kulturelles regionales Charakte-
ristikum aufzulösen und den Slowenen die serbokroatische Sprache aufzuzwingen.31

Verschiedene politische Anführer erstellten daraufhin im November 1932 die „12
Belgrader Punkte,“32 die mit dem Ausnahmezustand beantwortet wurden und zur
Verhaftung kroatischer und bosnischer Vertreter führten.

Auch der französische Staatskredit hatte keinen Effekt auf die schlechte ökonomische
Situation im Königreich. Er wurde größtenteils vom europäischen Bankenkollaps im
Mai 1931 verschluckt. Diese Finanzkrise traf die serbischen Banken, die bevorzugt in
die Landwirtschaft investierten, weniger hart als die slowenischen und kroatischen,

wurden durch in dieses Verständnis als islamisierte Serben oder islamisierte Kroaten aufgefasst. Sundhausen
(2003: 7f) bezeichnet diese Konstituierungsform als „ethnonationalen Jugoslawismus – eine Abstammungs-
nation mit drei Namen und ‘Stämmen’“.

29 Banac (1999: 159) erkennt hier einen Wandel des unitarischen Jugoslawismus zu einer faschistischen Dok-
trin. Sundhausen (2003: 7) erklärt dies über eine Anlehnung an den französischen Zentralismus, der dem
König als Vorbild diente.

30 Das erste Parlament wurde durch 219 Serben, 55 Kroaten, 25 Slowenen, je zwei Mazedonier und Montene-
griner sowie einem Deutschen und einem Ungarn gebildet.

31 Der Premierminister hieß Srškić.
32 Diese 12 Punkte forderten unter anderem eine Neuordnung des Wahlrechts, durch das serbische Kandidaten

weniger bevorteilt werden sollten. Diese Wahlrechtsänderung wurde auch vom König durchgeführt.
Allerdings ließ er keine Neuwahl zu, wodurch das Gesetz ohne Wirkung blieb.
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die tiefer in das internationale Geldgeschäft verstrickt waren. Die mäßig erträgliche
Situation in Serbien und die katastrophale Krise in Kroatien und Slowenien wurde
abermals als Benachteiligung durch den Zentralstaat empfunden und verhalf der
kroatischen HSS zu weiterem Zulauf (Lampe 2000: 173).

Obgleich einige kleinere Separationistenorganisationen bereits existierten, blieben in-
dividuelle Angriffe auf den König der Regelfall.33 Der Anschlag auf König
Aleksandar und dem französischen Außenminister am 9. Oktober 1934 in Marseille
wurde zwar durch ein Mitglied der makedonischen VMRO verübt, daraus aber auf
eine mächtige VMRO zu schließen, wäre falsch.34

Der nachfolgende Prinz Paul führte ein weniger strenges Regiment. Nach den
Parlamentswahlen von 1938 verbesserte sich das Verhältnis zwischen Serben und
Kroaten schrittweise. Die internationale Gemeinschaft drängte Prinz Paul auf eine
Verständigung mit der kroatischen Opposition, da man sich für den Fall einer Kon-
frontation mit Hitler-Deutschland ein stabiles Jugoslawien wünschte (Banac 1999:
160).

Zwischen der neuen Zentralregierung und der kroatischen Opposition entstand im
August 1939 ein Abkommen (Sporazum), dass eine kroatische Banschaft (Re-
gierungsbezirk) erklärte und föderale Teilautonomien zugestand.35 Damit waren weit-
gehende Forderungen erfüllt und die radikale Ustaša verlor folglich an Unter-
stützung. Die Kommunisten blieben aber weiterhin verboten (Banac 1999: 161).

Diese demokratische Neuerung wurde durch den Druck Deutschlands, Italiens und
Japans gestoppt. Die Regierung Prinz Pauls wurde gezwungen dem Dreierpakt beizu-
treten und wurde am 25. März 1941 Mitglied der Achse. Prinz Paul wurde zwei Tage
später entthront und der minderjährige König Petar II. gekrönt. Hitler griff Jugo-
slawien am 16. April 1941 mit Unterstützung von Bulgarien, Ungarn und Italien an.
Die königliche Regierung und Teile der kroatischen Bauernpartei flohen aus dem
Land und etablierten die Exilregierung in London.

33 Die kroatische Ustaša und ihr Anführer Pavelić kamen ab 1929 mit Mussolini zwar zu mehr Geld, waren aber
noch nicht sehr groß. Die makedonische Separatistenorganisation VMRO mit Sitz in Sofia war intern
zerstritten und nach dem Regierungswechsel 1931 in Sofia nicht mehr toleriert. Sie betrieb ein Trainingscamp
in Ungarn, das die französische Regierung gerne schließen wollte. Die Kommunisten waren zwar auch
äußerst militant, zu diesem Zeitpunkt aber ebenfalls noch sehr klein. Die HSS hingegen sprach sich prinzipi-
ell nicht für Gewalt aus.

34 Die Verbindung der Ustaša zu diesem Anschlag wird von Lampe (2000: 176f) nicht erwähnt, von Banac
(1999: 159) hingegen betont.

35 Das Gebiet umfasste Kroatien einschließlich Slawonien, Dalmatien und Teilen Bosnien-Herzegowinas.
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Die Königsdiktatur verwirklichte zunächst zahlreiche bedeutende Reformen, ver-
kannte dabei aber, dass die Idee eines gemeinsamen zentralistischen Staates (unter
serbischer Vorherrschaft) nicht mit dem dreifachen Nationenverständnis vereinbar
war. Dies verhalf den im Zweiten Weltkrieg zu Bedeutung gelangenden politischen
Gruppierungen zum nötigen Zulauf, den sie für ihre strukturelle Konstituierung benö-
tigten. Mit dem Sporazum kam 1939 die erste Verständigung zwischen Serben und
Kroaten zustande, wodurch die extremistischen Untergrundorganisationen Ustaša
und die Kommunisten wieder Gefolgschaft einbüßten. Lampe (2000: 196) wird hier
in seiner Annahme zugestimmt, dass mit diesem Sporazum, dem auch noch ein Auto-
nomievertrag mit Slowenien hätte folgen müssen und können, das jugoslawische
Königreich durchaus eine Chance gehabt hätte, länger als bis zum Zweiten Weltkrieg
zu bestehen.

Während der Königsdiktatur hat sich in relativ kurzer Zeit eine Spaltung zwischen
Serben und Kroaten entwickelt, die beide stark gegeneinander abgrenzt und bei der
kroatischen Nation eine abschließende Festigung des Nationsbildungsprozesses her-
vorgebracht hat. Im faschistischen Hitlerstaat werden sie diesen Graben zwischen
sich und den Serben sehr tief ausheben und die von Hitler angeordnete Ju-
dendeportation und -vernichtung auf die serbische Minderheit im Unabhängigen
Staat Kroatien (NDH) ausdehnen.

2.1.4 Der Zweite Weltkrieg und der Bürgerkrieg in Jugoslawien

Das gemeinsame Königreich wurde schnell besiegt. Nachdem Belgrad stark bom-
bardiert worden war, existierten im zentralistischen Staate kaum noch Verwaltungs-
strukturen. Die politischen Eliten flüchteten aus dem Land. „Volksdeutsche“ aus der
Vojvodina wurden zum Polizeidienst verpflichtet, Juden exekutiert oder in neu errich-
tete Konzentrationslager verschleppt. Das kulturelle Leben wurde unter deutsche
Verwaltung gestellt und eine einzige autorisierte Zeitung herausgegeben. Gut
200.000 serbische Soldaten, größtenteils Reservisten, wurden in Gefangenenlager
nach Deutschland geschafft und dies nicht aufgrund ihres militärischen Potentials,
sondern weil sie der jugoslawischen Gesellschaftselite angehörten. Das nationalso-
zialistische deutsche Regime zerstörte alle Strukturen des Landes und förderte damit
indirekt die relativ kleine Gruppe der Kommunisten. Denn diese Gruppierung ope-
rierte als verbotene Partei bereits 20 Jahre im Untergrund und beherrschte damit den
Untergrundkampf besser als jede andere Gruppierung (Lampe 200: 205f).
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Unter den Kroaten fand sich die kleine Ustaša-Bewegung unter Ante Pavelić, die sich
als Vasall der deutschen Übermacht anbot. Der neue kroatische Staat des Regimes
(NDH – Nezavisna Država Hrvatska) wurde bereits 4 Tage nach der deutschen Inva-
sion ausgerufen.36

Das neue Regime organisierte den kroatischen Staat wie Italien oder Deutschland,
förderte die eigene Kultur und Sprache und schuf einen Führerkult. Bosnien-Herze-
gowina und die Moslems wurden als Blüte Kroatiens gefeiert, die Juden wurden nach
deutschem Vorbild - und weniger auf deutschen Befehl - verfolgt. Alle Parteien und
regimefeindliche Zeitungen wurden verboten, das Hören des Londoner Rundfunks
mit Todesstrafe belegt, Oppositionsgruppierungen in Konzentrationslager
verschleppt.

Aber das Ustaša-Regime war weitaus mehr als eine Marionette der deutschen Be-
satzer. Die Ustaša übertrafen die Nationalsozialisten noch an Brutalität, zeigten die
„most savage intolerance seen anywhere in Europe during the Second World War“
(Lampe 2000: 208). Das Regime verfolgte die (serbisch-) orthodoxe Kirche und
führte einen Vernichtungskrieg gegen die serbische Minderheit Kroatiens (Zabošek
2004: 714).37 Pavelić, der Anführer der Ustaša, setzte sich dafür ein, etwa zwei
Millionen Mitglieder der serbischen Minderheit des neuen Staates umzutaufen, zwei
Millionen zu deportieren und die restlichen zwei Millionen einfach umzubringen
(Lampe 2000: 209). Die Deportationspläne nach Serbien wurden durch die dortigen
deutschen Besatzer verhindert. Zunächst schränkten sie die Einreise von kroatischen
Serben ein, dann verboten sie sie. Da die Ustaša die serbische Minderheit nun nicht
mehr deportieren konnte, ging sie ab April 1941 dazu über, sie zu erschießen. Ins-
besondere in den Städten der Krajina wurden Tausende Männer, Frauen und Kinder
standrechtlich anhand von Listen erschossen. Insgesamt war die Stellung der Serben
in Kroatien um nichts besser als die der Juden. 38 Die Italiener versuchten die Massa-
ker in ihrem Einflussgebiet zu unterbinden. Auch die Deutschen versuchten bald, die
Ustaša zu beruhigen, weil das brutale Vorgehen zu viel Widerstand in dem von

36 In Kroatien wurde mehr Kollaboration mit den deutschen Truppen beobachtet als irgendwo anders in Jugo-
slawien und die Gesamtsumme von 200 gefallenen Deutschen zu 3.000 (serbischen) Jugoslawen zeigt, wie
wenig die Verteidigung der deutschen Übermacht entgegen zu setzen hatte (Lampe 2000: 203).

37 Drei der orthodoxen Bischöfe und mehr als 170 Priester (von 577 auf dem Gebiet dieses Staates) wurden
ermordet, die übrigen Bischöfe und 334 Priester nach Serbien deportiert (Goldstein, S. 1999: 170)

38 Wieviele in Kroatien lebende Serben, Juden oder Roma dem Ustaša-Regime zum Opfer fielen, kann heute
noch nicht genau festgestellt werden. Die kroatischen bzw. serbischen „Geschichtsinstitute“ haben sich
immer dafür eingesetzt, das Bild ihrer eigenen Nation möglichst gut aussehen zu lassen, bzw. ihre Opferrolle
stark zu betonen. Lampe (2000: 211) schätzt die Zahl der Opfer des Ustaša-Regimes, die zwischen Sommer
1941 und Winter 1942/43 starben, auf über 300.000.
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Deutschland besetzten Serbien hervorrief. Im Laufe des Jahres 1942 musste das
Ustaša-Regime die Politik gegenüber den Serben revidieren.39

Die Zeit des kroatischen Ustaša-Regimes, das einen Vernichtungskrieg gegen Juden
und Serben in gleicher Weise führte, ist heute noch eine starke Bürde für das ser-
bisch-kroatische Verhältnis. Insbesondere, weil die geschichtliche Aufarbeitung
dieser Verbrechen von Tito später unterdrückt wurde. Bis kurz vor Ausbruch des
Jugoslawienkrieges wurden die Erschießungen, wie sie von allen Gruppen begangen
wurden, wenig behandelt – dann am Vorabend des Jugoslawienkrieges aber agitato-
risch benutzt.

DIE TSCHETNIKS
Im Sommer 1941 kristallisierten sich die zwei Hauptgruppen des Widerstands her-
aus: Die Tschetniks und die Partisanen. Den Kern der Tschetniks bildeten serbische
Offiziere der zerschlagenen jugoslawischen Armee.40 Dies war die königstreue
Widerstandsgruppe. In kleinen unzusammenhängenden Gruppen hatten sie sich in die
serbischen Berge zurückgezogen. Die einzelnen Gruppen hörten auf den Oberbefehl
Mihailovićs, handelten aber in der Umsetzung autonom.41 Dadurch konnten sie zwar
Widerstand leisten, aber nicht die serbischen Dörfer in Kroatien vor Massakern
schützen.42 Die geschätzte Größe der Tschetniks bezieht sich auf sehr ungenaue
Angaben und da die Kernzelle der Tschetniks im Mai 1941 nur 31 Personen zählte,
ist kaum vorstellbar, dass hier bereits im Oktober zehntausende unter Waffen standen,
vielmehr mit den königstreuen Truppen sympathisierten.

Die königstreuen Tschetniks hatten ein „ethnisch reines“ Großserbien als Ziel, wofür
sie eine massenhafte Vertreibung von Volksdeutschen, Muslimen und Kroaten in
Kauf nehmen wollten.43

39 Goldstein geht davon aus, dass das Regime und seine Vernichtungspolitik gegenüber den Serbien weitaus
weniger Unterstützung in der kroatischen Gesellschaft fand als das NS-Regime in der deutschen Gesellschaft.
Die Muslime entzogen sich sowieso von Anbeginn an dem Einfluss des Ustaša-Regimes (Goldstein, S. 1999:
171f).

40 Der Begriff Tschetniks geht auf die Befreiungsgruppen zurück, die gegen die Türken kämpften.
41 Mihailović war ein serbischer Offizier, der in seiner Karriere etliche Verweise erhalten hatte: Eine sogar Ende

der 30er für den Vorschlag, die jugoslawische Armee in eine serbische, kroatische und slowenische Einheit zu
teilen.

42 Den Tschetniks gehörten nach deutschen Schätzungen im Oktober 1941 etwa 10.000 Personen an, außerhalb
Serbiens weitere 10.000 und etwa 50.000 Reservisten. Außerhalb Serbiens heißt hier überwiegend in Kroati-
en und Bosnien. Im italienischen Einflussgebiet dürften es weitere 80.000 gewesen sein.

43 Slavko Goldstein (1999: 175) spricht von gut 2,6 Millionen Menschen, die vertrieben werden sollten, Lampe
(2000: 206) erwähnt gut eine Million, die vertrieben werden sollten.
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DIE PARTISANEN
Nach dem Zerfall Jugoslawiens war die Kommunistische Partei (KPJ) die einzige
Organisation, die ihre Struktur bewahren konnte und die durch Josip Broz Tito straff
organisiert war. Da die Kommunisten nicht zur Revolution aufriefen, sondern zum
Kampf gegen den Faschismus, war weder vom Sturz der bürgerlichen Ordnung, noch
vom Klassenkampf die Rede. Somit konnten die Kommunisten viele Widerstands-
gruppen zusammenführen.44

Die KPJ organisierte bewaffnete Trupps, die sie Partisanen nannten und führten eine
Guerillakrieg. Etwa 150 erfahrene Kämpfer, die am spanischen Bürgerkrieg teilge-
nommen hatten, leiteten die größeren Aktionen.45 Bis Ende 1944 wuchs die Parti-
sanengruppe auf 300.000 Soldaten an. Die Kommunisten besetzten immer die
Spitzenpositionen, bildeten aber nur etwa 10 Prozent der Organisation.

Allerdings gab es für die kommunistischen Partisanenführer nicht nur einen Feind:
Die von serbischen Offizieren organisierten königstreuen Tschetniks waren Konkur-
renten für ein Nachkriegsjugoslawien, das mit den Tschetniks nicht hätte kommunis-
tisch werden können.

DER BÜRGERKRIEG
Der nun ausbrechende Bürgerkrieg war gleichzeitig auch ein Krieg gegen die Be-
satzer. Die fünf Hauptgruppen des Bürgerkrieges waren die Partisanen, die Tschet-
niks, die Ustaša, die Deutschen und die Italiener. Keine der Hauptgruppen bildete
eine Koalition mit einer zweiten Hauptgruppe, die Interessensverhältnisse waren
äußerst komplex.46 Im Juni 1941 kam es zu einem Aufstand gegen lokale Unter-
drückungsstrukturen in der Herzegowina. Hier hatte sich das Ustaša-Regime der lo-
kalen Minderheit der bosnischen Muslime bedient, mit denen sie ihren Unter-
drückungsapparat betrieben. Die Aufständischen waren Serben, die nicht der

44 Bereits einige Wochen vor dem deutschen Angriff auf Russland, als der Hitler-Stalin-Pakt noch in Kraft war,
liefen kommunistische Widerstandsvorbereitungen an. Die Komintern befahl der kommunistischen Partei
Jugoslawiens am 22. Juni 1941 sofort einen Partisanenkrieg hinter den Linien des Feindes zu starten. Zwei
Wochen nach demAngriff auf Russland begannen die ersten Anschläge.

45 ImAugust und September 1941 ordnete sich die Partisanengruppe in 6 Regionen und benannte sich in Volks-
befreiungsfront (NOV) um.

46 Leider vereinfacht auch diese Unterscheidung stark und die Wirklichkeit ist weitaus komplizierter: 1941
hatten einige unkoordinierte Tschetnik-Gruppen zusammen mit italienischen Einheiten plündernde Ustaša-
Milizen bekämpft und in einigen Dörfern der NDH die Ordnung wieder hergestellt. Eine Einheit der Tschet-
niks kollaborierte mit zwei deutschen Einheiten bei einemAngriff auf die Partisanen 1943.
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Widerstandsgruppe der Tschetniks angehörten und sich an den bosnischen Muslimen
rächten und dazu einzelne Dörfer auslöschten.47

Ab Juli 1941 initiierten Partisanenverbände (zeitweise mit Unterstützung einiger
Tschetniks) die ersten kleinen Anschläge gegen deutsche Truppen.48 Ab Frühjahr
1942 lagen Tschetniks und Partisanen im Bürgerkrieg gegeneinander, wobei die
Tschetniks den Schutz der Besatzer nutzten, um gegen die Partisanen zu kämpfen.49

Die Partisanen waren erfahrene und erfolgreiche Guerillakämpfer. Als Italien im Sep-
tember 1943 kapitulierte, entwaffneten die Partisanen die italienischen Soldaten sehr
schnell in ganz Slowenien bis nach Montenegro und erbeuteten damit riesige Mengen
an Waffen. Von Italien aus erhielten sie auch Unterstützung von den Briten. Mit
diesen entwaffneten sie dann auch ganze Einheiten der Tschetniks. Damit waren Ti-
tos Einheiten stark genug um auf Verhandlungen mit den deutschen Besatzern ver-
zichten zu können (Lampe 2000: 221).

Nun konnte die politische Nachkriegsordnung geplant werden. Am 29. November
1943 tagte das höchste politische Organ der Widerstandsbewegung.50 Der Antifa-
schistische Rat der Volksbefreiung Jugoslawiens (AVNOJ) definierte sich selbst als
gesetzgebendes Organ und machte Tito zum Ministerpräsidenten und Ober-
befehlshaber - eine britische Delegation war bei dieser Sitzung anwesend.51 Damit
war die politische Richtung der Nachkriegsordnung entschieden (Goldstein, S. 1999:
179f). Obgleich Tito vom Schutz der anglo-amerikanischen Achse profitierte, suchte
er gleichzeitig die politische Nähe der Sowjets. Schließlich marschierten Titos Parti-
sanenverbände ohne die öffentlichkeitswirsame Unterstützung der Roten Armee, die
Tito sich gewünscht hätte, in Belgrad ein (Lampe 2000: 226).

Der faschistische Staat NDH existierte noch bis Mai 1945. Auch wenn das Regime in
der Gesellschaft wenig Unterstützung hatte, zeigt Lampe (2000: 223), dass bis zum
Ende des Staates wenig Widerstand seitens einzelner Gesellschaftsgruppen oder der

47 Die Tschetniks griffen keine Muslime an, sondern Angehörige und Einrichtungen des Ustaša-Regimes.
48 Hitler befahl daraufhin, für jeden getöteten Soldaten 100 Geiseln und für jeden verletzten 50 Geiseln zu er-

schießen. In manchen Städten wurden so am Tag bis zu 3.000 Menschen hingerichtet, die Massenerschie-
ßungen summierten sich auf mehr als 25.000 Zivilisten (Goldstein, S. 1999:177; Lampe 2000: 217).

49 Wo die Partisanen siegten, wurden Muslime erschossen und die „Zivilbevölkerung“ terrorisiert. Hitler stellte
umfassende Divisionen zusammen, mit denen er beide Gruppierungen bekämpfen ließ.

50 Von den 268 Delegierten erreichten nur 142 den Tagungsort. Die Kämpfe waren zu dieser Zeit noch sehr
stark.

51 Der 29. November wurde als Erinnerung an diese Versammlung zum jugoslawischen Staatsfeiertag.
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Kirche gegen das kleine Ustaša-Regime von gut 50.000 Funktionären und Offizieren
erkennbar war.52

Die Partisanenverbände nahmen den Rest des Landes ein. Die Ustaša, die slo-
wenische Landwehr und andere Gruppen wichen mit den Deutschen zurück und
wollten sich den Alliierten ergeben, da sie sich von ihnen eine bessere Behandlung
erhofften als von den Partisanen. Die Briten lieferten diese Gruppierungen aber alle
(mindestens 80.000) an die Partisanen aus.53 Alle Führungspersonen der Kollabora-
tionstruppen wurden hingerichtet, die slowenischen Landwehrsoldaten wurden fast
alle (9.000) in einer Massenexekution hingerichtet, ebenso die Tschetniks und Ustaša
(Goldstein, S. 1999: 183).

In Jugoslawien zeigte sich im Kleinen der ganze Weltkrieg, der Kampf der Faschis-
ten gegen die Antifaschisten und dessen Ausgang, der das Nachkriegsjugoslawien
bestimmte. Jugoslawien fiel den Kommunisten zu, weil sie bereits im Königreich der
Serben, Kroaten und Slowenen im Untergrund hatten operieren müssen und diese
Praxis deshalb während der Besatzung beherrschten. Die königstreuen Tschetniks
hatten sich durch Genozid und Unterstützung der Besatzer diskreditiert und waren
nicht effektiv genug organisiert. Die Ustaša-Nationalisten hatten ebenfalls kollabo-
riert und führten einen Terrorstaat. Gegen Ende des Krieges griffen die Partisanen
jedoch selber zum Mittel des politischen Terrors.54 Sie hatten das Land zwar von Fa-
schisten und Besatzern befreit, brachten aber nicht die Freiheit und Demokratie, die
sie versprochen hatten.

Die relativ starke kroatische Bauernpartei HSS und die katholische Kirche
verweigerten beide die Zusammenarbeit mit dem Ustaša-Regime – bekämpften es

52 Letztlich wurde auch vom Vorsitzenden des Kroatischen Befreiungsrates (ZAVNOH) die Gründung der sepa-
raten kroatischen Befreiungsfront auf das Gründungsdatum des Antifaschistischen Rates der jugoslawischen
Befreiungsfront AVNOJ rückdatiert. Im Mai 1944 wurde der ZAVNOH zum neuen kroatischen Sabor.

53 Das Verhalten der Briten ist ein wenig rühmliches Kapitel in ihrer Geschichte, dass auch heute noch gerne
von den Gegnern der Den Haager Kriegsverbrecherprozesse als Argument für ein Ungleichbehandlung ange-
bracht wird. Die Frage, wie man 80.000 Soldaten ihrem sicheren Tod ausliefert, lösten die Briten ganz prag-
matisch: Sie sprengten die einzige Brücke, über die die fliehenden Soldaten Jugoslawien hätten verlassen
können (vgl. Widmann, Carlos (30. September 1991): „Ohne 1994 kein 1991“, in: Der Spiegel, S. 223-233).

54 Die Zahl der Kriegstoten wurde aus politischen Gründen lange verschwiegen und verzerrt. Insbesondere die
Zahl der Personen, die den Säuberungsaktionen der Partisanen zum Opfer fielen, wurde lange verschleiert.
9000 Juden wurden in Bosnien-Herzegowina (BiH), 10.000 in Kroatien, 14.000 in Serbien und 24.000 in
KZs umgebracht. 15.000 Roma wurden in Kroatien umgebracht. Durch Auswanderung (manchmal starben
die Menschen auf dem Weg) verlor das Land weitere Bevölkerung. So waren von den 500.000 „Volksdeut-
schen“ nach dem Krieg nur noch 57.000 im Lande. Die Untersuchung der wirklichen Zahl der Kriegsopfer
wird von Jahr zu Jahr schwieriger und die mangelnde Kooperation zwischen den Nachfolgestaaten Jugo-
slawiens macht diese Untersuchung auch in Zukunft unwahrscheinlicher (vgl. Graovac 1999: 184-188). Der
Tito-Staat vertrat die falsche Geschichtsversion, der zufolge mehr Opfer auf das Konto der Deutschen als auf
die interethnischen Konflikte zurückzuführen sind (Lampe 2000: 236f).
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aber auch nicht offen. Bemerkenswerter aktiver Widerstand wurde in den drei Jahren
des Terrorstaates auf kroatischem Boden nicht beobachtet.

Die politischen Richtungen des Bürgerkrieges, die sich in den Ustaša, den Parti-
sanen und den Tschetniks ausdrückten, bestanden nach dem Krieg noch lange weiter.
Kroatische Politiker werden auch heute noch danach beurteilt, welcher Gruppe ihre
Familie im Bürgerkrieg angehörte.

Die zahlreichen Verbrechen auf allen Seiten wurden in der Nachkriegszeit nicht auf-
gearbeitet, sondern verschleiert und politisch umgedichtet. Als sich Jugoslawien in
den 1990ern erneut auflöste und in diesem Zuge das Interesse an der eigenen Natio-
nalgeschichte anwuchs, wurden die Verbrechen des zweiten Weltkrieges – natürlich
nur die Verbrechen der anderen Partei - auf die politische Bühne gezerrt.
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2.2 Die Volksrepublik Jugoslawien: Das zweite Jugoslawien

2.2.1 Staatsbildung unter sozialistischem Regime: Der Tito-Staat

In Jugoslawien wurde der Aufbau einer sozialistischen Republik mit höherem Selbst-
bewusstsein verfolgt, als dies in anderen Ostblockstaaten möglich war. Tito hatte den
Faschismus ohne Hilfe der Sowjetunion bekämpfen können und erlaubte nun auch
keine politische Einmischung Stalins. Für den zügig vonstatten gehenden Staatsauf-
bau diente die Sowjetunion aber dennoch als Vorbild.

Die Verfassungsgebende Versammlung stand nach dem Sieg der Partisanen völlig un-
ter kommunistischer Dominanz. Sie verabschiedete einen föderalen Aufbau, wie er
auch schon 1943 beschlossen worden war: Es wurden die Republiken Slowenien,
Kroatien, Bosnien-Herzegowina (BiH), Serbien, Montenegro, und Makedonien mit
den autonomen Gebieten Vojvodina und Kosovo innerhalb Serbiens gebildet. Jede
dieser Republiken bildete den Kern einer Nation, sozusagen das Heimatterritorium
einer Volksgruppe.55 Mit Ausnahme von Slowenien bestanden in allen Teilrepubliken
starke Minderheiten anderer Nationalitäten.56 Volksgruppen, denen keine Teilrepublik
entsprach, wurde empfohlen, nur die jugoslawische Staatsbürgerschaft als Nationali-
tät anzunehmen.57

In Jugoslawien wurden die Oppositionsparteien schneller ausgeschaltet als in anderen
sozialistischen Staaten. Dies lag an der breiten Vernetzung der Kommunisten, die be-
reits überall im Staatsgebiet vorhanden war und nicht, wie im Falle anderer osteuro-
päischer Staaten, erst extern von Moskau aufgebaut werden musste. Die frühzeitig
tief greifenden kommunistischen Staatsreformen hatten auch eine sehr schnelle Mar-
ginalisierung der Religionsgemeinschaften zur Folge. Bereits 1947 lief der erste

55 Bis zur Verfassungsreform von 1974 waren die Teilrepubliken aber nur formaler Natur, d.h. mit dem Titel
einer Teilrepublik war keine Teilautonomie verbunden, Tito regierte zentralistisch.

56 Steindorff (1999: 192) bemerkt dazu, dass sich die Republikgrenzen an den historischen Grenzen der Zeit vor
1918 orientierten und nicht einfach nur administrativ festgelegt wurden. Die Frage der Republikgrenzen und
die „richtige“ Epoche, an die sie historisch anknüpfen, ist äußerst umstritten. Steindorffs Bemerkung ist also
eine von vielen Behauptungen über die „Richtigkeit“ der historischen Grenzziehung. Anderson (2000: 67)
hat eine andere, ebenfalls plausible Erklärung. Ihm zufolge hatte Tito die Grenzen innerhalb Jugoslawiens so
gezogen, dass die Macht der Serben begrenzt werde. Die Teilrepublik Serbien wurde so eng geschnitten, dass
Teile des Volks in Nachbarstaaten lebten. Serbien selbst wurde in mehrere Teilautonomien unterteilt, die Vo-
jvodina und der Kosovo wurden geschaffen um Serbiens Einfluss auf dieses ethnisch gemischten Regionen
zu reduzieren.

57 Hierunter fallen die deutsche Minderheit, die nach dem zweiten Weltkrieg aber nur noch 10 Prozent des Vor-
kriegsniveaus ausmachte, sowie die italienische und ungarische Minderheit. Bosnische Muslime fanden sich
ebenfalls in dieser „jugoslawischen Kategorie“, obgleich sie eine viel größere Gruppe bildeten als die übrigen
Minderheiten.
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Fünfjahresplan und 1948 war die Verstaatlichung der Betriebe abgeschlossen
(Steindorff 1999: 192).58

BRUCH MIT DER SOWJETUNION
Titos Jugoslawien war nach 1945 der einzige osteuropäische Staat, der den Mut hatte,
eine eigenständige Außenpolitik zu betreiben. Diese Außenpolitik zielte darauf ab,
auf das benachbarte Albanien zunehmend Einfluss zu gewinnen und dieses eventuell
in die föderative Volksrepublik Jugoslawien einzugliedern. Auch eine jugoslawisch-
bulgarische Föderation wurde diskutiert. Dies war für Moskaus Verständnis zu viel
Eigenständigkeit und führte 1948 zum Abbruch der Beziehungen, dem Ausschluss
der jugoslawischen Kommunisten aus der Kominform und einer Wirtschaftsblockade
gegen Jugoslawien (Steindorff 1999: 194).

Zunächst resultierte daraus keine jugoslawische Hinwendung zum Westen, sondern
eine Verhärtung des parteiinternen Kurses. Pro-russische Kommunisten wurden
verhaftet, die Organisation des Staates aber trotzdem weiterhin am sowjetischen Vor-
bild orientiert.59 Auf lange Sicht zwang die sowjetische Politik Tito jedoch zu einer
Westorientierung: Außenhandel war mit den kommunistischen Nachbarrepubliken
nicht mehr möglich und folglich wurden die westeuropäischen Staaten Haupt-
handelspartner. Hilfen aus dem Marshallplan wanderten ab 1952 nach Jugoslawien
und 1953 schlossen Jugoslawien, Griechenland und die Türkei den Balkanpakt.60

58 Lampe (2000: 242) erwähnt zum Fünfjahresplan, dass er zwar ein Jahr früher kam als andere sozialistische
Nachkriegsstaaten ihn einführten, aber dass die Qualität des Plans extrem schlecht war und nicht vom gerade
entlassenen kroatischen Industrieminister Andrij Hebrang gestaltet worden war, sondern vom Mitglied des
slowenischen Politbüros Kidrič, dessen ökonomisches Verständnis auf einem Moskauer Crash-Kurs basierte.

59 Abweichler wurden in Camps gesperrt, in denen derart brutale Methoden herrschten, dass die meisten In-
sassen einen lebenslangen psychologischen Schaden davontrugen. Auf der Gefängnisinsel Goli otok bspw.
mussten die Insassen die neue Häftlinge immer „zur Begrüßung“ zusammenschlagen. Nach offiziellen
Angaben sollen etwa 16.000 Mitglieder allein der Kommunistischen Partei verhaftete worden sein, andere
sprechen allein von 22.000 Kroaten. Viele der Anführer im Jugoslawienkrieg hatten hier unter Tito einge-
sessen und die jahrelange „Tito-Kur“ genossen: „in Intervallen Dunkelhaft, Wasser- und Nahrungsentzug, to-
tale Kontaktsperre und immer wieder mörderische Prügel.“ Der Spiegel, 18. November 1991.

60 Bereits 1946 hatte Jugoslawien umfangreiche Hilfe aus UN-Beständen bekommen: Lebensmittel und Gerät-
schaften zum Wiederaufbau der Infrastruktur. Die UN-Hilfen kamen größtenteils von den USA. In der jugo-
slawischen Staatspropaganda fand diese US-amerikanische Hilfe keine Erwähnung.
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AUSBAU DES SELBSTVERWALTUNGSSOZIALISMUS
Mit der Abkehr von der Sowjetunion konnte sich auch eine eigene Gangart des So-
zialismus entwickeln. 1950 wurde mit dem „Selbstverwaltungssozialismus“ eine De-
zentralisierung der Wirtschaftssteuerung eingeführt. Der Fünfjahresplan von 1947
setzte etlicher Importe aus der ČSSR voraus und war nun hinfällig geworden.
Angebot und Nachfrage wurden teilweise marktreguliert und die Unternehmen konn-
ten einen Teil ihrer Gewinne behalten. Der zentrale Verwaltungsapparat in Belgrad
wurde auf ein kleines Institut zusammengeschrumpft. Damit waren die Unternehmen
aber noch nicht von der staatlichen Leine gelassen. Lohnerhöhungen für besonders
befähigte Angestellte wurden nicht gestattet und es war auch weitere zehn Jahre nur
für Parteimitglieder möglich, sich an der Geschäftsleitung zu beteiligen. Die land-
wirtschaftliche Kollektivierung wurde aufgegeben, die Hektargröße pro Bauer aber
auf 10-20 Hektar beschränkt. 1952 und 1963 wurden per Verfassungsänderung weite-
re Dezentralisierungen durchgeführt.

1956 verpflichtete sich Tito der Idee der Blockfreiheit und nahm damit unter den ehe-
maligen Kolonien der 60er Jahre eine Führungsrolle ein. Jugoslawien hatte seit den
60er Jahren offene Grenzen, wer also mit dem System nicht leben wollte, konnte aus-
wandern. Höher qualifizierte Jugoslawen konnten temporär in Italien arbeiten und
neue Kenntnisse bei der Heimkehr mitbringen. Tito war innerhalb Jugoslawiens po-
pulär wie kein anderer Staatsmann in einem sozialistischem Land. Die nationale
Frage war durch die Teilrepubliken abgebildet, die staatliche Klammer war der So-
zialismus. Zwischen 1961 und 1971 wurden die Muslime zunehmend als Nation an-
erkannt, das Land entwickelte einen höheren Lebensstandard, eine verbesserte
medizinische Versorgung und hatte relativ viele gesellschaftliche Freiräume.
Allerdings war der gesellschaftliche Diskurs durch das Einparteiensystem einge-
schränkt und die Rechtssicherheit war chronisch gefährdet (Steindorff 1999: 194f).

DIE VERFASSUNGSREFORM VON 1974: AUSWEITUNG DER TEILAUTONOMIEN
Die Verfassungsreform von 1974 hatte ihre Wurzeln in einem innenpolitischen Kurs-
wechsel, durch den ab 1966 eine weitere Öffnung zu liberalen Reformen ermöglicht
wurde. Der Einmarsch sowjetischer Truppen in die ČSSR ängstigte ab 1968 Volk und
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Regime Jugoslawiens und ließ beide näher zusammenrücken.61 Auch dieser Umstand
erweiterte den Spielraum für Reformen.62

Das Interesse an einer wirklichen und nicht nur formalen Föderalisierung wurde
durch das Erscheinen des ersten serbokroatischen Wörterbuchs gesteigert. Das
Wörterbuch entstand 1967 auf Basis einer vertraglichen Vereinbarung über die ge-
meinsame Sprache, die bereits 13 Jahre zuvor beschlossen worden war. Die Intellek-
tuellen Kroatiens bündelten ihre Proteste gegen das Wörterbuch und verfassten eine
Deklaration, die sie mit ihren 130 Unterschriften an Belgrad übersandten. Hauptkri-
tikpunkt am Wörterbuch war, dass die grammatikalisch identischen Sprachen Ser-
bisch und Kroatisch in einigen Fällen Besonderheiten in der Aussprache aufweisen
und bei eben diesen Besonderheiten waren in allen Fällen die serbischen Betonungen
bevorzugt worden.63

In Kroatien entstand der „Kroatische Frühling“, eine nationale und nationalistische
Reformbewegung, die eine Vielzahl junger Politiker populär machte.64 1970 / 71 er-
reichte die Reformbewegung die Größe einer Massenbewegung, die weit über die po-
litischen Kreise hinaus ging. Ein wichtiger Akteur dieser Bewegung wurde der
ehemalige General und Historiker Franjo Tuđman. Die Ziele und Gründe der Bewe-
gung waren vage, die Konflikte über sprachliche Unterschiede waren zwar nicht un-
bedeutend, aber wohl eher ein populistischer Aufhänger für die eigentlichen
Verteilungskonflikte: Ende der 60er- Jahre intensivierte sich der Adria-Tourismus und
der Finanzausgleich zwischen den jugoslawischen Republiken bewirkte, dass die
überall dringend benötigten Devisen nicht in Kroatien (für den Tourismus) investiert
werden konnten, sondern vermeintlich in die ärmeren Teilrepubliken wanderten, aber
auf jeden Fall zunächst erst einmal nach Belgrad flossen.

61 Ein ähnlicher Effekt ließ sich auch 1979 beobachten, als die kommunistische Partei Jugoslawiens aufgrund
des Einmarschs der Sowjetunion in Afghanistan starken Zulauf erhielt.

62 Die innenpolitische Lockerung resultierte primär aus der Absetzung Rankovićs, der Geheimdienstchef bzw.
Chef der politischen Polizei war.

63 Hier sei ein Verweis auf das serbische Verständnis des jugoslawischen Unitarismus erlaubt (Kap. 2.1.3: Die
Grundlagen der Vereinigungsideologie). Für das serbische Verständnis ist die Sprache die Klammer, die den
gemeinsamen jugoslawischen Staat rechtfertigt, also eine Sprachgemeinschaft! Wenn von kroatischer Seite
diese gemeinsame Klammer angezweifelt wird, ist das im Ergebnis eine sehr weitgehende separatistische
Forderung! Die kroatischen Intelektuellen begründeten ihren Widerstand mit der Tatsache, dass die kroa-
tische Literatur (die auch die Grundlage für die jugoslawische bildet) wesentlich älter ist als die serbische Li-
teratur. Den Protesten half der Umstand, dass 1968 ebenfalls die Vertretung der Teilrepubliken im Bundesrat
gestärkt wurden und mit legislativen Kompetenzen versehen wurden.

64 Durch die Wahlrechtsreform wurde der jugoslawische Bundesrat gestärkt und zum gesetzgebenden Organ er-
klärt. Die Wahlen vom April 1969 brachten nun auch viele Unternehmer und Akademiker in den Bundesrat,
zuvor waren es überwiegend Arbeiter und Bauern gewesen (Lampe 2000: 306f).

４４



Tito verhielt sich den liberalen Entwicklungen gegenüber sehr lange zurückhaltend.
Am 1. Dezember 1971 holte er dann zum Gegenschlag aus: Er entmachtete die kroa-
tische Parteiführung, ließ gegen ein- bis zweitausend Personen Strafverfahren einlei-
ten und den Polizeiapparat gegenüber 30.000 Personen mit Schikanen oder
Entlassungen vorgehen. Die Maßnahmen des Diktators stärkten langfristig den kroa-
tischen Nationalismus (Meier 1999: 200f).

Der sowjetische Einmarsch in die ČSSR 1968 wurde mit Reformen des jugo-
slawischen Militärapparates beantwortet. Als Szenario wurde ein sowjetischer Ein-
marsch in Jugoslawien zugrunde gelegt.65 In Anlehnung an die Tradition der
Partisanenkämpfe wurde das Konzept der Territorialverteidigung (TO) entwickelt,
das als jugoslawische Besonderheit Grundlage für die schwere Durchschaubarkeit
des späteren Jugoslawienkrieges wurde.

Die Territorialverteidigung wurde von den Teilrepubliken geführt und bezog Zivilis-
ten bewusst mit in die Verteidigung ein, bzw. baute primär auf ihnen auf. Es ent-
standen viele dezentrale Waffenlager und für die Hausvorstände war die individuelle
Verteidigung eine Selbstverständlichkeit (Calic 2005b: 6). Neben den verschiedenen
Territorialverteidigungen blieb die primär serbisch dominierte zentralistische jugo-
slawische Armee (JVA) aber weiterhin bestehen.66

Die Verfassung von 1974 war bis zum Ende Jugoslawiens in Kraft und war wohl
primär als Charta der Selbstverwaltung geplant (Meier 1999: 201). Im Ergebnis
wurde durch die neue Verfassung aber hauptsächlich die Föderalisierung weiter
vorangetrieben.67 In Artikel 3 wurden die Teilrepubliken nun als „Staaten“ definiert
und ihre Grenzen garantiert. Serbien hatte insbesondere mit der relativ starken Stel-
lung der autonomen Regionen Kosovo und Vojvodina Probleme, da beide Regionen,
die in Serbien gelegen waren, nun auf Bundesebene bei wichtigen Entscheidungen
ein Vetorecht in beiden Häusern des Parlaments erhielten und damit faktisch auf eine
Stufe mit Serbien gestellt wurden.68 Einen formalen Status als Staat hatten diese Re-

65 Bereits beim Bruch mit der Sowjetunion hatte Jugoslawien die Armee von 400.000 Soldaten (1947) auf
600.000 (1951) erhöht.

66 1975 waren etwa 65 Prozent des Offizierskorps der JVA Serben (Rüb 1999: 336). Lampe (1999: 345) bezif-
fert die gesamte JVA-Struktur für 1984 auf 60 Prozent Serben, 8 Prozent Montenegriner und 14 Prozent
Kroaten.

67 „Der jugoslawische Föderalismus war seit Mitte der 1960er Jahre kein Scheinföderalismus [mehr].“ Zabožek
(2004: 682).

68 Die beiden Häuser waren der proportional zur Bevölkerungszahl bestellte Bundesrat und der gleichmäßig aus
Vertretern der föderalen Einheiten zusammengesetzte Rat der Republiken. Das „jugoslawische“ Parlament,
dass zu 80 bis 90 Prozent von der Spitze der kommunistischen Partei besetzt war, wurde 1963 abgeschafft.
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gionen aber nicht und das Vetorecht konnte von Serbien auch auf verschiedene Arten
unterlaufen werden: Über die Organe der Partei, durch Dringlichkeitsbeschlüsse und
über das jugoslawische Präsidium. Der Bericht der serbischen Akademie der Wissen-
schaften von 1986 verurteilte diese Teilsouveränität, weil die Verfassung auf un-
demokratische und kommunistische Weise zustande gekommen sei. Diese
Argumentation ist jedoch irreführend, weil die Verfassung in einem demokratischen
Prozess noch föderaler geworden wäre.

Mit der Verfassung von 1974 kam Tito den Forderungen in den Teilrepubliken nach:
weniger Zentralismus und mehr effektive Selbstbestimmung. Tito erlag allerdings der
Fehlkalkulation, dass mit Konzessionen an föderalistische Forderungen das Fortbe-
stehen des zentralistischen Jugoslawien vereinbar wäre.69 Diese Fehlkalkulation hat
später einige Staaten in die Demokratie entfliehen lassen: Der Zentralismus der Partei
und die Klammer der Armee konnte diese Teilliberalisierungen nicht kompensieren.70

Die 73er-Erdölkrise traf den defizitären jugoslawischen Staatshaushalt sehr hart.
Tito entschied sich dafür, die erhöhten Preise nicht an die Verbraucher weiter zu ge-
ben, sondern sie durch vermehrte Auslandsschulden abzumildern. Diese Schulden be-
lasteten nicht nur den Haushalt, sondern langfristig auch Titos
Herrschaftslegitimation.

69 Zur Fehlkalkulation möglicher Teilliberalisierungen vgl. Merkel (2003a: 222).
70 Offe (1994: 58) schreibt, dass Michail Gorbatschow 1989 die „Revolution von oben“ durchführte, weil not-

wendige Reformen eine Teilliberalisierung bedeutet hätten, die Systemopponenten zu einer gefährlichen Re-
volution von unten motiviert hätte. Zur Fehlkalkulation vgl. auch Przeworski (1991:61f).
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ZWISCHENERGEBNIS
Für die weitere Analyse des kroatischen Staatsbildungsprozesses und der folgenden
Demokratisierung sind fünf wesentliche Elemente des titoistischen Jugoslawien von
Bedeutung:

1.)Den zentrifugalen Kräften im Vielvölkerstaat wurde durch die Verfassungsreform
von 1974 eine Kanalisierungsmöglichkeit ermöglicht. Diese Verfassungsstruktur
war eine Reaktion auf die Ereignisse in der ČSSR 1968. Durch die jugoslawischen
Gastarbeiter und durch den Tourismus wurden demokratische Ideen als Systemop-
positionen eingeführt und konnten im Rahmen der neuen Verfassung zunehmend
Wirkung entfalten.

2.)Die integrative Persönlichkeit Titos stand den zentrifugalen Kräften maßgeblich
entgegen.

3.)Die territoriale ökonomische Ungleichheit führte dazu, dass sich Kroaten wirt-
schaftlich abgrenzen wollten. Sie übertrugen diesen Wunsch auf die sprachliche
Ebene und der Streit manifestierte sich am Zwist um das gemeinsame serbokroa-
tische Wörterbuch.

4.)Die im Vergleich zu anderen osteuropäischen Staaten schlechten Demokra-
tisierungschancen der jugoslawischen Nachfolgestaaten sind darauf zurückzufüh-
ren, dass die Oppositionsgruppen durch die heimatliche Kommunistische Partei
wesentlich gründlicher ausgeschaltet wurden, als in allen unter sowjetischer
Hegemonie stehenden Ostblockstaaten.

5.)Die Erfahrung der Blockfreiheit, die für Jugoslawien nicht nur Unabhängigkeit,
sondern auch Prestige bedeutet hat, führt dazu, dass eine EU-Beitrittsperspektive
eine weniger starke Anziehungskraft auf jugoslawische Nachfolgestaaten ausübt,
als auf Ostblockstaaten. Die Ostblockstaaten sahen den Beitritt zur NATO und EU
auch unter dem Gesichtspunkt des Schutzes vor einer erneuten Dominierung
durch Russland (Beichelt 2004: 196). Vor dieser externen Bedrohung haben sich
die jugoslawischen Staaten selbständig schützen können.
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2.2.2 Posttitoistisches Jugoslawien

Nach Titos Tod setzte in Jugoslawien keine weitere Liberalisierung ein - im Gegen-
teil, der Staat fiel ab 1980 in Repressionen zurück.71 Liberale Politiker der Teilrepu-
bliken wurden verhaftet, der katholischen Kirche Kroatiens wurde erneut eine Mit-
schuld an den Verbrechen des zweiten Weltkrieges angelastet und religiöse Eliten aus
Bosnien, darunter der spätere Staatspräsident BiHs, in Schauprozessen angeklagt.
Die Selbstverwaltung der Unternehmen wurde eingeschränkt, die Notwendigkeit von
Wirtschaftsreformen konsequent ignoriert und die Bürger ab 1982 für Auslandsreisen
mit einer Gebühr belegt (Meier 1999: 204f). Dadurch waren die 80er Jahre vornehm-
lich durch Arbeitslosigkeit und Inflation geprägt, der Nationalismus folgte diesen
Krisen auf dem Fuße.

Die 1986 eingesetzte Stambolić-Regierung entwickelte in der serbischen Teilrepublik
„retrograde Tendenzen“ (ebd.) und verweigerte sich bis zu ihrer Absetzung durch Mi-
lošević 1988 (vgl. folgende Seite) jeglichen Reformen.72 Der Möglichkeitsraum für
Reformen war nun in Serbien wesentlich kleiner als in den übrigen Teilrepubliken.
Serbische Unternehmen waren bereits wieder komplett unter die Staatsführung ge-
stellt worden.73

Zwischen 1981 und 1986 war die Arbeitslosigkeit von 13,8 auf 16,6 Prozent, in Bel-
grad bis 1989 sogar auf 25 Prozent gestiegen. Die meisten Arbeitslosen waren unter
25 Jahre alt (Lampe 2000: 333, 346). Die Inflation verschärfte sich Ende 1989 dras-
tisch.74 Daraufhin ließen sich die jugoslawischen Sparer immer häufiger ihr Geld von
den Banken auszahlen. Im Oktober 1990 stieg der Devisenabfluss dann innerhalb
weniger Tage auf 3 Milliarden US-Dollar und die Regierung musste die Banken sper-
ren lassen.

71 Offiziell starb Tito am 7. Mai 1980, sein Tod trat aber bereits am 4. März 1980 ein. Tito hatte die Partei be-
auftragt, seinen Tod erst bekannt zu geben, wenn die Partei sich für eine Nach-Tito-Ära sortiert habe (Der
Spiegel, 29. November 1999).

72 Das Ansehen der Kommunistischen Partei wurde in Kroatien zusehends schlechter und zwischen 1985 und
1989 sank die Mitgliederzahl von 2,2 auf 1,5 Millionen. Dadurch wurde der Anteil der in der Partei ver-
bleibenden Serben und Montenegriner immer höher.

73 Besonders reformfeindlich verhielt sich die Armeeführung der JVA, die sich als „Gralshüter der reinen
Lehre“ sah (Meier 1999: 206). Über einen Sitz im obersten Parteigremium hatte die Armee politischen
Einfluss, über die Rüstungsbetriebe auch wirtschaftlichen. Das einzige Reformprojekt, das sich die Armee in
dieser Zeit auf ihre Fahnen schrieb, war eine „Vereinfachung“ der Armeestrukturen, d.h. eine Re-
zentralisierung der verschiedenen Territorialverteidigungen (Lampe 2000: 345). Dies entsprach Miloševićs
Forderung nach einem starken Serbien (das die Armeeführung dominierte) in einem „starken Jugoslawien“.

74 Auch die Kopplung des Dinars an die D-Mark konnte den Wertverfall nur kurzfristig in den zweistelligen Be-
reich drücken.
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Die wachsenden Konflikte zwischen den Teilrepubliken sind durch die oben genann-
ten ökonomischen Krisen begründet. Aber nicht die Forderungen nach mehr Autono-
mie brachten die jugoslawische Verfassung zu Fall, sondern die Unruhen im Kosovo.
Die Forderungen, die von der Universität von Priština (Kosovo) ab 1981 ausgingen,
liefen eher auf einen „Steinzeitkapitalismus“ hinaus als auf demokratische Partizipa-
tion (Meiner 1999: 206). Da die Kosovo-Regierung die Unruhen nicht unter Kon-
trolle bringen konnte, ergriff Milošević die Gunst der Stunde und setzte eine
Marionettenregierung im Kosovo ein. Auf diese Weise konnte die Teilautonomie der
serbischen Regionen Kosovo und später auch der Vojvodina aufgehoben werden. Da-
durch war Serbien rezentralisiert.

DER AUFSTIEG MILOŠEVIĆS

Seit Mitte der 80er-Jahre machten Gerüchte die Runde, die die schlechten wirtschaft-
lichen Verhältnisse in Belgrad (25 Prozent Arbeitslosigkeit in der Stadt) den Kroaten
und Kosovo-Albanern zuschrieben. Die wirklichen ökonomischen Gründe spielten in
der öffentlichen Diskussion keine Rolle.75 Die Begründungen waren simpel und
wurden gerade deshalb von der jugoslawischen Presse aufgegriffen: Im Einklang mit
der alten serbischen Opferideologie wurden den Kroaten eine systematische Unter-
drückung der dortigen serbischen Minderheit vorgeworfen und den Kosovo-Albanern
wurde unterstellt, die Serben aus „Alt-Serbien“, dem Kosovo, zu vertreiben. Die ser-
bische Akademie der Wissenschaften und Künste (SANU) unterstützte diese Ansicht
mit einer Statistik, der zufolge immer mehr serbische Familien das Kosovo ver-
ließen.76 Faktisch waren die zugunsten der Albaner kippenden Mehrheitsverhältnisse
im Kosovo aber nur eine „statistische Vertreibung“, da die Kosovo-Albaner die
höchsten Geburtenraten in ganz Europa aufwiesen. Das SANU-Memorandum stellte
dies als „Genozid“ dar.77 Unter der serbischen Minderheit Kroatiens machten eben-
falls Befürchtungen die Runde, dass ihre Vertreibung anstehe (Rüb 1999: 332, 348).78

75 Vgl. Der Spiegel, 8. Juni 1992, S. 159; Gallagher 2003: 80.
76 Srpska Akademija Nauka i Umetnosti (SAMU): Memorandum zur Lage der serbischen Nation.
77 Das Verhältnis veränderte sich zwischen 1939 (60 Prozent Albaner) zu 1998 (90 Prozent Albaner). Ausschnitt

aus dem Memorandum: “…between 1876 and 1912, some 150,000 Serbs were driven from hearth and home
by the savage terror of the local privileged Albanian bashibazouks. During World War II, more than 60,000
Serbs were expelled from Kosovo and Metohija, but it was after the war that this exodus reached its highest
proportions: in the last twenty-odd years, upwards of 200,000 Serbs have been forced to leave”, http://www.-
balkanpeace.org/cib/bac/bac10.shtml (zuletzt besucht am 12.08.05).

78 Auch hinter diesem Argument standen ökonomische Gründe. Die zeitlich parallele Entwicklung in Kroatien
wird im Kapitel 2.3.1: „Die separatistische Krajina“ dargestellt.
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Miloševićs große Begabung war es, Stimmungen in der Bevölkerung zu erahnen und
diese für seine Zwecke zu kanalisieren. Er erkannte, dass die Renaissance des Natio-
nalismus in den Teilrepubliken den Bestand Jugoslawiens gefährden werde. Aber an-
statt diese Bewegung zu bekämpfen, stellte er sich an die Spitze.79 Mit der
Verteidigung der serbischen Interessen im Kosovo setzte er sich an die Spitze der ser-
bischen Nationalisten, die die Wiederherstellung der jugoslawischen Einheit
forderten. Diese war ihren Ansichten zufolge durch die Verfassung von 1974 zerbro-
chen, als die autonomen Regionen Serbiens Kosovo und Vojvodina geschaffen
wurden.

Auf dem Zentralkomiteeplenum, dem stärksten Gremium Jugoslawiens, versuchte
1987 der Regierungschef Stambolić die nationalistische Stimmung zu entschärfen
und sprach sich vor laufenden Kameras gegen nationalistischen Hetzkampagnen
aus.80 Eben dieses gleiche Plenum, das komplett im Fernsehen übertragen wurde,
nutzte Milošević wenige Stunden später um sich als Nationalist zu profilieren, ein
starkes Jugoslawien zu fordern und damit in der Partei zu putschen. Milošević hatte
seinen Auftritt gut vorbereitet und eine Mehrheit in der Kommunistischen Partei
organisiert, die nun formal geschlossen hinter Milošević stand. Der moderate
Parteiflügel um seinen Ziehvaters Stambolić war diskreditiert.81 Während also
andernorts der Kommunismus zusammenbrach, entstand in Belgrad eine neue kom-
munistische Ära. Verrat, Machtpolitik und klares Freund-Feind-Denken wurden die
entscheidenden Elemente unter dem Milošević-Regime (Rüb 1999: 333).

Miloševićs Kriegsvorbereitungen lesen sich wie ein Gebrauchsanweisung: Die
Schuldzuschreibungen für die Finanzkrise des Staates ging an die schwache
albanische Minderheit, in die Agitation wurden zunehmend militärische Begrifflich-
keiten eingestreut, die nationalen Medien erfolgreich instrumentalisiert, die partei-
interne Opposition ausgeschaltet und die föderalen Gremien blockiert und an-

79 In einer Rede vor serbischen Demonstranten hatte Milošević schon am 24. April 1987 die Serben aufge-
fordert, für ihren Verbleib im Kosovo zu kämpfen: „Niemand soll es wagen euch zu schlagen.“ Der Hass auf
die Albaner wurde aber auch schon lange vor Milošević in den Medien gepredigt (Rüb 1999: 336). Besagtes
Zitat wurde immer wieder von der Belgrader Presse genutzt, weil es so gut die Einstellung zur ewigen ser-
bische Opferrolle ansprach (ZumMythos des Opferganges des serbischen Volks vgl. Perović 1999: 96).

80 Die Sitzung vom 23. September 1987.
81 „Auf jener Sitzung [...], wo nach alter Manier Solidaritätsadressen aus ganz Serbien an Milošević verlesen

wurden, zeigte sich [...], dass in demokratisch kaum entwickelten Gesellschaften die Methoden des Macht-
kampfes von grenzenloser Rücksichtslosigkeit und die Propaganda voller Verdrehungen und Lügen sein
dürfen und trotzdem zum Erfolg führen.“ (Rüb 1999: 333). Seine Macht festigte Milošević, indem er die
wichtigsten Posten des Staates mit seinen Günstlingen besetzte, die er jedoch bei Bedarf auch schnell wieder
absetzte. So war Milošević bald unangreifbar. Milošević wurde im November 1989 zum Präsident Serbiens
gewählt.
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schließend übernommen. Letztlich galt es noch, die im Kriegsfalle desertierenden
Soldaten der JVA, die nicht serbischer Nation waren, zu entlassen.82

Während die Inflation 1989 ins Unermessliche stieg, hielt Milošević am 600. Jahres-
tag der Schlacht auf dem Amselfeld, an historischem Ort und vor mehreren Hundert-
tausend aufgebrachten Serben eine nationalistische Rede.83 Mit Bezug auf die gerade
gestürzte Regierung der autonomen Region Kosovo verkündete er, dass zur vollkom-
menen Wiederherstellung der nationalen Einheit ein Waffengang „für die Zukunft
nicht auszuschließen“ sei.84 Das serbische Volk, das noch zu einem großen Teil aus
Analphabeten bestand, erhielt durch die Medienübertragungen der nationalistischen
Propaganda den Eindruck, nun würde „endlich mal jemand die Wahrheit“ sagen.85

Zu Miloševićs Kriegsvorbereitung gehörte auch die „antibürokratische Revolution“,
wie er die Entlassung oppositionell eingestellter Arbeitnehmer, die zwischen Juli
1988 und März 1991 durchgeführt wurde, nannte. Die serbischen oppositionellen
Demonstrationen (Serbische Erneuerungsbewegung, SPO) wurden im März 1991 mit
Panzern auseinandergetrieben und deren Anführer verhaftet.86

Mit den Stimmen der gleichgeschalteten (und nach einer serbischen Verfassungs-
änderung nun nicht mehr autonomen) Regionen Kosovo und Vojvodina und der
Stimme des abhängigen Montenegro blockierte Milošević die Arbeit im kollektiven
Staatspräsidium, in dem nun immer die Hälfte der Stimmen für Milošević sprach.87

So konnte auch die turnusmäßige Ernennung des kroatischen Präsidiumsmitgliedes
zum Staatspräsidenten ausgesetzt werden.88

82 Neben den einfachen Soldaten wurden auch etwa 30.000 Offiziere entlassen (vgl. Der Spiegel, 20. April
1992).

83 Die Feierlichkeit war am 28. Juni 1989. Rüb (1999: 339) zufolge waren gut eine Millionen Serben anwesend,
Lampe (2000: 353) beziffert die Menge auf gut eine halbe Millionen Menschen. Es gibt keinen Ort, der auch
nur annähernd stark mit mythischen Nationalismen aufgeladenen ist wie das Kosovo (vgl. Ćolović 1999:
312). Das eigentlich Ungewöhnliche an dieser Heldenschlacht ist, dass sie verloren wurde. Das Heldenlied
„Tod der Mutter Jugović“ trauert ihren neun Söhnen nach, die die Mutter im Krieg gegen die Türken verlor.
Seither erhielt jeder neuntgeborene Sohn den serbischen König als Paten, unter Tito wurde der Brauch zum
neuntgeborenen Kind ausgeweitet.

84 Um den Sturz der Regierungen der Vojvodina und des Kosovos zu bewirken hatte Milošević 1988 etliche
Großdemonstrationen organisiert. Ende 1988 setzte er in der Vojvodina eine gefügige Regierung ein, im Ja-
nuar 1989 auch in Montenegro (Lampe 2000: 352).

85 Die Propaganda bestätigte alle Mythen, Vorurteile und Stereotypen der mündlich tradiertem serbischen Er-
innerung (Melčić 1999: 322).

86 Die Serbische Erneuerungsbewegung wurde von Vuk Drašković angeführt, ebenfalls ein radikaler Nationalist
(Der Spiegel, 15. Juli 1991, S. 124; Brown 1994: 245). Ebenfalls im März 1991 lud Milošević 200 serbische
Bürgermeister nach Belgrad ein um sie in die Pläne der Armee einzuweihen. Dabei versicherte er, einzelne
serbische Städte zu besiegen, die sich gegen ihn stellen würden (Rüb 1999: 341).

87 Die Regierung des Kosovo zwang Milošević im März 1989 durch Panzer zum Rücktritt. Dieses Vorgehen
wurde von der jugoslawischen Regierung geduldet.

88 Im Staatspräsidium wurde der Vorsitz reihum vergeben und nicht gewählt. Milošević ließ mit den indirekt
von ihm kontrollierten vier Stimmen des Präsidiums feststellen, dass der kroatische Vertreter Mesić ein
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Als Reaktion auf die eigenständige Verfassungsänderung Serbiens, die es zur Integra-
tion der Vojvodina und des Kosovos durchführte, zog Slowenien nach und gab sich
einige Verfassungszusätze. Belgrad setzte daraufhin eine Wirtschaftsblockade gegen
Slowenien ein und brach alle Beziehungen ab. Die jugoslawische Verfassung hatte
damit entgültig an Bestand verloren. Das oberste Parteigremium scheiterte als In-
stitution bereits kurz darauf, als es geschlossen die föderalen Forderungen Sloweni-
ens ablehnte und die slowenischen und kroatischen Delegierten daraufhin die
Konferenz verließen.89

BEGINN DER ABSPALTUNGEN
In den gut 12 Monaten zwischen dem 23. Dezember1990 und dem 9. Januar 1992
wurden auf dem Gebiet der acht prinzipiell autonomen Regionen Jugoslawiens sechs
neue Staatsprojekte angestoßen. Diese Staatsprojekte lassen sich in zwei Formen un-
terteilen: Zum einen jene Staatsprojekte, die primär eine höhere Autonomie erreichen
wollten, und zum anderen jene, die eher eine Übergangsform bis zur Angliederung an
das serbische bzw. kroatische Heimatland darstellen sollten.

Die slowenische Abspaltung, die aufgrund einer guten Vorbereitung und einer eth-
nisch homogenen slowenischen Bevölkerung ein Erfolgsprojekt wurde, ist bekannt-
lich die einzige Ausnahme unter den jugoslawischen Nachfolgestaaten. Die Un-
abhängigkeit musste nur durch einen kurzen Krieg erkämpft werden:

Am Abend vor der slowenischen Unabhängigkeitserklärung besetzte die slowenische
Bürgerwehr alle wichtigen Stellungen.90 An der kroatisch-slowenischen Grenze kam
es zu etlichen Schießereien zwischen den slowenischen Polizeikräften und der JVA,
jugoslawische Kampfflugzeuge beschossen den Flughafen von Ljubljana. Am 6. Tag
nach der Unabhängigkeitserklärung rollte eine Panzereinheit der JVA über die slo-
wenische Grenze, rückte dann aber nicht weiter vor, weil die Armeeführung der JVA
die Rechtmäßigkeit des Angriffs bezweifelte. Am 7. Tag gab die JVA Slowenien

Staatsverräter sei, der eine ausländische Intervention zur Erklärung der Jugoslawienfrage einleiten wolle (vgl.
das Interview mit Stjepan Mesić in: Der Spiegel, 27. Mai 1991, S. 142- 144). Mesić wurde dann später auf
internationalen Druck doch eingesetzt. Als Slowenien sich aber unabhängig erklärte, fehlte wiederum eine
Stimme um Miloševićs Fraktion zu überstimmen (Der Spiegel, 8. Juli 1991, S. 127).

89 Januar 1990. Die kroatischen Delegierten weigerten sich, ohne die slowenischen Repräsentanten weiter zu
verhandeln. (Lampe 2000: 355).

90 Die Unabhängigkeitserklärung des 25 Juni 1991 war durch das mit 88 Prozent Zustimmung abgehaltene
Referendum am 23. Dezember 1990 bereits initiiert worden. Kurz vor der Abspaltung sank die Zustimmung
jedoch auf 43 Prozent (Der Spiegel, 24. Juni 1991, S. 147).
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auf.91 52 Tote und 280 verwundete Soldaten waren die Bilanz des kurzen Krieges.
Viele der Kriegsgefangenen suchten in Slowenien Asyl.92

Der kurze Verlauf des Krieges ist wohl dadurch zu erklären, dass die serbischen Na-
tionalisten im Prinzip mit der Abspaltung des ethnisch relativ homogenen Slowenien
einverstanden waren, da es in die Vision eines Großserbien nicht hineinpasste.93

ZWISCHENERGEBNIS
In der 1974er Verfassung waren die verschiedenen jugoslawischen Nationen aner-
kannt worden.94 Als die integrative Persönlichkeit Titos fehlte, gerieten die Nationen
durch die Wirtschaftskrisen der 80er Jahre zunehmend miteinander in Konflikt: Slo-
wenen und Kroaten wollten die knappen Wirtschaftsgewinne behalten,95 Serbien
wurde ultrakommunistisch und blockierte mithilfe der Stimmen der Vojvodina und
des Kosovos das Staatspräsidium. Die Mehrheit im Staatspräsidium gewann Serbien
jedoch erst, nachdem Slowenien den gemeinsamen Staat verlassen hatte. Dadurch
brach Kroatien ebenfalls aus dem Staat aus.

In Jugoslawien gab die serbische Führung mit ihrer Serbisiserungspolitik selbst das
Zeichen dafür, dass die inklusive Berufung auf den multiethnischen Staat unglaub-
würdig geworden war. Damit löste Serbien, zunächst auf Kosten des Kosovo, das Ge-
meinschaftsverständnis auf. Nationalismen wurde zu „neuen Katalysatoren der
Identitätssuche“ (von Beyme 1994: 127).

91 Im jugoslawischen Fernsehen wurde der Einsatz der jugoslawischen Armee äußerst irreführend dargestellt.
Demnach war der Einsatz nicht von der Staatsführung befohlen worden, sondern geschah aus Eigeninitiative
der Armee. Die Armee würde sich den Anweisungen der Staatsführung widersetzen (Der Spiegel, 8. Juli
1991, S. 118f).

92 In den letzten Jahren des gemeinsamen jugoslawischen Staates hatte Slowenien die geringste Arbeitslosigkeit
Jugoslawiens, orientierte sich stark zu Österreich und Italien und erbrachte mit acht Prozent der jugo-
slawischen Bevölkerung etwa 25 Prozent des Steueraufkommens. (Lampe 2000: 354). Anderson (2000: 69)
bemerkt zum ökonomischen Fortschritts Sloweniens, dass sich in den letzten Jahren des gemeinsamen Jugo-
slawiens viele muslimische Gastarbeiter aus dem Süden Jugoslawiens in den Vororten von Ljubljana nieder-
ließen und den Slowenen dadurch den Eindruck erhielten, den Reststaat mitzufinanzieren.

93 Vgl. Rathfelder (1999: 347).
94 Die kroatische Nationsbildung kann spätestens seit Ende des zweiten Weltkrieges als abgeschlossen angese-

hen werden.
95 Anderson (2000: 69) betont, dass das BIP in Slowenien sieben mal höher war als in Makedonien und dass

sich Slowenien weigerte, weiterhin den armen Süden mit zu finanzieren.
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2.3 Kroatische Staatsgründung

Im Dezember 1989 wählte die kommunistische Partei Kroatiens Ivica Raćan zum
Parteivorsitzenden. Dieser legalisierte sofort die im Februar 1989 gegründete und
von Franjo Tuđman angeführte Partei „Kroatische Demokratische Gemeinschaft“
(HDZ) (Lampe 2000: 354). Die Demokratisierung Kroatiens wurde also nicht von
unten aus eingeleitet oder auf Betreiben der noch machtlosen Opposition, sondern
vom kroatischen Bund der Kommunisten (SKH), jenen Eliten, die die Teilrepublik
regierten.

Der Grund für diese Liberalisierung und Demokratisierung ergab sich aus den Ereig-
nissen in Serbien: Dem Aufstieg Miloševićs und dem beginnenden Zentralisierungs-
zwang versuchten sich alle Teilrepubliken zu widersetzten. Da mit dem Zusammen-
bruch des Ostblocks 1989 auch die Front der innerparteilichen Hardliner zusammen-
brach, entstand Raum für unterschiedliche Strömungen im SKH. Demokratie wurde
als eine Möglichkeit der Legitimitätsverbreiterung, die für den Widerstand gegen Mi-
lošević bzw. seinen Zentralisierungsbemühungen benötigt wurde, betrachtet.96 Die
Demokratie wurde also als Mittel gegen Miloševićs Pläne eingeführt (Zabošek 2004:
681). Über das Mehrheitswahlrecht und den relativ kurzfristig angesetzten Wahl-
termin versuchte der SKH seine Gewinnchancen zu verbessern (Melčić 1999: 326).97

Letztlich erreichte aber nicht der kroatische Bund der Kommunisten die Mehrheit,
sondern Franjo Tuđmans nationalistische HDZ.98

Damit war auch auf kroatischer Seite ein Hardliner ins Amt gelangt, der einen Aus-
gleich mit der serbischen Minderheit Kroatiens unwahrscheinlicher machte. Und
auch Milošević war primär an einer weiteren Radikalisierung der Situation inter-

96 Sandschneider (1995: 142) weist darauf hin, dass auch in anderen Staaten die Transformation nicht zustande
kam, weil die Demokratie als Ideal gesehen wurde, sondern weil sie ein effektiveres System zu Vernetzung
von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft darstellt.

97 Von Beyme (1994: 313) zeigt, dass herrschende Eliten vielfältige Möglichkeiten haben, ihr Erfolgspotential
zu erhöhen. So wurde bspw. in Rumänien die Anzahl der notwendigen Unterschriften, die zur Gründung
einer Partei notwendig sind auf ein niedriges Niveau gelegt, damit die Opposition sich möglichst in vielen
kleinen Parteien zersplittert. Das staatliche Fernsehen sorgte dafür, dass die Wahlwerbespots der Opposition
in einer schlechten Qualität ausgestrahlt wurden.

98 Der erste Wahlgang war am 22. April 1990. Gewonnen wurde die Wahl mit dem Versprechen des eigenen
kroatischen Staates (Der Spiegel, 13. Mai 1991, S. 172). Kregar (1996: 117, nach Petkovic 1990) diagnosti-
ziert im Wesentlichen vier verschiedene Werteorientierungen, die die kroatische Gesellschaft 1990 bestimm-
ten: 1.) Die Tradionalisten mit religöser Grundhaltung und ländlicher Orientierung (22 Prozent
Gesellschaftsanteil; 2.) Die neue Rechte befugte die liberaler Marktwirtschaft und wollte den Staat so weit
wie möglich zurück drängen (37 Prozent); 3.) Die alte Linke mit stalinistischer Orientierung (15 Prozent); 4.)
Die Innovativ/ Progressiven, die sich dem Fortschrittsgedanken verschrieben haben, Traditionen ablehnen
und kein Interesse an Politik haben (23 Prozent).
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essiert und zwang die Politiker der serbischen Minderheit das kroatische Parlament
zu verlassen (Rüb 1999: 339).99

Im Oktober 1990, einige Monate nach der ersten Wahl, schlugen Kroaten und Slo-
wenen Belgrad eine neue Konföderation vor. Dieser Versuch scheiterte aber.100 Im
Dezember 1990 gab sich Kroatien eine neue Verfassung. Unter den Eindrücken der
herannahenden Unabhängigkeit wurden die Schießereien in der Krajina immer häu-
figer.101 Unter dem anschwellendem Konflikt mit Serbien wurde am 19.05.1991 das
Referendum über die Unabhängigkeit gehalten. Erklärt wurde die Unabhängigkeit
am 25.06.1991 und wirksam wurde sie durch eine Verzögerung der Europäischen Ge-
meinschaft am 08.10.1991.102

Sowohl die slowenische als auch die kroatische Staatsgründung waren am Tag der
Unabhängigkeitserklärung nicht als eine absolute Abgrenzung zu Restjugoslawien
gedacht (vgl. Helmerich 2005: 257). Die slowenische Bürgerwehr, die an der neuen
Grenze Position bezog, wurde weder damit beauftragt Zoll zu nehmen, noch wurden
die neuen slowenischen Pässe an die Bevölkerung ausgegeben. Und weder in Slo-
wenien noch in Kroatien hatte man begonnen, eine eigene Währung herauszugeben.
Die Unabhängigkeitserklärung hätte also ein formaler Akt bleiben können, denn auch
der Abzug der jugoslawischen Armee, der zwar gefordert wurde, wurde mit einer
Frist von drei Jahren belegt.103 Wenn Serbien also nicht vom machtbesessenen Mi-
lošević regiert worden wäre, sondern von einem Politiker, der die finanziellen Inter-
essen der Slowenen und Kroaten hätte akzeptieren können und der die serbischen
Staatsschulden nicht komplett ignoriert hätte, dann wäre Südeuropa „der dümmste
aller Kriege“ erspart geblieben.104 Der Separationskrieg, der in Kroatien auch als
Heimatkrieg bezeichnet wird, diente Kroatien als Abgrenzungsinstrument nach außen
und als Homogenisierungsmittel nach innen. Damit erinnert dieser Krieg, der trotz

99 Rüb (199: 339) erwähnt im Weiteren, dass Milošević auch nicht davor zurück schreckte, die Demokratiebe-
wegungen in den Teilrepubliken durch seinen Geheimdienst zu unterstützen, da er die Bewegung nutzen
wollte um die Teilregierungen abzusetzen und durch Strohmänner ersetzen zu können.

100Vergleiche Fußnote 88, Blockade im Staatspräsidium,
101Der Spiegel, 25. Juli 1991, S. 120.
102Auch Slowenen erklärte sich am 25. Juni 1991 unabhängig. Die EG und die USA sperrten sich gegen die

kroatische und slowenische Staatgründung. Sie befürchteten, dass sich hierdurch motiviert auch die Teilstaa-
ten der ČSSR, die baltischen Staaten und andere Staaten des Moskauer Bündnisses unabhängig erklären
werden (Der Spiegel, 1. Juli 1991, S. 124).

103Vgl. Der Spiegel, 1. Juli 1991, S. 118-125.
104Die absehbaren wirtschaftlichen Folgen schätzte Slowenien bereits vor dem Krieg mit einen Einbruch des

Außenhandels um 30 Prozent ein. Kroatien rechnete im Falle eines Separationskrieges mit einem Verlust von
etwa 2 Milliarden US-Dollar durch Beeinträchtigungen im Tourismus. Der Spiegel, 1. Juli 1991, S. 124 und
Unbekannter Autor (13. Juli 1992): „Der dümmste aller Kriege“, in: Der Spiegel, S. 143-155.
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seiner ganzen Unwahrscheinlichkeit eigentlich voraussagbar war,105 stark an jene
Staatsbildungsprozesse, die Westeuropa bereits im 19. Jahrhundert durchlaufen
hatte.106

2.3.1 Kroatien im Krieg

Miloševićs Kriege begannen 1991 gegen Slowenien und Kroatien, 1992 gegen
Bosnien-Herzegowina und 1998 gegen das Kosovo und die NATO. Im Rahmen
dieser Arbeit muss das Hauptaugenmerk auf jene Kriegshandlungen gelegt werden,
die das Verhältnis zu den heutigen Nachfolgestaaten nachhaltig bestimmen.

DIE SEPARATISTISCHE KRAJINA
Bereits im August 1990, also vier Monate nach der ersten Wahl, vernetzten sich die
mehrheitlich serbischen Gemeinden der Krajina (Anhang II).107 Die örtlichen
Behörden stellten jede Zusammenarbeit mit der neuen kroatischen Regierung ein,
Verbindungsstraßen zwischen der Landeshauptstadt und der Adria wurden unterbro-
chen.108 Die Gründung einer autonomen Republik muss als Antwort auf eine befürch-
tete Unabhängigkeit Kroatiens gesehen werden, aber auch als Reaktion auf den Wahl-
sieg des radikal anti-serbischen Tuđman (Brown 1994: 242). Milošević sprach gerne
von einer Benachteiligung, die der serbischen Minderheit durch eine Unabhängigkeit
Kroatiens zuteil werden würde. Eine Verschlechterung ihrer Lage wäre auch eingetre-
ten, denn mit der Unabhängigkeit wollte Kroatien der serbischen Minderheit keine
gesonderten Rechte zustehen, wie Belgrad dies praktizierte, sondern einfach nur die
gleichen Rechte wie den Kroaten.109 Diese wären den Serbokroaten aber zu wenig ge-
wesen, weil hieraus faktisch eine Degradierung entstand: „Sie stellten in Kroatien
über 50 Prozent der Beamten und Polizisten und der Führungskräfte in der Wirtschaft

105Vgl. hierzu das Interview mit Milovan Djilas, dem ehemaligen Chefideologen von Tito. Er sagte die
Entwicklungen der folgenden vier Jahre, für den Fall dass es einen Krieg in Jugoslawien geben würde,
erschreckend treffsicher voraus. Allerdings war er davon überzeugt, dass es keinen Krieg geben werde: „Das
wäre alles mehr als verrückt, aber in der Politik ereignen sich ja oft die verrücktesten Dinge.“ (Der Spiegel,
13. Mai 1991, S. 172).

106Calić (2005b: 12f): Ob es sich bei den ethnischen Säuberungen um Genozid handelt, ist in der Forschung
umstritten. „So ist auch für das zerfallene Jugoslawien behauptet worden, dass der „Bevölkerungstransfer“
primär eine Begleiterscheinung verspäteter Nationalbildungsprozesse gewesen sei – ohne die Intention des
Genozids.“ Calić stellt den Jugoslawienkrieg in ihrem Fazit als „nicht neuartig“ dar: „Er steht im Kontext
eines sekulären Nations- und Staatsbildungsprozesse, der im 19. Jahrhundert begann und in periodischer
Folge zu bewaffneten Konflikten und „ethnischen Säuberungen“ führte, zuletzt im Kontext des Zerfalls der
multiethnischen Bundesrepublik Jugoslawien.“

107Der Zahnarzt und spätere „Präsident“, der diese Vernetzung durchführte, hieß Milan Babić. Die Krajina ist
ein dünn besiedeltes ödes Bergland. „Hier steht der Chauvinismus besser im Saft als sonst irgendwo in Jugo-
slawien. Und zwar auf beiden Seiten.“ (Der Spiegel, 8. Juli 1991, S. 130).

108Gemeint ist die erste demokratisch gewählte, nationalistische Regierung Tuđmans.
109Der kroatische Staatspräsident Jugoslawiens Mesić in einem Interview (Der Spiegel, 8. Juli 1991, S. 125).
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– bei einem Bevölkerungsanteil von nur 11 Prozent.“ Dies waren die Privilegien, die
in der Krajina verteidigt werden sollten.110

Die kroatische Verfassung vom Dezember 1990 beinhaltet neben den vermeintlich
„gleichen Rechten“ aber auch etliche Symbole, die die serbische Minderheit in
Schrecken versetzte: Als kroatische Staatswappen wurde das weiß-rote Schachbrett-
muster verwendet, das auch vom Ustaša-Regime verwendet worden war, andere na-
tionalistische anti-semitische und anti-serbische Symbole wurden von der neuen
Verfassung ebenfalls geduldet.111

Die serbische Armeeführung der JVA unterstützte die Serben in der Krajina mit
Waffen. Das Gleiche tat auch die kroatische Regierung mit den Kroaten der Kraji-
na.112 Im März 1991 erklärte sich die „Autonome Region Krajina“ unabhängig und es
kam zu ersten Kriegstoten. Am 19. Dezember 1991 gründete sich aus der „Auto-
nomen Region Krajina“ die „Serbische Republik Krajina“ (Anhang II), die mit den
im Herbst 1991 eroberten Gebieten Slawoniens fast ein Drittel des kroatischen
Staatsgebiets ausmachte (Rathfelder 1999: 345f).

Stein Rokkan wurde durch Hirschmans „Exit, Voice, and Loyalty“ zu einer konzep-
tionellen Überlegung angeregt, nach der Hirschmans Exit mit dem Ausbruch aus der
territorialen Einheit zu vergleichen ist.113 Rokkans Verständnis von Demokratisierung
bezieht die Nivellierung interner Territorialgrenzen mit ein. Innere politisch-institu-
tionelle Strukturen müssen derartig gestaltet sein, dass innere Territorialgrenzen
nicht zu äußeren Territorialgrenzen werden. Die 1990er Verfassung drängte die ser-
bische Minderheit praktisch zur Exit-Option.114

110Der Spiegel, 8. Juli 1991, S. 130. Der Grund für diesen hohen Anteil der Serben an staatlichen Führungs-
strukturen in Kroatien liegt noch im Zweiten Weltkrieg. Hier standen die kroatischen Eliten auf Seiten des
Ustaša-Regimes, die Krajina-Serben (die vom Ustaša-Regime verfolgt wurden) notwendiger Weise auf der
Seite Titos. Für ihre treue Gefolgschaft belohnte Tito die Krajina-Serben im sozialistischen Jugoslawien und
setzte sie in viele gute Verwaltungspositionen (vgl. Brown 1994: 248).

111Die Angst, die sich in der serbische Minderheit Kroatiens breitmachte, mag mit der Angst vergleichbar sein,
die Juden in Deutschland empfinden würden, wenn der Bundesadler durch das Hakenkreuz ersetzt werden
würde. Symbole entfalten ihre volle Wirkung dann, wenn sie auf die subjektive Resonanz der Bevölkerung
stoßen, als mit Einstellungen und Erfahrungen assoziiert werden, auf die sie anspielen (Dittmer 1977).

112Der Spiegel, 13. Mai 1991, S. 169.
113Hirschman hat diesen Ansatz aus einer ökonomischen Betrachtung entwickelt: Exit bedeutet, dass sich ein

Kunde von einem Anbieter trennt und sich anderen Anbietern zuwendet, Voice bedeutet hingegen, dass sich
der Kunde an seinen Anbieter wendet und ihn auffordert, dass Produkt so zu ändern, dass es ihm möglich ist,
Kunde des Anbieters zu bleiben. Um so großer die Kundenbindung ist (Loyalty), um so eher wird der Kunde
die Stimme erheben und für eine Anpassung des Produktes plädieren. Rokkan hat durch diesen Ansatz er-
kannt, dass Territorien keine vordefinierten Einheiten sind, sondern die Grenzen dadurch entstehen, dass sich
Gruppierungen entlang von Cleavages abgrenzen, diese Cleavages immer auch eine territoriale Dimension
haben und daher ein Auseinanderbrechen des Territoriums immer möglich ist (vgl. Rokkan 1975).

114Die Serben machten 1991 noch 12,2 Prozent Kroatiens aus, 2001 waren es 4,5 Prozent (Richter 2005: 101).
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DIE KROATISCHE UND SLOWENISCHE UNABHÄNGIGKEITSERKLÄRUNG IM VERGLEICH
Nicht nur durch die starke serbische Minderheit fand Kroatien bei seiner Unabhän-
gigkeitserklärung völlig anderer Gegebenheiten vor als die erfolgreiche Nachbarrepu-
blik Slowenien. Der slowenische Staatshaushalt war wesentlich besser ausgestattet
als der kroatische. Ein Machtmissbrauch wie unter Tuđman oder unter Milošević
fand in Slowenen nie statt. Noch dazu hat Kroatien mit der charakteristischen Huf-
eisenform eine weitaus längere Grenze, die auch bei guter Vorbereitung schwer zu
verteidigen ist.

Aber diese gute Vorbereitung existierte in Kroatien nicht. Slowenien hatte sich Mi-
loševićs „antibürokratischer Offensive“ widersetzt und die Waffen der Territori-
alverteidigung nicht wie befohlen an die (serbisch-) jugoslawische Armee JVA
ausgehändigt. Die Kroaten hatten der Anordnung hingegen Folge geleistet und
standen nun den Angreifern ohne Waffen gegenüber.115 Slowenien hatte die Staatsbil-
dung auch durch etliche organisatorische Maßnahmen vorbereitet, hatte etwa ein Jahr
vor der Unabhängigkeit begonnen, slowenische Ausweise und neues Geld zu dru-
cken, eine eigene Polizei und Armee aufzubauen und richtete eine Presseagentur ein,
die die internationalen Journalisten zu den Kampfplätzen fuhr, an der serbische
Panzer fotografiert werden konnten. Kroatien hatte all das versäumt. Insbesondere
die kroatische Medienlandschaft war mit der Situation komplett überfordert und fand
in der Belgrader Nachrichtenagentur Tanjuk einen weit überlegenen Gegner. Folglich
erhielt die Weltöffentlichkeit gefilterte Informationen aus Belgrad und Ljubljana, aus
Kroatien mussten sich die Journalisten alles selber besorgen, die Informationen
flossen dann spärlich und enthielten auch alle negativen Informationen über Kroatien
(Melčić 1999: 323).

Die Jugoslawienkriege wurden für die Weltöffentlichkeit nicht nur durch die ge-
schichtlichen Prädestinationen des Vielvölkerstaates aus Regionen und Teilrepubli-
ken zu einer undurchsichtigen Angelegenheit, sondern sollten durch Miloševićs
taktisches Geschick und das „Martić / Mladić – Konzept“ noch undurchsichtiger
werden.

115Dies mag auch einer der Gründe gewesen sein, weshalb Kroatien den Slowenen nicht zur Hilfe eilte, als die
jugoslawischen Panzer auf Slowenien zurollten. Die Slowenen interpretierten dies als mangelnde Solidarität
(Der Spiegel, 8. Juli 1991).
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DAS „MARTIĆ / MLADIĆ – KONZEPT“
Wie bereits weiter oben erwähnt hatte die jugoslawische Territorialverteidigung eine
lange Tradition und war spätestens seit den Partisanenverbänden des Zweiten Welt-
kriegs das einzige Modell, das für den Krieg in dieser Region erfolgversprechend er-
schien. Indem sie die Grenze zwischen Zivilisten und Militär verwischte, verpflichte-
te die Territorialverteidigung alle Bürger der Teilrepubliken, sich an der Verteidigung
zu beteiligen.116

Das Konzept der serbischen Armeekommandeure Martić und Mladić knüpfte im
Prinzip an diese Grenzverwischung an.117 Das strategische Konzept wurde erstmals
an dem kroatischen Dorf Kijevo erprobt und wurde für alle Kampfhandlungen in
Jugoslawien charakteristisch:118 Zunächst wurde die serbische Minderheit des Dorfes
gewarnt, die daraufhin das Dorf verließ und die Warnung nicht an die Kroaten wei-
tergab. Dann wurde das Dorf mit schwerem Geschütz befeuert. Nachdem der
Widerstand erloschen war, kamen die „Freiwilligenverbände“ und besetzten bzw.
plünderten das Dorf.119 Damit konnte die Armee direkt weiterziehen ohne Be-
satzungstrupps zurücklassen zu müssen und war anschließend auch nicht für die
Gräueltaten verantwortlich, die die „Freiwilligenverbände“ dort verübten (Rahtfelder
1999: 348f).120

KROATISCHE VERTEIDIGUNGSMASSNAHMEN
In den ersten vier Monaten nach der Unabhängigkeitserklärung, als serbische
Truppen bzw. „Freiwilligenverbände“ bereits große Teile der serbisch besiedelten
Gebiete Kroatiens unter Kontrolle hatten, war die kroatische Verteidigung immer

116Bei der Unabhängigkeitserklärung hatte die kroatische Territorialverteidigung bereits keine Waffen mehr, da
sie der Anordnung auf Auslieferung an die JVA gefolgt war. Die hohe Militarisierung der Bevölkerung, die
sich nun zwar nicht mehr durch Waffenbesitz, jedoch immer noch durch den Verteidigungswillen ausdrückte,
war weiterhin vorhanden (vgl. hierzu auch die sehr ausführliche Darlegung dieser militärisch-zivilen Grenz-
verwischung bei Žunec und Kulenović, 1999: 394f und Calić: 2005b).

117Martić war Innenminister und zeitweise Verteidigungsminister der separatistischen Krajina. Am 13.12.05
wurde die Verhandlung seines Falls vor dem Haager Kriegsverbrechertribunal begonnen. Die enge Kom-
mandoverbindung, die zu Milošević bestand, wird vom Gericht als Indiz für die Absichtlichkeit der Ver-
treibungsmaßnahmen gewertet.

118Am 26. August 1991
119Die „Freiwilligenverbände“ werden hier in Anführungszeichen gestellt, weil es sich bei ihnen nicht um offizi-

elle Armeen handelte. Zwar wurden diese Verbände auch gelegentlich von Personen geleitet, die sich, durch
Waffenhandel reich geworden, ihre eigene Privatarmee leisteten und die Beutefeldzüge als „wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb“ führten, allerdings scheint wohl die Mehrzahl der „Freiwilligenverbände“ von Personen
geführt worden zu sein, die hierfür von der serbischen Armee ausgebildet worden wären oder auch wie der
berüchtigte „Kapitän Dragan“ zuvor im Dienste des serbischen Geheimdienstes standen (vgl. Der Spiegel, 8.
Juni1992, S. 158).

120Den Haag sieht sehr wohl eine Verantwortung der Armeeführenden, weil sie mit ihren Angriffen bestehende
Sicherheitsstrukturen zerstört haben und ihnen daher auch die Verantwortung zugefallen wäre, in diesen Ge-
bieten die Zivilbevölkerung vor randalierenden Verbänden zu beschützen.
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noch wie eine Bürgerwehr strukturiert.121 Da die Regierung Tuđmans wenig Aktivität
bewies, gründeten sich paramilitärische Verbände wie die HOS (Kroatische Verteidi-
gungskräfte).122 Erst im September 1991 wurde ein Generalstab zum Aufbau einer
Kroatischen Armee (HV) eingerichtet, der nun, da EG und UNO ein Waffenembargo
über ganz Jugoslawien ausgesprochen hatten, noch langsamer voran ging.123 Die
Verteidigung stützte sich auf slowenische Waffen und auf Waffen, die durch Gast-
arbeiter an den laxen Grenzkontrollen vorbei geschmuggelt wurden oder schließlich
vom kroatischen Staat auf dem Schwarzmarkt gekauft werden mussten.124

Am 14. September 1991 befahl Tuđman schließlich, dass die in Kroatien liegenden
Kasernen der JVA, die mittlerweile offen auf die Seite der Serben übergetreten war,
belagert werden sollten und deren Waffen kroatische Beute werden sollten.125 Anfang
Oktober wurde die kroatische Hauptstadt Zagreb von der serbischen Armee bom-
bardiert. In den serbisch dominierten Gebieten wurden kroatische Kirchen gesprengt
und Friedhöfe eingeebnet. Im Oktober 1991 waren die serbischen Eroberungen re-
lativ weit fortgeschritten und da Kroatien langsam begann, sich erfolgreicher zu
verteidigen und der serbische Vormarsch ins Stocken geriet, nahmen beide Seiten das
Angebot der UNO an und ließen im März 1992 Truppen ins Land.

Die UN-Truppen hatten die Aufgabe, die JVA zu entwaffnen und ihren Rückzug aus
kroatischem Gebiet zu überwachen.126 Damit war aber eigentlich recht wenig er-
reicht, denn das „Martić / Mladić – Konzept“ nutzte die JVA-Truppen primär um
weiteres Gelände zu erobern, für die Besatzung brauchten sie die Truppen nicht, da
diese von paramilitärischen „Freiwilligenverbänden“ sichergestellt wurde. Auch die

121„Schlechte Ausrüstung und mangelndes Training erklären die unverhältnismäßig hohen Verluste der kroa-
tischen Sicherheitskräfte.“ (Der Spiegel, 29. Juli 1991, S. 122).

122Die HOS, der militärische Flügel der „Kroatischen Partei der Rechte“ (HSP), hatte im Herbst 1991 etwa
5.000 bis 15.000 extrem motivierte und relativ gut ausgestattete Freiwillige. In ihr kämpften viele, die aus
dem Ausland (Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Österreich) zurück kamen oder bereits viel
gespendet hatten. Sie waren weitaus williger, in den Krieg zu ziehen, als der Tuđman-Regierung lieb war
(Der Spiegel, 18. November 1991, S. 208f).

123Erstaunlich oft war die Rede davon, dass Kroatien Städte „geopfert“ habe, um bei der internationalen Ge-
meinschaft mehr Gehör zu finden. Dies wurde über Vukovar und auch über Dubrovnik behauptet (Der
Spiegel, 30 Dezember 1991, S. 118f).

124In der Literatur wird immer wieder erwähnt, dass diese Waffen aus NVA-Beständen stammten, die Deutsch-
land 1991 demobilisieren musste (vgl. Rathfelder 1999: 349). Žunec und Kulenović (1999: 398) schreiben,
dass der kroatische Waffenimport unter UN-Embargo von der internationalen Gemeinschaft stillschweigend
toleriert wurde. Über diesen Schwarzmarkt gelangten einige kriminelle Elemente zu viel Macht und Einfluss,
den sie im weiteren Kriegsverlauf geltend machen konnten

125Die bundesstaatlich-jugoslawischen Polizei- oder Armeekräfte waren im Juli 1991 bereits deutlich auf die
serbische Seite übergetreten (vgl. Der Spiegel, 5. August 1991, S. 124). Žunec und Kulenović (1999: 390f)
legen dar, wie sich die kroatische Armee organisierte und von der HDZ bis Dezember 1991 zunehmend poli-
tisiert wurde und dadurch an Professionalität gewann.

126Ein Großteil der nun kampferprobten Truppen wurde nach Bosnien verlegt, wo durch Milošević ein ähnli-
ches Vorgehen wie in Kroatien eingeleitet wurde.
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mittlerweile hochgerüstete Armee der „Serbischen Republik Krajina“ unterlag nicht
den Auflagen der UNO.127 Jene Zonen, die vor dem Krieg mehrheitlich von Kroaten
besiedelt gewesen waren, wurden in „rosa Zonen“ umbenannt und nicht mit UN-
Truppen, sondern nur mit UN-Beobachtern ausgestattet. Folglich weigerten sich die
JVA-Truppen aus den rosa Zonen abzuziehen.128 Nun waren rund 28 Prozent des
kroatischen Territoriums unter Aufsicht der UNPROFOR und blieben von serbischen
Truppen besetzt (Rathfelder 1999: 352f).129

Die gut drei Jahre andauernde Situation der „kontrollierten Belagerung“ hat viel zu
der heute starken Stellung der kroatischen Invalidenverbände und der Heldenvereh-
rung für den Kriegsverbrecher Ante Gotovina beigetragen.

KROATIENS ANTEIL AM BOSNIENKRIEG
Parallel zu den Kämpfen in Kroatien hatte der Krieg in Bosnien-Herzegowina im
März 1992 begonnen.130 Auch hier versuchte Milošević ethnisch reine Gebiete zu
schaffen, die sich später Serbien anschließen sollten.131 Allerdings kämpften die Ser-
ben in den ethnisch gemischten Gebieten BiHs nicht nur gegen den bosnischen Be-
völkerungsteil, sondern auch gegen die kroatischen Bosnier.132 Im Gebiet um die
bosnische Stadt Brčko beispielsweise lebten 44 Prozent Muslime, 25 Prozent Kroa-
ten und 31 Prozent Serben (Rathfelder 1999: 356). In dem von Serbien angestrebten
Korridor, der die serbisch dominierten Gebiete miteinander verbinden sollte, lebten
hingegen überwiegend Kroaten. Wie „Der Spiegel“ im April 1992 titelte, konnte
Bosnien unter diesen Bedingungen nur in ein Blutbad absinken.133

127Die serbisch dominierte JVA hatte einen Großteil ihrer Waffen an die Armee der „Serbischen Republik Kraji-
na“ abgegeben. Im Prinzip war dies nur eine „Waffenumbuchung“. Ähnlich ging die serbisch dominierte JVA
auch später in BiH vor, als sie einen Großteil ihrer Waffen an die im April 1992 gegründete Armee der neuen
„Republika Srpska“ übertrug und sich gleichzeitig in die VJ umbenannte. Zur Erinnerung: Die „Republika
Srpska“ wurde auf dem besetztem Territorium der Teilrepublik BiH gegründet; die „Serbische Republik Kra-
jina“ wurde auf kroatischem Staatsgebiet gegründet. Es war vorgesehen, dass diese neuen Republiken später
die Vereinigung mit der Teilrepublik Serbien anstreben. So wollte Milošević, das Selbstbestimmungsrecht der
Völker instrumentalisierend, ein Großserbien schaffen. Alle Vertreibungskriege innerhalb dieser „neuen Re-
publiken“ wären damit Bürgerkriege und keineAngriffe der Serben auf einen anderen Staat gewesen.

128Die von Milošević initiierte Unterscheidung zwischen JVA-Truppen, serbischen Truppen, der Armee der
„Serbischen Republik Krajina“ und den zahlreichen Freiwilligenverbänden machte es der internationalen Ge-
meinschaft unglaublich schwierig zu unterscheiden, wer in legitimer Weise die serbische Minderheit
verteidigte, ein expansionistischer Angreifer oder einfach nur ein raubender und mordender „Freiwilligenver-
band“ eines privaten Kriegsherren war.

129Der Spiegel (8. Juni 1992, S. 159) meldet dazu, dass die serbischen Soldaten im Schutze der UN-Blauhelme
das gewonnene Gebiet mit neuen Grenzpfählen abstecken.

130Der genaue Kriegsbeginn ist schwer zu fassen. Manche machen ihn auch an den offenen Ausschreitungen
fest, die nach der Unabhängigkeitserklärung BiHs am 3. März 1992 in Bosnien begannen.

131Diesen Zusammenschluss zweier Serbengebiete hatten die Minderheit BiHs bereits Ende Juni 1991 angekün-
digt (Der Spiegel, 1. Juli 1991, S. 125).

132Kroatische Bosnier sind ethnische Kroaten auf bosnischem Staatsgebiet.
133Der Spiegel, 20. April 1991, S. 171f.
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Rathfelder (1999: 355) bennent acht größere serbische Milizen, die sich lange vor
dem bosnischen Unabhängigkeitsreferendum und dem folgendem Kriegsbeginn in
BiH in Stellung brachten.134 Diese Milizen waren teilweise serbischen Behörden un-
terstellt, teilweise serbischen Parteiorganisationen, andere operierten auf eigene
Faust.135 Auf Seiten BiHs hatten sich ebenfalls verschiedene Militärorganisationen
gegründet. Rathfelder (1999: 355) vermittelt jedoch den Eindruck, dass sich die
Bosnier extrem lange an die Hoffnung klammerten, mit Demonstrationen für den
Frieden und internationaler Vermittlung einen Krieg abwenden zu können. In der
kroatisch gefärbten Westherzegowina bezogen die bosnisch-kroatischen Truppen
HVO und HOS ihre Stellungen. Anfang Juni 1992 hatten die serbischen Einheiten
gut 70 Prozent BiHs unter Kontrolle. Wer vor den Serben nicht fliehen konnte wurde
in Konzentrationslager verschleppt (Rathfelder 1999: 357).

Zu Beginn des Krieges kämpften Kroaten und Muslime gemeinsam gegen die ser-
bischen Verbände.136 Aber bereits einen Monat nach Kriegsbeginn wurde klar, dass
bei der extremen Überlegenheit der serbischen Verbände und der relativ kleinen aber
gut ausgerüsteten Truppen der Kroaten eine Teilung des nicht verteidigungsfähigen
BiH wahrscheinlich werden könnte.137 Bereits 1991 kursierten Meldungen, denen zu-
folge Tuđman und Milošević Absprachen über die finale Aufteilung BiHs verabredet
hatten.138 Bis dahin kämpften beide aber gegeneinander und gegen die bosnischen
Muslime.139

Wo es opportun erschien, kooperierten auch serbische und kroatische Milizen und
verübten Massaker an bosnischen Muslimen. Schließlich verfeindeten sich auch mus-
limische Milizen gegeneinander und führten Kämpfe um die Bihać-Region (Anhang
III). In diesem Zug wurde auch der Ministaat „Westbosnien“ gegründet.140 Im Juli

134Auch die offizielle JVA erhielt im September 1991 den Aufruf, in BiH die dortigen Serben zu schützen. Laut
Gow (1999: 369) versuchte die JVA sich generell wenig in ihren Kasernen aufzuhalten, weil sie dort leichter
von Milizen festgesetzt werden konnte.

135Gow (1999: 372) fügt hinzu, dass viele der Milizen vom serbischen Geheimdienst gegründet wurden.
136Noch im Juni 1992 konnten die kroatische Miliz HOS gemeinsam mit den muslimischen Truppen Ge-

ländegewinne erreichen. Die Führung der HOS-Miliz wurde jedoch am 9. August 1992 von der ebenfalls
kroatischen HVO-Miliz in einen Hinterhalt gelockt und ermordet.

137„Den in Bosnien gilt: Wenn Kroaten und Serben einander an die Gurgel gehen, zahlen Moslems die Zeche.“
Der Spiegel, 20. April 1992, S. 171f

138Der Spiegel, 8. Juli 1991, S. 127. Hierzu nimmt der Präsident BiHs in einem Interview Stellung und erklärt,
dass sich Tuđman und Milošević bereits in Vielem ähnlich geworden sind (Der Spiegel, 22. Juli 1991).

139Vgl. Der Spiegel, 20. April 1992, S. 171f. Mitte April 1993 begannen kroatische Einheiten, muslimische Be-
völkerung aus einer Reihe gemischter Dörfer zu vertreiben und, wie dies auch die Serben taten, ethnisch
„reine“ Gebiete zu schaffen und Muslime in Konzentrationslager zu verschleppen. Als Reaktion begannen
auch Übergriffe von Muslimen auf die kroatische Zivilbevölkerung (Rathfelder 1999: 358f).

140Beispielsweise im Oktober 1993 im muslimischen Dorf Stupni Do (Rathfelder 1999: 360).
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1992 wurde die kroatische Republik „Herceg-Bosna“ in der Herzegowina ausge-
rufen. Auch von kroatischer Seite wurden sogleich ethnische Säuberungen gegen
Minderheiten vorgenommen. „Herceg-Bosna“ war ebenfalls als Übergangsstaat
konzipiert. Der Präsident des kroatischen Teilstaates Bosniens „Herceg-Bosna“
wurde am 20. Dezember 1993 durch Tuđman abgesetzt. Am 2. März 1994 unter-
schrieben Muslime und Kroaten ein Waffenstilstandsabkommen.141 Die Zeit wurde
genutzt um die kroatische Armee neu zu strukturieren und führte schließlich zur Ope-
ration Sturm.

OPERATION STURM
1995 eroberten kroatische Regierungstruppen mit zwei Überraschungsaktionen große
Teile serbisch kontrollierten Gebiets zurück und vertrieben fast die gesamte serbische
Bevölkerung der Krajina, etwa 200.000 Menschen. Der Umfang dieses kroatischen
Gegenschlages, der fast allein dazu ausreichte, die besetzten Gebiete Kroatiens zu-
rück zu erobern, ist äußerst verwunderlich. Bereits 1992 berichteten zahlreiche Nach-
richtenmagazine (Der Spiegel, Monitor etc) über die Herkunft der Waffen im
serbisch-kroatischen Krieg. Augenfällig sind auch die laxen Strafen, die deutsche
Gerichte verhängten, wenn sie Waffenschieber verurteilen mussten. Es deutet insge-
samt Einiges darauf hin, dass Waffen der demobilisierten DDR-Armee über Zwi-
schenstaaten den Weg nach Kroatien fanden und der deutsche BND hieran
maßgeblich beteiligt war. An der strategischen Vorbereitung der Operation Sturm
waren wohl Mitarbeiter des US-amerikanische Geheimdienstes maßgeblich betei-
ligt.142 Durch die Geschwindigkeit der Operation Sturm, die mit 82 Stunden angege-
ben wird, kam es im Verlauf der Rückeroberung zu relativ wenig Übergriffen auf die
Bevölkerung. Allerdings wurden im Anschluss an die Rückeroberung gut 150 Zivilis-
ten durch kroatische Milizen getötet. Den Haag lastet diese Morde dem für die Ope-
ration Sturm verantwortlichem General Gotovina an.143

141Es gelang den Kroaten hierdurch, langfristig großen Einfluss auf BiH auszuüben, da der kroatischen
Minderheit weitreichende Autonomierechte zuerkannt wurden (vgl. Gow 1999: 374).

142So schreibt Gow (1999: 376). Renate Flottau (Der Spiegel, 10. Okt 2005, S. 124) erklärt, dass die USA mit
Aufklärungsflugzeugen und Logistik geholfen hätten. Wiederum andere Berichte unterstellen eine Absprache
zwischen serbischer und kroatischer Staatsführung, wonach die Operation ein gedeckter Rückzug der ser-
bischen Truppen aus den besetzten Gebieten sein sollte und Kroatien den Serben im Gegenzug „freie Hand“
in BiH gewähren sollte.

143An dieser Stelle soll nochmals darauf hingewiesen werden, dass auch ein Jahr nach der Operation Sturm die
Verfolgung der serbischen Zivilbevölkerung, die sich entschieden hatte, auf ihre Besitzungen in der Krajina
zurück zu kehren, keinesfalls abnahm. Wie Feral Tribune am 29.7.1996 berichtet, geht der Krieg dort weiter,
nur mit anderen Mitteln: Einbrüche, Diebstahl, Brandstiftung etc., sowie „Überraschungminen“, die auf
Grundstücken und Friedhöfen plaziert wurden, die von heimkehrenden serbischen Flüchtlingen aufgesucht
werden. Zitiert nach einer Übersetzung im Osteuropa-Archiv 47 (1997) 8, S. A 335f.
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ZWISCHENERGEBNIS
Die serbischen Aggressionskriege gegen international anerkannte Nachfolgestaaten
des ehemaligen Jugoslawien werden oftmals unter dem Begriff „ethnische Kriege“
gefasst, weil Miloševićs Drohgebärden gegen die Teilrepubliken sich auf eine eth-
nische Solidarität aller Serben beriefen (Lampe 2000: 365). Rüb (1999: 342f) sieht
Miloševićs Kriege allerdings eher kurzfristig und opportunistisch durch nationalis-
tische Fragen bestimmt, langfristig sei es nur um Miloševićs Machterhaltung und der
Bereicherung seiner Familie gegangen. Diese Ansicht scheint sich inzwischen in der
Bewertung seiner Person durchzusetzen. Diese Aussage stützt Rüb mit dem Umfang
des Unterdrückungsapparates, den Milošević gegenüber der serbischen Bevölkerung
anwandte.144

Die frühe internationale Anerkennung Sloweniens und Kroatiens wurde auf deut-
schem Druck hin durchgeführt. Sie hätte den Krieg verkürzen können, wenn die in-
ternationale Staatengemeinschaft den nun neuen autonomen Staaten die erhoffte mili-
tärische Unterstützung gewährt hätte. Weil die internationale Staatengemeinschaft
dies jedoch nicht organisieren konnte, schaffte die Anerkennung der neuen Staaten
vollendete Tatsachen und verbaute damit den Weg für einen friedlich ausgehandelten
Kompromiss um die Neuordnung der innerjugoslawischen Grenzen entlang der eth-
nischen Siedlungsgebiete.145 Brown (1994: 244f) weist darauf hin, dass die Serben
sehr gute Argumente dafür hatten, in einem Staat leben zu wollen und hiermit gute
Verhandlungsergebnisse hätten erzielen können. Damit wäre Kroatien um einiges
kleiner geworden – die internationale Anerkennung in den Grenzen der Verfassung
von 1974 war der sicherste Schutz vor in Verhandlungen hinzunehmenden Gebiets-
verlusten.146

144Auch Gallagher (1999: 80) unterscheidet Milošević und Tuđman in „den Machtversessenen“ und „den Natio-
nalisten“.

145Das Verhalten der internationalen Gemeinschaft erscheint überwiegend als ein Versagen. Milošević gelang es
äußerst lange, die internationale Gemeinschaft, die zu dieser Zeit noch schwach ausgebildet war und ihre
Maßstäbe fälschlicherweise auf den Balkan zu übertragen versuchte, zu verwirren. Neben all diesem Ver-
sagen sollte aber auch die sowjetische Drohung nicht vergessen werden, die während der ersten Jahre des
Jugoslawienkrieges lange im Raum stand: Boris Jelzin stand lange Zeit recht eindeutig auf der Seite Miloše-
vićs und warnte die internationale Gemeinschaft, das „serbische Brudervolk“, also auch die mehrheitlich ser-
bisch besiedelten Gebiete Kroatiens, nicht anzugreifen.

146Der deutsche Außenminister Dietrich Genscher, der sich durch seinen Alleingang in der EG sehr unbeliebt
machte, wurde damit in Kroatien der beliebteste internationale Politiker. Allerdings sprechen auch einige
Hinweise dafür, dass die kroatischen Eliten ebenfalls nicht mit einer derartige schnellen Anerkennung und
der sich daraus ergebenden Konfliktverschärfung gerechnet haben – für diese These spricht nicht über-
raschend schlechte Kriegsvorbereitung der Kroaten (Helmerich 2005: 257).
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Historische Vorbilder spielen bei der Entscheidungsoption, ein nationales Bewusst-
sein zu fördern oder zu ignorieren, ebenfalls eine wichtige Rolle. Die westeuro-
päischen Staatsgründungen des 18. und 19. Jahrhunderts sind ohne das historische
Beispiel der französischen Revolution nicht zu denken (Anderson 1988: 71-88). Es
ist vorstellbar, dass die Selbstständigkeit der Tschechen und Slowaken für die jugo-
slawischen Teilrepubliken ebenfalls als Machbarkeitsbeweis diente.

Die Kirche fungierte in einigen Staaten als Kristallisationspunkt der Selbstbe-
hauptung.147 In der Tschechoslowakei entwickelte sich die Sprache als Abgrenzungs-
merkmal, vornehmlich für die Slowaken.

2.3.2 Autoritäre Phase unter Tudman und der HDZ

Bereits vor dem Separationskrieg hatte sich Kroatien mit der Weihnachtsverfassung
1990 ein semipräsidentielles Regierungssystem gegeben. Obwohl sich die alten kom-
munistischen Eliten jeder nur möglichen Bevorteilung im Wahlkampf bedienten,
wurde die breite demokratische Legitimation nicht den Kommunisten, sondern der
nationalistischen HDZ von Franjo Tuđmans zuteil.148

Die mit der Einführung einer demokratischen Verfassung zu erwartenden Prozesse
der Demokratisierung, der Einübung demokratischer Verfahren und Werte, die Bil-
dung von politischen und staatlichen Institutionen, wie sie in der Weihnachstver-
fassung angedacht waren, wurden durch die Konflikte in der Krajina und dem
folgenden serbisch-kroatischen Krieg gestört, bzw. ausgesetzt.

Anfangs wurde die Einschränkung weiterer Liberalisierungsbemühungen durch den
Krieg begründet.149 Tuđman erklärte sein Verhalten und die Gefahr, die durch eine
Opposition ausgehen würde, mit angeblich destabilisierenden Wirkungen, die zu
dieser Zeit von weiteren demokratischen Partizipationsformen ausgehen würden.
Und auch wenn er diese destabilisierende Gefahr auch noch nach dem Krieg herauf-
beschwor, so mag sie zumindest während des Krieges nicht unbegründet gewesen

147Von Beyme (1994: 157) führt hier als Beispiele neben den Balkanstaaten Polen, Transkaukasien, Armenien
und Georgien an.

148Die Kommunisten verfügten über den Staatsapparat und nutzten ihn als Wahlkampfunterstützung. Tuđman
erhielt starke finanzielle Unterstützung von den drei Millionen im Ausland lebenden Kroaten und hatte den
„Bonus der Regimeopposition“: „In post-kommunistischen Systemen [...] sind es die Helden der anti-kom-
munistischen Opposition vor 1989, die die größte Chance haben, die Ressouce persönlicher Führungskapazi-
tät zu erwerben. In diesem Sinne wuchsen Walesa in Polen, Havel in der Tschechoslowakei, Tudjman in
Kroatien, ...“ (Kitschelt 1994: 22).

149Auch in Kroatien herrschte während des Krieges keine richtige Gewaltenteilung und Beamte waren dazu
angehalten, eher der Regierung als dem Allgemeinwohl zu dienen. Bestechung bei der Postenvergabe war
weitverbreitet (Gallager 2003: 83).
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sein, denn schon 1991 gab es Putschversuche von der rechten Seite der paramilitä-
rischen HVO.150

DEMOKRATIEEINSCHRÄNKUNG NACH DEM KRIEG
Nachdem der Heimatkrieg 1995 beendet war, wurde das Alibi des Kriegs, das bislang
für Verstöße gegen die Gewaltenteilung, Eingriffe in die Menschen- und Bürgerrech-
te sowie die Verlagerung politischer Entscheidungsprozesse außerhalb des Ver-
fassungsrahmens dienen musste, hinfällig.151

Tuđmans Übermacht nahm jedoch weiter zu. Dies gelang ihm, indem er sich zum
Vater der Nation stilisieren ließ und er seine Person mit der Autonomie Kroatiens
gleichsetzte. Jedes Aufbegehren einer bis dato extrem schwachen Opposition wurde
von ihm als Angriff auf die kroatische Unabhängigkeit dargestellt.152

Als Paradebeispiel seiner autokratischen Herrschaft wird Tuđmans Verhalten nach
der Wahl des Zagreber Bürgermeisters im Herbst 1995 gewertet.153 Laut Verfassung
ist der Bürgermeister Zagrebs gleichzeitig Präfekt des gleichnamigen Zagreber Be-
zirks. Da der kroatische Präsident jedoch das Recht hat, die Präfekten im Amt zu be-
stätigen oder aber abzulehnen, nutze Tuđman diese Sonderregelung und weigerte
sich, den von der Mehrheit des Belgrader Stadtparlaments gewählten Bürgermeister
zu akzeptieren. Auch einen zweiten linken Kandidaten lehnte er ab. Das Verfassungs-
gericht bestätigte schließlich Tuđmans Verhalten als legitim. Als Tuđman eine
Bürgermeisterin seines Vertrauens einsetzte und das Parlament die Zusammenarbeit
mit ihr verweigerte, löste Tuđman das Stadtparlament auf. Im Mai 1996 widersprach
das Verfassungsgericht nun erstmals seit der Unabhängigkeit der „Offiziellen Linie“
und erklärte die Auflösung des Stadtparlaments für unrechtmäßig.

Tuđman konnte eine pluralistische Demokratie unterdrücken, weil er die Kontrolle
über die regimetreue Presse ausübte.154 Die Judikative hatte er an wichtigen Schnitt-

150Der Spiegel, 25. November 1991, S. 184. Die HDZ selbst war eine äußerst heterogene Partei. Der starke
rechte Flügel der Partei wurde von den zahlreichen heimkehrenden Dissidenten geführt, die im Zuge des
kroatischen Frühlings von Tito des Landes verwiesen worden waren, bzw. vor der Verfolgung geflüchtet
waren (vgl. Helmerich 2005: 267).

151Vgl. Helmerich (2005: 261) und Šuvar, Stipe: Fügsame und bestechliche Opposition, in: Hrvatska ljevica, 1.-
31.10.1996, S.3f. Zitiert nach der Übersetzung im Osteuropa-Archiv 47 (1997) 8, S. A 339.

152Tuđman besetzte zentrale Positionen in Wirtschaft, Verwaltung und Medien mit seinen Günstlingen (Helme-
rich 2005: 265).

153Die Kommunalwahlen vom 29. Oktober 1995. Der zweite Versuch einen Bürgermeister zu wählen wurde am
2. Dezember 1995 unternommen.

154Einschränkend sei hinzugefügt, dass die Opposition extrem schwach war und zu einem bedeutenden Anteil
sogar noch rechts von der nationalistischen HDZ stand. „Die Sozialisten und die Kommunisten, wenn es sie
heute in Kroatien geben sollte, haben keine eigene Partei,“ Šuvar, Stipe: Fügsame und bestechliche Oppositi-
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stellen durch Anhänger besetzt und parteinahe Großunternehmer kauften regimekri-
tische Zeitungen auf. Diese Verflechtungsstrukturen aus Politik und Wirtschaft
wurden bereits im Privatisierungprozess eingeführt.155

Um die Macht über die Medien zu behalten, versuchte Tuđman im November 1996
den unabhängigen Radiosender R 101 schließen zu lassen.156 Gegen die geplante
Schließung kamen erstmals größere Demonstrationen zustande.157 Auch wenn Tuđ-
mans Verhalten aus heutiger Perspekte erschreckend erscheint, so hatte die internatio-
nale Öffentlichkeit seinerzeit recht großes Verständnis für die Einschränkungen der
kroatischen Pressefreiheit.158

Tuđmans Führungsstil war populistisch und war daher auf eine völlige Beherrschung
der Medien angewiesen. Schon zu Lebzeiten ließ er sein Geburtshaus als Gedenkstät-
te herrichten. In seinen letzten Lebensjahren ähnelte er immer mehr einem absolutis-
tischen Monarchen.159 Tuđman gewöhnte sich den Sprachduktus Titos an und ver-
brachte auch seine Sommerferien immer in Titos bevorzugten Urlaubsort. Gleichzei-
tig ließ er sich in Anlehnung an Pavelić, dem Anführer des Ustaša-Regimes der NDH
„Führer“ nennen (Helmerich 2005: 267). Dieses Bild des absolutistischen Fürsten
wird auch dadurch verstärkt, dass er nicht nur in die Judikative, Staatsverwaltung und
Finanzen zu seinem persönlichen Nutzen eingriff, sondern sogar in den kroatischen
Nationalsport Fußball hineinregierte. Es war Tuđman, der bestimmte, welcher Spieler
in der Nationalmannschaft spielen durfte.160 In der Abhöraffäre von 1999, in der auf-
flog, dass Tuđman etliche Journalisten abhören ließ, kam auch zutage, dass er das

on, in: Hrvatska ljevica, 1.-31.10.1996, S.3f. Zitiert nach der Übersetzung im Osteuropa-Archiv 47 (1997) 8,
S. A 338-341, hier A 340.

155Helmerich (2005: 265) führt in einer Fußnote die wirtschaftlichen Aktivitäten Tuđmans Kinder und Enkel-
kinder auf, die mehr die persönliche Bereicherung der Tuđman-Familie (eine der reichsten in Europa) be-
legen als eine strategische Machtabsicherung. Der Spiegel (12. Juli 1999, S. 119) erklärt, dass Tuđmans Sohn
Miroslav von 1993 bis 1998 Geheimdienstchef war und 1999 erneut zum Geheimdienstchef gemacht wurde.
Sein Sohn Stjepan dirigierte die kroatische Rüstungsindustrie und die Tochter Nevenka engagierte sich als
Chefin der Ladenkette Netel bei zahlreichen Staatsprivatisierungen. Aber auch die hohen Mitglieder der Ar-
mee wurden bei der Privatisierung stark für die Verteidigung des kroatischen Bodens belohnt (Fisher 2003:
86).

1561998 wurde in Zagreb einige Großdemonstrationen von den Gewerkschaften gegen die Privatisierungsweise
Tuđmans geführt, die nämlich dazu tendierte, erfolgreiche Unternehmen zu einem symbolischen Preis in die
politischen Eliten der HDZ zu führen (Fisher 2003: 78).

157Etwa 100.000 Personen demonstrierten am 22. / 23. November 1996 in den Straßen Zagrebs. Vgl. Kasapo-
vić, Mirjana: Welche Symbolik: Präsident Tuđman hat zunächst in seiner Flughafen-Rede die Zagreber heftig
beleidigt, um sich anschließend zur Zusammenkunft der Herzegowina in Široki Brijek zu begeben, in: Glo-
bus, 29.11.1996, S.4. Zitiert nach der Übersetzung im Osteuropa-Archiv 47 (1997) 8, S. A 343 – A345, hier
S. A 343.

158Das Internationale Handbuch für Hörfunk und Fernsehen erklärt dazu: „Die Kriegssituation erfordert schließ-
lich ein festes, kohärentes Informationssystem, damit Militärgeheimnisse und wichtige Strategien nicht an die
Öffentlichkeit gelangen.“ IHB 1996/97 23. Auflage, S. 134.

159Der Spiegel (29. November.1999, S. 196) vergleicht seinen Lebensstil mit dem eines „barocken Fürsten“.
160Vgl. Helmerich (2005: 267) und Melčić (1999: 329).
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Gleiche mit Schiedsrichtern tat um seinem Lieblingsverein „Croatia“ ungerecht-
fertigter Weise zum Meistertitel zu verhelfen (Melčić 1999: 329).

Nach der Unabhängigkeit Kroatiens waren die Erwartungen an den neuen Staat und
die Demokratie derart groß und konnten aufgrund des noch nicht gefestigten Staatss-
trukturen nur zu einer Enttäuschung für die Öffentlichkeit werden (Novosel 1996:
113).161 Tuđman konnte die Bevölkerung zusammenführen und den anfangs noch
mangelhaft ausgebildeten Staat autokratisch ausfüllen. Die ihm temporär zuge-
standene Machtfülle nutzte er im weiteren für sich und seiner Familie zur persönli-
chen Bereicherung aus, ließ keine Opposition aufkommen und verhinderte so die
Demokratisierung Kroatiens.

BEGINN EINER DEMOKRATISIERUNG
Als Tuđman 1999 starb, brach das Machtgefüge der HDZ schnell zusammen und es
wurde offensichtlich, wie sehr seine Herrschaft auf Inszenierung beruhte.162 Der ehe-
malige Weggefährte Tuđmans Mesić und spätere Gegner wurde im Februar 2000 zum
Staatspräsidenten gewählt. Er leitete aufgrund der Erfahrungen mit Tuđman umfang-
reiche Verfassungsänderungen ein, die seine eigenen Kompetenzen beschnitten. Für
Kroatien hatte sich das semipräsidentielle System nicht als sehr förderlich erwiesen
(Kitschelt 1994: 34).

Mesić sieht sich selbst als „Hüter der Verfassung“ und nicht als erster Mann im
Staate. Er hat allen informellen Netzwerken eine Absage erteilt und wirkt als Vorbild
für andere politische Akteure (Helmerich 2005: 269). Mit Mesić und der reformierten
HDZ ist Kroatien Anfang 2000 nun endlich in der Demokratie angekommen.

161Vergleiche hierzu auch Offe (1999), dessen Aussagen in diesem Fall gut auf den kroatischen Fall anwendbar
ist: Regimezusammenbrüche passieren meist, weil die Wirtschaft in eine extrem tiefe Krise geraten ist. Von
der Demokratie wird dann erwartet, dass sie die Wirtschaftsprobleme zügig löst. Das grundsätzliche Dilemma
der osteuropäischen Transformationen war, dass die politische Transformations parallel zur wirtschaftlichen
Transformation stattfinden musste. Dadurch war die eigentliche Steuerungsgewalt, die einzelne Gesell-
schaftsgruppen vor ökonomische Nebeneffekte schützen soll, selber im Umbau begriffen. Die eh nur
schwach ausgebildete Legitimität einer im politischenWandel zustandegekommenen Regierung, wurde durch
die kaum auszuschließenden Nebeneffekte des Wirtschaftsumbaus weiterhin geschwächt, wodurch, einem
Teufelskreis gleich, die Steuerungsgewalt ebenfalls schwächer wurde.

162Mit Tuđmans Tod suchte auch sein Lieblings-Fußballverein „Croatia“ eine neue politische Heimat: Der Vor-
sitzende des Fußballclubs, der auch gleichzeitig Sprecher der Regierungspartei HDZ war, suchte nun den
Schutz des linken Oppositionsbündnisses, in: Der Spiegel: 29. November. 1999, S. 197.
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2.4 Zwischenergebnis: Für die Demokratisierung bedeutende

Elemente der kroatischen Staatsbildung

An dieser Stelle soll noch einmal zurückgeblickt und zusammengefasst werden, wel-
che Ereignisse im Verlauf der kroatischen Nationsbildung und anschließenden Staats-
bildung ausschlaggebend für die nun im weiteren zu analysierenden Demokra-
tisierungsprozesse sind.

Die Nationsbildung in Südosteuropa ist wesentlich anders vonstatten gegangen, als in
allen westeuropäischen Staaten: Eine Unterdrückungserfahrung durch die Osmanen
oder die Habsburger wurde in keinem westeuropäischen Land gemacht.163 Dadurch
wurden Nationsbildungsprozesse, wie sie in Westeuropa im 18. und 19. Jahrhundert
abliefen, verzögert. Aber auch vor dem 18. Jahrhundert hat in Westeuropa nie eine
derartig heterogene Bevölkerungsvielfalt bestanden wie in Südosteuropa. Die Verzö-
gerungen im südosteuropäischen Nationsbildungsprozess sind auch dadurch be-
stimmt, dass Minderheiten in territorial relativ konsolidierten Strukturen jeweils von
den Okkupanten instrumentalisiert wurden. Dies geschah zu Beginn des 19. Jahr-
hundert mit den Slowenen durch die Habsburger, gegen Ende des 19. Jahrhunderts
verstärkt mit den Krajina-Serben, ebenfalls durch die Habsburger. Hitler nutzte die
Autonomieinteressen der Kroaten um sie gegen die anderen Bestandteile des zer-
schlagenen Königreichs der „Slowenen, Serben und Kroaten“ einzusetzen und ließ
die kleine Gruppe der Ustaša den Terrorstaat NDH gründen.164

Die Cleavages waren in Südosteuropa in sehr geringem Maße durch Religionen ge-
stimmt. Auch die Sprachen, die aufgrund ihrer geringen Unterschiede einer Verstän-
digung unter den Völkern der Region nicht im Wege standen, wurden wenig als Ab-
grenzungsmerkmal genutzt. Entscheidender waren die geschichtlich-kulturellen Clea-
vages, die häufiger als Abgrenzungsmerkmale zwischen Kroaten und Serben benutzt
wurden und nach Rokkans Konzeption ein „de-freezing“ erhielten. Zum letzten Mal
wurde diese Abgrenzung in der Separation der Krajina-Serben 1990 virulent. Diese
geschichtlich-kulturelle Bezogenheit zeigt sich in vielen regionalen Aspekten, ins-
besondere in der kroatischen Staatlichkeit und ganz massiv in der Präambel der heu-
tigen kroatischen Verfassung (von Beyme 1994: 145).165 Diese Geschichtsbezogen-

163Vergleiche auch das Zwischenergebnis am Ende von Kapitel 2.1.2 in dieser Arbeit.
164Vergleiche das Zwischenergebnis am Ende des Kapitel 2.1.3 dieser Arbeit.
165Ćirković (1999: 24f) zeigt auf, wie sehr diese Fixierung auf Geschichte und deren mythische Verwendung bei

gleichzeitiger Aneignung nicht passender westeuropäischer Sichtweisen immer wieder zu Konflikten in Süd-
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heit ist vor allen Dingen bedenklich, weil ihr eine mythische Interpretation zugrunde
liegt und keine Auseinandersetzung mit der wirklichen Geschichte vorgenommen
wird. So wie eine Aufarbeitung der Verbrechen des zweiten Weltkrieges, des
folgenden Bürgerkrieges und der beginnenden Titoherrschaft nie unternommen
wurde, so haben auch die Kroaten, um dies es hier ja vornehmlich geht, noch extreme
Probleme mit der Aufarbeitung ihrer jüngsten Geschichte, d.h. den Verbrechen, die
während des Jugoslawienkrieges von kroatischer Seite begangen wurden.166

Der heutige kroatische Staat hat seine Anfänge in den schubweisen Autonomie-
forderungen, wie sie seit dem 15. Jahrhundert immer wieder auftraten. Das letzte
Autonomiebegehren, dem 1990 die Unabhängigkeit folgte, scheint hierfür weniger
ausschlaggebend gewesen zu sein, als die generellen zentrifugalen Kräfte der jugo-
slawischen Föderation, denen nach Titos Tod 1980 keine Integrationsfigur mehr
gegenüber stand. Auch bei den nach Titos Tod aufkommenden Neuordnungswün-
schen der verschiedenen jugoslawischen Nationalisten gab Serbien den Ton an und
ignorierte mit der Autonomieaufhebung des Kosovo und der Vojvodina die gemein-
schaftliche jugoslawische Verfassung. Die Bildung der jugoslawischen Nachfolge-
staaten wurde also von Serbien initiiert.167 Der einsetzende Auflösungsprozess nötigte
auch alle anderen Teilrepubliken zur Forcierung des Nationalismus.168

Nachdem sich Serbien außerhalb der jugoslawischen Verfassung gestellt hatte und
sich daraufhin auch Slowenien Verfassungszusätze gab, konnte auch Kroatien, das
durch die neue Konstellation von Serbien zunehmend dominiert worden wäre, nicht
im föderalen Staat verbleiben. Die Erklärung der Unabhängigkeit hätte, als ein sinn-
voller Zwischenschritt, zu umfassenden Verhandlungen zwischen den jugoslawischen
Staaten führen können. Da die Serben und die Krajina-Serben gute Gründe dafür ge-
habt hätten, in einem gemeinsamen Staat leben zu wollen und der überwiegende Teil
der mehrheitlich serbischen Krajina folglich von Kroatien an Serbien übergegangen
wäre, hätte das kroatische Staatsvolk nach diesen Verhandlungen wesentlich homo-

osteuropa geführt hat. Vergleiche auch das Zwischenergebnis am Ende von Kapitel 2.1.1 in dieser Arbeit.
Von Beyme (1994: 145) verweist hier auch auf Litauen, Slowenien, Tschechien und die Slowakei. Am ex-
zessivsten wird dies seiner Meinung nach in der kroatischen Verfassung betrieben.

166Insbesondere im Hinblick auf die Vertreibungen, die im Nachhinein der Operation „Sturm“ (vgl. Kapitel
2.3.1) vorkamen. Unter Tuđman war es nicht möglich, Verleger zu finden, die Bücher oder Artikel zur
dunklen Seite der kroatischen Kriegsführung publizieren (Fisher 2003: 88).

167Milošević nutze die zum Nationalismus führenden zentrifugalen Kräfte, um seine Macht und, wie sich später
zeigte, vor allen Dingen seinen Reichtum auszubauen.

168„Solange Wettbewerbssituationen bestehen, vermag der Nationalismus mehr Menschen zu mobilisieren und
sie fester als alle anderen konkurrierenden Organisationtypen zu organisieren.“ Menschen suchen in Phasen
der Ungewissheit, des großen Wandels nach Antworten auf existenzielle Fragen, wie „Wer bin ich?, Wem
ähnle ich?“ (K.W. Deutsch 1972: 39)
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gener sein können.169 An dieser Stelle griff Deutschland voreilig in den Prozess ein,
gab den Forderungen der kroatischen Nationalisten nach und erkannte die Unabhän-
gigkeit Kroatiens in seinen Grenzen der 1974er Verfassung – also inklusive der Kraji-
na - an. Für die Demokratisierung Kroatien ist aus dieser verfrühten Anerkennung
eine schwere Bürde erwachsen: Hierdurch, und durch die von der Europäischen Uni-
on geforderten Rückführung der Krajina-Flüchtlinge, ist Kroatien langfristig wesent-
lich heterogener zusammengesetzt. Offe (1992: 26f) untersucht den Zusammenhang
von ethnischer Homogenität und staatlicher Dauerhaftigkeit an 18 verschiedenen
Staaten und beweist damit, dass multi-ethnische Staaten geschichtliche Ausnahmen
sind und nie von langer Dauer waren. Mit Blick auf die Konsolidierungchancen der
kroatischen Demokratie ist Offes Analyse kein erfreuliches Urteil.

169Der Wechsel der mehrheitlich serbischen Krajina zu Serbien hätte nach einer Volksabstimmung und sehr
langfristig und sanft vonstatten gehenden Umsiedlungen durchgeführt werden können. Durch die An-
erkennung Genschers wurde diese Umsiedlung im Ergebnis durch Vergewaltigungen und Vertreibungen
hergestellt.
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3. Kroatien in der Demokratisierung

3.1 Transformationstheoretische Ansätze

3.1.1 Einleitung

Mit den Reformprojekten Gorbatschows in der UdSSR und der Entlassung ehema-
liger Vasallenstaaten in die Eigenverantwortlichkeit entstand in diesen plötzlich
Raum für einen Systemwechsel, den die Politikwissenschaft nicht erwartet hatte.1 In-
nerhalb weniger Monate verloren die sozialistischen Systeme Osteuropas 1989 ihre
klassische Form.2 In der Folge dieser Welle von Systemwechseln hat die Transforma-
tionsforschung notwendigerweise eine Renaissance erlebt.3 Als Referenzwerk hat
sich bald „Huntington’s Third Wave“ (1991) etabliert, das die Demokratisierungs-
wellen seit dem 19. Jahrhundert in drei Wellen und zwei autokratische Gegenwellen
einteilt.4 Einige Besonderheiten der Systemtransformation ehemaligen Ostblockstaa-
ten sprechen dafür, sie als vierte Welle zu betrachten (von Beyme 1994, Offe 1994).5

Ob auch die Transformation der jugoslawischen Nachfolgestaaten in diese vierte
Welle hinein passt, wird in Kapitel 3.1.8 beantwortet werden.

Wichtiger als die Diskussion um periodisch abzugrenzende Zeiträume sind die
Wandlungsprozesse, die in Transformationen konstatiert werden. Zu ihrer Erklärung
haben sich unterschiedliche Ansätze entwickelt, die aus einer jeweils unterschiedli-
chen Perspektive gewisse Teilphänomene zu erklären vermögen. Die wissenschaftli-

1 „Das Jahr 1989 war für viele Sozialwissenschaftler ein langer schwarzer Freitag, weil die Prognosefähigkeit
der Sozialwissenschaften starken Zweifeln ausgesetzt wurde.“ (von Beyme 1995: 11) Von Beyme ist jener
Autor, der den Begriff „Systemwechsel“ bestimmt hat (Zapf 1995: 173). Sandschneider (1995: 86) zeigt sich
erfreut, dass die Politikwissenschaften mit diesem überraschenden Wandel von 1989 endlich „die me-
chanische Sezierwut der Naturwissenschaften“ abgelegt haben. Sandschneider bezeichnet die Politikwissen-
schaft vor 1989 als „die alte Politikwissenschaft“.

2 Die klassische Elemente eines sozialistischen Systems sind: Alleinherrschaft der kommunistischen Partei und
deren Ideologie; Unternehmen befinden sich in Staatseigentum; zentrale Planwirtschaft. Von Beyme (1994:
52) weist darauf hin, dass die osteuropäischen Staaten genau so uniform zusammengebrochen sind, wie sie
von ihrem Oktroi geschaffen worden waren.

3 Die Transformationsforschung bearbeitet jegliche Art von Veränderungsprozessen politischer Systeme. Von
Systemwechel wird erst gesprochen, wenn der Veränderungsprozess derart groß ist, dass das System in eine
andere Systemkategorie hinübergeht, also bspw. vom sozialistischen System zum demokratischen System.
Seit Mitte der 80er Jahre wird für diese spezielle Transformationsrichtung auch der Begriff Transition
verwendet.

4 Huntington (1991: 5) fasst die Transformationen zwischen 1974 und 1990 in „seiner“ dritten Welle zu-
sammen.

5 Von Beyme (1994: 47f) sieht in der Transformation der MOEL eine Unvergleichbarkeit mit den vorigen
Transformationswellen. Dafür spricht, dass die MOEL-Transformation ungleich komplexer war als vorige
Wellen. Bezeichnend ist für die MOEL-Transformation, dass es einen Hegemon gab, der sich unerwarteter
Weise ruhig verhielt; dass die autoritären Regime selber einen hohen Anteil an der Transition hatten; dass
eine Gleichzeitigkeit von politischem und wirtschaftlichem Systemwechsel erfolgte und das letztlich vier ty-
pische Unzufriedenheiten die Situation in den MOEL bestimmten: 1. Repression, 2. Ineffizienz, 3. dominante
Staatsvölker, 4. der Hegemon Moskau.
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chen Erklärungsansätze sind dabei auch immer vor dem Hintergrund ihres zeitlichen
Kontextes zu betrachten, der maßgeblich für die jeweilige Popularität eines Ansatzes
war.

In den 50er Jahren dominierten die strukturtheoretischen Ansätze und deren Vertreter
Parsons und Lipset. Moore fügte dem die Frage der Klassenverhältnisse hinzu. In den
80ern löste sich die Forschung vom Paradigma der klassenspezifischen Machtstruk-
turen. Mit Vertretern wie O’Donnel, Schmitter und Whitehead rückte das Handeln
der politischen Eliten vermehrt in das Zentrum des Interesses, das nun nach Fragen
der Rational Choice oder aus der strukturalistischen Perspektive durchleuchtet
wurde.6 Begründet war dieser Interessenwechsel durch die Transformationen in La-
teinamerika.

Mit dem Mauerfall wurde die funktionalistische Annahme wieder populär, derzu-
folge der Zusammenbruch des Ostblocks primär durch eine verhinderte funktionale
Differenzierung gesellschaftlicher Teilsysteme hervorgerufen wurde, wie sie für die
moderne Entwicklung einer Gesellschaft notwendig sei (Parsons). Doch da auch
diese Annahme für die Unterschiedlichkeit osteuropäischen Transformationsverläufe
keine hinreichende Erklärung bieten konnte, wurde sie mit akteurstheoretischen
(Przeworski), kulturalistischen (Arado, Diamond), strukturalistischen (Rueschemey-
er) und modernisierungstheoretischen (Pye, Zapf) Ansätzen kombiniert. Derzeit be-
stimmen den Forschungsstand verschiedene Synthesen, wie sie von Huntington, von
Beyme, Merkel, Offe, Sandschneider etc. erarbeitet wurden (Merkel 1995: 30f).

Zunächst werden nun die verschiedenen Ansätze untersucht und ihre Kernthesen her-
ausgearbeitet.7 Später wird mit ihrer Hilfe die Transformation Kroatiens analysiert.

6 O’Donnel und Schmitter befassen sich stark mit dem Aspekt der „Konsolidierung des Überganges“ bzw. der
Demokratiekonsolidierung.

7 Die Darstellung der verschiedenen Ansätze orientiert sich an dem Aufbau (a) Beschreibung des Ansatzes, (b)
Differenzierung nach verschiedenen Autoren, (c) Einwände, die gegen die Ansätze erhoben werden, (d) wel-
che Punkte aus demAnsatz für den kroatischen Fall interessant sind.

７３



3.1.2 Systemtheoretischer Ansatz

Der systemtheoretische Ansätze geht davon aus, dass Gesellschaften nicht nur eine
technologische Entwicklung vollziehen, sondern auf ihrem Weg in die Moderne auch
eine Differenzierung der Gesellschaft in Teilsysteme, die jeweils auf die Erfüllung
besonderer Funktionen spezialisiert sind, vornehmen. Nach Parsons (1976: 154)
müssen stabile Subsysteme vier Hauptfunktionen erfüllen: Anpassung, Zielerrei-
chung, Integration und Strukturerhaltung. Die Spezialisierung der Teilsysteme ist
wichtig, da die politischen Aufgaben in einer modernen Gesellschaft zunehmend
komplexer werden. Wird die freie Ausdifferenzierung dieser Teilsysteme gehemmt,
gefährdet dies den Bestand des Gesamtsystems.8

Die Ausdifferenzierung erfordert, wenn sie weiterhin unter Kontrolle des Regimes
ablaufen soll, eine höhere politische Steuerungsmacht. Die Steuerungsmacht hängt
nach Parsons von den nötigen finanziellen Ressourcen des Staates und von einer
Bindung der gesellschaftlichen Teilsystem an gemeinsame Werte und Normen ab.9

Bei wachsender Ausdifferenzierung werden Kontrollressourcen bzw. die Steuermacht
immer wichtiger. Fehlt ein Wertekonsens, dann ist die Steuerung kaum noch zu ge-
währleisten.10

Das Ziel von politischer Macht muss es sein, kollektiv bindende Entscheidungen zu
implementieren. Gelingt dies nicht, bzw. kann die Steuerungsmacht nicht den
steigenden Anforderungen nachkommen, dann schwindet das Vertrauen in die Re-
gierung und damit die Legitimation der Machthaber.11

In Bezug auf Transformationsprozesse lässt sich hieraus ableiten, dass autokratische
Systeme auf Dauer nicht lebensfähig sind, da sie den gesellschaftlichen Teilsystemen
kein Assoziationsrecht zugestehen, das zur Spezialisierung von gesellschaftlichen
Teilsystemen notwendig ist. Kommen diese spezialisierten Teilsysteme dann doch

8 Die Teilsysteme einer Gesellschaft sind zumindest: Wirtschaft, Politik, Gesellschaft und Kultur. Weitere Uni-
versalien moderner Gesellschaften sind bei Parsons: Bürokratie, soziale Schichtung, Rechtstaatlichkeit und
gemeinsame Grundwerte (Parsons 1979: 56, 66 – 68).

9 Parsons (1976: 181-183) nutzt den Begriff „Universalien“, die in einem jeweiligen Teilsystem gelten und aus
Normen, Werten, Zielorientierungen und Rollenordnungen eine normative Kultur festlegen.

10 Easton (1965: 157-161; 267f.) unterscheidet die Unterstützung des Regimes durch seine Steuerungsemp-
fänger in spezifische Unterstützung, die sich an effizienten politischen Outputs festmacht und diffuser Unter-
stützung, die auf der grundsätzlichen Systemakzeptanz beruht. Ein System kann durch ein
Modernisierungsdiktat den effizienten politischen Output derart erhöhen, dass dadurch eine diffuse Unter-
stützung ausgeglichen wird (ebd.: 286).

11 Wenn die gesellschaftliche Teildifferenzierung in Diktaturen weiter voran schreitet, als die Steuerungsmacht
sie kontrollieren kann, ruft die Diktatur meist das Kriegsrecht aus, um die Entwicklungen auszusetzen, bzw.
abzuschneiden.
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gegen den Widerstand der Staatsmacht zustande, so fehlt den autoritären Systemen
(meistens) nicht nur die notwendige Wertebindung zur Integration der Teilsysteme,
sondern letztlich auch die finanziellen Mittel, die Steuerungsmacht durchzusetzen
(Sandschneider 1994: 35).

Luhmann kritisiert Parsons’ Grundannahme, derzufolge die politische Macht über
den Teilsystemen steht. Luhmann (1987) betont die grundsätzlich unterschiedlichen
Kommunikationscodes und die Selbsterhaltung der Teilsysteme und formt dazu den
Begriff Autopoiesis.

Nach Luhmann müssen die strukturellen Kopplungsmechanismen zwischen den Teil-
systemen derart sein, dass sie selbsterhaltend sind und gleichzeitig erlauben, sys-
temoffen miteinander zu kommunizieren.12 Die Selbsterhaltung (Autopoiesis) muss
relativ stark sein, damit eine Kommunikation zwischen den Teilsystemen nicht
bestandgefährdend wird. Sollen (diktatorische) Übergriffe des einen Teilsystems auf
das andere erlaubt sein, so ist dies nur mit Verzicht auf die Vorteile der funktionalen
Differenzierung möglich. Ein Effizienzverlust ist das Resultat.13

Die Systemtheorie befindet sich auf einer deutlich zu hohen Abstraktionsebene, um
einzelne Regimewechsel genauer zu bestimmen. Allerdings kann sie historische poli-
tische Ereignisse in ihrer Logik auf eine Vergleichsfolie hieven und liefert die nötigen
Begrifflichkeiten für die Analyse. Ihre Prognosefähigkeit sagt jedoch nicht mehr, als
dass eine Diktatur an Halt verliert, wenn ihre Effizienz und Legitimität beeinträchtigt
ist.

In allen kommunistischen Staaten wurden Wirtschaft, Wissenschaft, Gesetze und
Fachkompetenz vom politischen Code dominiert, soweit dies administrativ möglich
und repressiv nötig war. Aus den Übergriffen der Politik resultierte Ineffizienz in der
Wirtschaft und der Zusammenbruch war unausweichlich. Ob diese Beobachtung in
gleichem Maße auch für Jugoslawien zutreffend ist, muss im Kapitel 3.2.2 untersucht
werden.

12 Ein Beispiel wäre hier die katholische Religon: Sie wird durch den Papst gesteuert, bewegt sich aber mit
andern Teilsystemen in einem gemeinsamen Normenrahmen und funktioniert über einen Code, der dem
„Teilsystem Religion“ eigen ist und auch in diesem autopoetisch dominant bleibt – aber dennoch, oder aber
gerade weil sich der Code auf das Teilsystem beschränkt, offen mit anderen Teilsystemen kommunizieren
kann.

13 Luhmann spricht genau wie Parson von Normen und Werten, in deren Rahmen sich die politische System-
steuerung abspielen muss.
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Bezogen auf Kroatien kann nun konstatiert werden, dass die Ineffizienz auf der
Makroebene durch Belgrads Systemübergriffe hervorgerufen wurde. Diese System-
übergriffe beeinträchtigten eine Ausdifferenzierung der Teilsysteme in den Teilrepu-
bliken. Die Kommunikation und Ausdifferenzierung der Teilsysteme wurde nach Titos
Tod zunehmend eingeschränkt, mehr noch, als es unter seiner Herrschaft geschah.
Aus systemtheoretischer Perspektive wäre hierdurch der jugoslawische Staatszerfall
zu erklären. Auf der Mikroebene war die Kommunikation der gesellschaftlichen Teil-
systeme in Jugoslawien möglich und vom Staat gefordert: Der Selbstverwaltungsso-
zialismus verlangte eine Abstimmung zwischen Kommunen, Wirtschaft und Politik.
Allerdings wurden die Effizienzverluste mit jeder Hierarchiestufe größer, da das in-
tensive Deligiertensystem Entscheidungen verschleppte und politisierte (vgl. Kapitel
3.2.2).

Der prinzipielle Konsens über Grundwerte, die Parsons mit „Universalien“ bezeich-
net, war in Jugoslawien weitaus höher als in den seinen Untersuchungen zugrunde
liegenden Systemen. Letztlich ist aus dem systemtheoretischem Ansatz nur Parsons
Hinweis auf die Ausdifferenzierungsfähigkeit, hier der Metaebene zwischen den Teil-
republiken, für die weitere Analyse von Bedeutung.
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3.1.3 Modernisierungstheoretischer Ansatz

Der modernisierungstheoretische Ansatz gehört ebenfalls noch in die Diskussion der
Systemtheoretiker, ist aber derart breit angelegt, dass er sich gut mit anderen ange-
wandten Theorien der Transformationsforschung kombinieren lässt. Zur Flexibilität
dieses Ansatzes gehört auch, dass er auf systhemtheoretischer Analyseebene disku-
tiert werden kann und auf der „mittleren Abstraktionsebene von Ländernamen und
Jahreszahlen“. Er konzentriert sich auf Beobachtungen der „longue durée“ und bean-
sprucht keine kurzfristige Erklärungskompetenz, wie dies Transformationstheorien
üblicherweise versuchen (Zapf 1995: 172f).

Lipset (1962: 42) hat die Annahme, die „seit Aristoteles“ besteht, „dass die Demokra-
tie irgendwie mit dem Grad der wirtschaftlichen Entwicklung zusammenhängt“,
nachgeprüft und zumindest eine statistische Übereinstimmung konstatiert. Die
wichtigste Grundlage der Demokratie sei die Überwindung von Armut und es bestehe
eine Wechselbeziehung zwischen ökonomischer Entwicklung und Demokratiefähig-
keit einer Gesellschaft.14

Obgleich dieser Ansatz oftmals am Pro-Kopf-Einkommen einer Gesellschaft über-
prüft wurde und auch Lipsets Hinweis, dass Mittelschichten ein generelles Interesse
an politischer Mitsprache aufweisen, nicht angezweifelt wird, scheint das Pro-Kop-
Einkommen zwar förderlich, aber für eine demokratische Entwicklung nicht
zwingend notwendig hoch sein zu müssen.15 Gerade im Hinblick auf Staaten wie In-
dien erscheint dieser Ansatz mehr einen statistischen Zusammenhang zu diagnosti-
zieren als einen kausalen Zusammenhang erkannt zu haben. Und auch die Staaten des
ehemaligen Ostblocks wiesen nicht durchweg ein vergleichbares Pro-Kopf-Einkom-
men auf, als sie 1989 alle gleichzeitig zusammenbrachen.16

14 Diese Annahme resultierte aus der damaligen Beobachtung, dass Diktaturen, sobald sie ihrem Volk einen ge-
wissen Wohlstand ermöglichten, zunehmend Demokratisierungsdruck erfuhren. Lipset und Stephan sind füh-
rende Vertreter der Wissenschaftsdiskussion um den „breakdown einesAncien Régime“.

15 Die im modernisierungstheoretischen Ansatz enthaltene Behauptung, dass mit einem zunehmend besser aus-
gebauten Bildungssystem auch die Forderung nach Demokratie höher wird, hat sich in Osteuropa nicht be-
wahrheitet: Das Bildungssystem war hier im Vergleich zu Westeuropa gut ausgebaut, insbesondere in den
60er Jahren. Ab den 70er Jahren fiel es im Vergleich zu Westeuropa zurück. Eine Parallelität zur Demokratie-
entwicklung war nicht zu erkennen (vgl. von Beyme 1994).

16 Sogar in der Weimarer Republik war der Wohlstand durchschnittlich höher als in gut der Hälfte der heutigen
Demokratien. Die Modernisierungstheorie erhielt unter den Eindrücken autoritärer Rückschläge in den 60er
Jahren in Lateinamerika eine neue Bewertung in der Wissenschaftsdiskussion. Um die Modernisierungstheo-
rie auf die Transformation der MOEL anzuwenden, müssen einige Widersprüche beachtet werden. Beispiels-
weise hätte die Modernisierungstheorie die MOEL aufgrund ihres Bildungsstands und des ausgeprägten
Wohlfahrtstaats durchaus als moderne Gesellschaften bezeichnen dürfen (vgl. von Beyme 1994: 48f).
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Die im modernisierungstheoretischen Ansatz enthaltene Bestimmung, derzufolge ein
erhöhtes Pro-Kopf-Einkommen der Demokratiefähigkeit einer Gesellschaft – und da-
mit der Konsolidierung einer Demokratie - dienlich ist, wird durch Vanhanens
Machtressourcenansatz (siehe unten) nochmals aufgegriffen, aber nicht bestätigt.

Können Aussagen des modernisierungstheoretischen Ansatzes zum Verständnis des
jugoslawischen Systemwechels beitragen? Nicht wirklich, denn der Ansatz unterstellt
eine Verbindung zwischen den an Partizipation interessierten Mittelschichten und
der Einführung der Demokratie, verkürzt: Wächst die Mittelschicht, dann ist die
Demokratie unausweichlich. In Jugoslawien war jedoch das Gegenteil der Fall: Die
Arbeitslosigkeit wuchs und das Wohlstandsniveau war im Fallen begriffen als die
Demokratie eingeführt wurde. Damit braucht dieser Ansatz im Verlauf der Arbeit
nicht weiter verfolgt zu werden.

3.1.4 Strukturtheoretischer Ansatz

Der strukturtheorietische Ansatz beobachtet die sozialen Klassen einer Gesellschaft
und fragt, aus welcher Klassenkonstellation welches politische System entsteht.
Prinzipiell kann jede Klasse als Diktator auftreten.17 Moore (1969: 481) schreibt die
größte Bedeutung für die Wahrscheinlichkeit einer Demokratie dem Wirtschafts-
bürgertum zu und behauptet: „Ohne Bourgeoisie keine Demokratie!“ Allerdings ist
bei Moore die Existenz eines Wirtschaftsbürgertums allein noch kein Garant für eine
Demokratie. Entscheidend sei nämlich, dass es nicht mit der Landaristrokratie in eine
Koalition gegen Arbeiter und Kleinbauern gedrängt werde. Moore betont auch die
Bedeutung der Erfahrung vergangener Gesellschaftskonflikte (Merkel 2003a: 215).18

Rueschemeyer und Stephens haben Moores Ausführungen erweitert und zwei Fakto-
ren akzentuiert: Das Machtverhältnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft sowie
Klassenstrukturen und Koalitionen. Rueschemeyer und Stephens sehen Großgrund-
besitzer als Hindernis, Arbeiter als Motor der Demokratisierung. Daher führe Kapi-
talismus zu Demokratie, denn Kapitalismus lässt die Arbeiterschicht anwachsen.
Sind die Ressourcen der Staatseliten zu gut organisiert und schwindet die Macht der
Wirtschaft und Zivilgesellschaft, dann wird Autokratie wahrscheinlicher. Dies ist

17 Marxisten definieren Klassen als Gruppen, die jeweils ein gewisses Maß an Kapital halten. Diese Gruppen
verteidigen ihre Interessen als Klassen, sind anders als eine „Schicht“ auch politisch organisiert und agieren
kollektiv.

18 Über den Zusammenbruch eines Regimes kann eine Autokratie entstehen, die bei der späteren Re-Demokra-
tisierung den Eliten als Negativbeispiel für eine Situation gilt, die zukünftig zu vermeiden ist. Auf diese
Erfahrung bauen Deutschland, Italien, Japan und Österreich auf (Schmidt 2000: 453f).
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eine Annahme, die im Machtressourcenansatz Vanhanens genauer behandelt wird
(vgl. Merkel 2003a: 214f).

MACHTRESSOURCENANSATZ

Der Machtressourcenansatz gehört ebenfalls in die Gruppe der Strukturtheorien.19 Er
beobachtet die Demokratieentwicklung in einer Gesellschaft und bewertet dabei das
Kriterium des Pro-Kopf-Einkommens differenzierter als die Modernisierungstheo-
rie.20 Vanhanen stellt nicht die Frage nach der Höhe des Pro-Kopf-Einkommens, son-
dern nach der Machtressourcenverteilung in einer Gesellschaft. Machtressourcen
ergeben sich aus Bildungschancen (Alphabetisierung), Wissensressourcen und wirt-
schaftlichen, d.h. Landbesitz und anderen ökonomischen Ressourcen (Vanhanen
2003: 30; 82-103).21 Wichtig ist auch die prinzipielle Zugangsmöglichkeit zu Elitepo-
sitionen. Vanhanen sagt: Je breiter die Machtressourcen in einer Gesellschaft gestreut
sind, desto höher ist die Demokratiewahrscheinlichkeit. Sind Machtressourcen breit
gestreut ist es schwieriger, einzelne Gesellschaftsgruppen zu unterdrücken.

Mit diesen unterschiedlich starken Machtressourcen begeben sich die sozialen
Gruppen in einen Konkurrenzkampf, den Vanhanen an Darwins Evolutionstheorie
anlehnt: Die Politik ist demnach das Forum, in dem der Kampf um knappe
Lebensressourcen geführt wird (Vanhanen 2003: 26). Die Demokratie stellt in diesem
Modell den Kompromiss zwischen verschiedenen, ähnlich starken sozialen Grup-
pierungen dar (Vanhanen 2003: 30).22

Vanhanens Machtressourcenansatz besagt zwar, dass mehr Wohlstand auch mehr
Demokratie wahrscheinlicher macht (vgl. Modernisierungstheorie), dazwischen aber
nicht notwendigerweise ein Zusammenhang bestehen muss. Erdölreiche und wohl-

19 Merkel (2003a: 215) behandelt Vanhanens „Theorem der Machtdispersion“ als Unterpunkt zu „Strukturtheo-
rien“. Aufgrund seiner Komplexität wird der Machtdispersionsansatzes (auch: Machtressourcenansatz) in
dieser Arbeit als eigenständiger Punkt behandelt.

20 Vanhanen (2003: 32f) erklärt den Zusammenhang, den die Modernisierungstheorie feststellt, nämlich dass
„mehr Demokratie“ vorhanden war wenn „mehr Wohlstand“ erreicht wurde, als Ableitung seiner evolutio-
nären Machtverteilungstheorie: Wenn der Wohlstand wächst, werden eine Vielzahl ökonomischer Ressourcen
auch anderen Interessengruppen zugänglich. Daher bestehe zwischen Wohlstandswachstum und Demokratie-
zuwachs lediglich ein indirekter Zusammenhang, der durch den Verteilungsgrad der Ressourcen vermittelt
werde.

21 Die Verteilung der Machtressourcen untersucht Vanhanen (2003: 80-87) an sechs Feldern: (1) Dem Anteil
städtischer Bevölkerung; (2) dem Anteil von Personen, die nicht in der Landwirtschaft beschäftigt sind; (3)
dem Anteil der Studierenden an der Gesamtbevölkerung; (4) dem Alphabetisierungsgrad; (5) demAnteil von
landwirtschaftlichen Betrieben, die sich in Familienbesitz befinden; (6) dem Verteilungsgrad nicht-landwirt-
schaftlicher Produktionsmittel.

22 Die zwei wichtigsten Messwerte, die Demokratie kennzeichnen, sind nach Vanhanen „Parteienwettbewerb“
und „Wahlbeteiligung“ (2003: 35). Die Werte „Verhaltensweisen“ und „Glaube an demokratische Ideale“
sind nach Vanhanen Ergebnisse der Demokratie und nicht prinzipiell von der Demokratie unabhängige Fak-
toren (so sieht es aber Dahl: 1998).
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habende Staaten können bekanntlich undemokratisch sein, wogegen arme
afrikanische Länder auch sehr demokratisch sein können – wenn die knappen
Ressourcen breit verteilt sind (Vanhanen 2003: 37).

In Bezug auf die osteuropäischen Transformationsprozesse ist der Machtressourcen-
ansatz bereits ein sehr weitgehend erklärender Ansatz. Zugangswege zu Elitenposi-
tionen bestanden dort nur über die kommunistische Partei. In ihrer Hand lag der
weit überwiegende Teil der Machtressourcen. Im Zuge der Transformationen wurden
auch in vermehrter Weise Staatsunternehmen in die private Hand der Parteieliten
geführt. Je korrupter dieser Privatisierungsprozess ablief, desto intensiver entwi-
ckelte sich die typische Übergangsautokratie der post-kommunistischen Staaten. In
Jugoslawien waren die ökonomischen Chancen ebenfalls ungleich verteilt: Serben
waren überwiegend bevorteilt, in der kroatischen Teilrepublik in besonderer Weise
die Krajina-Serben – mehr noch als ihre Landsleute in Serbien.23 In Jugoslawien
wurden einflussreiche Posten nur an KP-Mitglieder vergeben, unter Tuđmans Re-
gime fielen Positionen in Wirtschaft und Verwaltung überwiegend HDZ-Mitgliedern
zu.

3.1.5 Kulturtheoretischer Ansatz

Der kulturtheoretische Ansatz behauptet, dass es Religionssysteme oder Traditions-
bestände einer Gesellschaft gibt, die eine Demokratisierung behindern können. Hun-
tington (1993) hat diesen Ansatz entscheidend geprägt. Er schreibt den drei Reli-
gionsgemeinschaften Christentum, Konfuzianismus und Islam unterschiedlich gute
Voraussetzung für die Demokratie zu. Dabei wird dem Christentum die höchste Befä-
higung, dem asiatischen Kulturkreis des Konfuzianismus mittelschlechte Voraus-
setzungen für die Demokratie und der Islamischen Welt wird letztlich kaum eine
Chance auf Demokratie zugestanden.

23 Tito hatte die Krajina-Serben für ihre besondere Loyalität im Kampf gegen den Faschismus belohnt. In
keiner jugoslawischen Volksgruppe waren so viele Verwaltungsbeamte vorhanden, wie bei den Krajina-Ser-
ben.
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Im Konfuzianismus existiere der Glaube, dass jeder Einzelne für seine Taten mit
einem guten oder schlechten Karma bedacht werde. Hieraus resultiere eine Jenseits-
orientierung und eine Vereinzelung des Individuums und damit ein Desinteresse an
politischer Partizipation. Im Islam stehe die Religion über dem Staate und damit auch
die religösen Führer über dem demokratischen Volkssouverän. Die religiösen Führer
haben das letzte Wort über religiöse wie politische Entscheidungen.

Dem Christentum, primär dem Protestantismus, weist Huntington die höchste Befä-
higung zur Demokratie hin. Als Beleg dient ihm unter anderem die US-ame-
rikanische Demokratie und die Demokratisierungswelle vornehmlich protestantischer
europäischer Staaten in der Folge der amerikanischen und französischen Revoluti-
on.24 Die zukünftige Ausbreitung der Demokratie hängt folglich davon ab, „in wel-
chem Ausmaß das Christentum in Gesellschaften eindringen kann, in denen es heute
schwach oder überhaupt nicht vorhanden ist“ (Huntington 1993: 55). Das Hunting-
tons nächstes Buch dann „The Clash of Civilizations“ heißt, erscheint wenig
verwunderlich (Thränhardt 2003: 25).

Huntingtons Vereinfachungen haben eine breite Wissenschaftsdiskussion angestoßen,
die seinen Annahmen in vielen Punkten widerspricht.25 Diese Diskussion ist zwar
sehr erhellend, wenn es um die Frage nach den prinzipiellen Erfolgsfaktoren einer
Demokratie gehen soll, ihre gesamte Bandbreite kann an dieser Stelle jedoch nicht
wiedergegeben werden. Wenn aus Huntingtons Werk Hinweise auf die demokratische
Entwicklung Kroatiens abgeleitet werden sollen, so hat dies durch die Untersuchung
der wohldokumentierten kroatischen Kirche zu geschehen, auf deren Rolle an
anderer Stelle eingegangen werden wird.26

Den primär religös-kulturellen Elementen einer Gesellschaft wird das Konzept der
politischen Kultur zur Seite gestellt. Politische Kultur kann kurz als die maßge-
benden Grundannahmen der Staatsbürger über die politische Welt definiert werden

24 Der Verweis auf die „alte amerikanische Demokratie“ lässt erkennen, dass Huntington sein Untersuchungs-
ergebnis schönredet, da er die Kriterien derartig ansetzt, dass die Benachteiligung der schwarzen US-Be-
völkerung zu keinemWiderspruch in seiner Erkenntnis führt.

25 Unter Anderem wird bemängelt, dass sich Huntington wenig daran orientiert, wie eine Religion gelebt wird,
und dass sich gerade in Asien zeigt, dass jede Religion, auch die Christliche, zumindest in ihrer
fundamentalistischen Version zur Autokratie geeignet ist (Rüland 1994: 281). In Asien flüchten sich viele
Menschen in die Religion, weil ihnen der Wandel (aufgrund des ökonomischen Wachstums) zu schnell ver-
läuft und hierdurch ein Verfall der traditionellen moralischen Werte herbeigeführt wurde. Die kulturelle
Tradition Asiens, die den Staat als erweiterten Familienverbund betrachtet, hält es für geboten, staatlichen
Eliten einen ähnlichen Respekt zu zollen wie einem Familienvater (Rüland 1994: 282-284). An dieser Stelle
sei auf den sehr lesenswerten Beitrag Thränhardts (2003) hingewiesen, der Huntingtons US-amerikanische
protestantische Brille aufdeckt.

26 Vgl. Kapitel 3.2.4.
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(Almond/ Verba 1963: 14-15) und überschneidet sich in gewissen Punkten mit religi-
ös-kulturellen Elementen. Die politische Kultur ist aber weniger klar erkennbar als
die Religion und manifestiert sich in „ungeschriebenen Verfassungen“ und „Welt-
bildern“ und tritt eigentlich erst dann sichtbar zutage, wenn eine Krisensituation,
bspw. eine Systemtransformation, eintritt (Rohe 1996: 15).27 Geschichtliches Be-
wusstsein als Element der politischen Kultur ist insbesondere bei jenen Völkern stark
ausgebildet, die in ihrer Staatlichkeit lange bedroht waren.28 Ähnlich wie religiöse
Elemente lässt sie sich kaum im Rahmen einer Systemtransformation verändern, son-
dern bestimmt die Handlungsmuster von unterschiedlichen Akteuren der Transforma-
tion.29 Im kroatischen Fall kann die starke Historisierung von Politik als ein
kulturelles Element betrachtet werden.

ZIVILGESELLSCHAFT UND SOZIALKAPITAL
Die seit den neunziger Jahren erneut populär gewordene Diskussion um die Zivilge-
sellschaft und ihren Einfluss auf die Demokratiefähigkeit eines Staates, hat, obgleich
ein Einfluss angenommen wird, noch nicht zu einer Theoriebildung gereicht (Klein
2001; 2004). Kernbestandteil sind die Verortung der Zivilgesellschaft zwischen Staat
bzw. (partei-) politischer Gesellschaft und nicht-organisierter Gesellschaft und das
Plädoyer, dass die Zivilgesellschaft zu ihrer Entfaltung einen rechtlich geschützten
Raum braucht. Außerdem wird sie in ihrer Entwicklung durch das Maß der Markt-
liberalisierung beeinflusst (Klein 2001: 81-83).30

Im Systemwechsel schreiben viele Autoren der Zivilgesellschaft eine entscheidende
Bedeutung zu:31 In der Autokratie übernimmt die Zivilgesellschaft die Rolle des Sys-
temopponenten, weshalb sie sich im Machtvakuum des Transformationsprozesses

27 Almond/ Verba beziehen sich in ihren Fragen überwiegend auf die Systemunterstützung einer politischen
Kultur. Ihre Forschungen entstanden nach dem 2. Weltkrieg aufgrund der Frage, warum in Deutschland und
Italien nationalistische bzw. faschistische Systeme entstehen konnten. Karl Rohe beobachtet nicht nur die
prinzipielle Systemunterstützung, sondern auch die Frage nach operationalen Elementen, bspw. ob ein Volk
eine Bundestagswahl als Kanzlerwahl versteht oder als Parteienwahl.

28 Hierzu werden oftmals Israel, Polen und Irland angeführt, die weitaus stärker historisch orientiert sind als
gegenwarts- oder zukunftsbezogene Gesellschaften wie die USA.

29 Sowohl die politische Kultur als auch das Sozialkapital bestimmen Handlungsmuster. Hauptunterschied zwi-
schen beiden Konzepten ist, dass Sozialkapital gefördert und akkumuliert werden kann, wogegen die poli-
tische Kultur stärker der „longue durée“ unterliegt.

30 Linz und Stephan (1996: 17) bezeichnen die Zivilgesellschaft als Arena, in der selbstorganisierte Gruppen
ihre Interessen oder Werte verteidigen. Dies können vielerlei soziale Gruppen sein, wie Nachbarschaftsver-
bände, Frauenvertretungen, Religionsgemeinschaften oder auch nicht-soziale Vereinigungen, wie Unter-
nehmerverbände, Gewerkschaften oder Berufsverbände sein. Linz und Stephan schränken die Reichweite der
Zivilgesellschaft jedoch auch ein, betonen, dass ein Systemwechsel oder auch eine Demokratiekonso-
lidierung immer auch (partei-) politische Akteure braucht, die von der Gesamtgesellschaft wertgeschätzt
werden.

31 Klein (2001: 82) führt in der Fußnote 54 eine Auswahl der „kaum zu überschauenden Literatur“ auf, emp-
fiehlt insbesondere die Beiträge von Merkel zur Zivilgesellschaft im Transformationsprozess.
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voll entfalten kann und an der Bildung neuer staatlicher Institutionen beteiligt ist.32 In
der folgenden Demokratiekonsolidierung muss sie sich auf ein der Demokratie ent-
sprechendes Niveau zurücknehmen – ohne sich selbst aufzugeben. Ihr muss also der
Umbau vom Systemopponenten zur Staatsstütze gelingen.33 Mehr als eine Stütze der
Demokratie kann die Zivilgesellschaft aber nie sein, da sie nur partikular legitimiert
ist und ihr die Gesamtlegitimation eines Wählervotums fehlt.

Auch wenn die Annahme einer starken Zivilgesellschaft die Wissenschaft zu etlichen
guten Ansätzen verholfen hat, so war sie in Bezug auf Osteuropa wohl dennoch nicht
richtig. Mittlerweile wird das anfänglich angenommene Bedeutungsmaß der Zivilge-
sellschaft relativiert. Bürgerbewegungen und neuartige Assoziationen waren in den
mittelosteuropäischen Transformationstaaten deutlich schwächer ausgebildet als
angenommen (Zapf 1995: 170; 174).

Merkel (2003a: 218f) fasst auch Ansätze, die die Bedeutung eines „Sozialkapitals“
hervorheben, unter dem kulturtheoretischen Ansatz zusammen. Soziales Kapital ist in
den zivilgesellschaftlichen Trägern, den Netzwerken, Vereinen und Assoziationen der
Bürgergesellschaft verankert (Kunz 2002: 393). Darüber hinaus ergibt sich Sozialka-
pital aus Erfahrungen, die eine Gesellschaft im Laufe ihrer Geschichte sammeln
konnte und aufgrund derer sie demokratiestützende Werte und Verhaltensweisen ein-
geübt hat (Putnam 1993: 181).34

Die Frage nach dem „Sozialkapital“ einer Gesellschaft hat ihre Ursache in der
Annahme, dass Verfassungen und Institutionen allein nicht stabil sein können, son-
dern dass sie eine zivilgesellschaftliche Unterfütterung brauchen. Während also
Verfassungen, Verbände, Parteien und Gewerkschaften in relativ kurzer Zeit
organisiert werden können, müssen demokratiestützende Werte und Verhaltensweisen
der Gesellschaft gelernt und geübt werden (Klein).35 Nur wenn die Menschen ihr
Staatssystem gedanklich unterstützen, kann der Staat langfristig auf autoritäre Maß-

32 Zapf (1995: 171) bemerkt unter Bezug auf Stark (1995), dass in der Transformation kein Vakuum vorhanden
war, sondern die alten Netzwerke und Seilschaften weiter wirkten und außerhalb des formalen Systems Lö-
sungswege für Versorgungs- und Steuerungsprobleme fanden. Stark (1995) hat dies als „das Alte im Neuen“
bezeichnet.

33 Vgl. Klein (2001: 85), der sich hier auf Foley und Edwards (1996) bezieht. Der Beitrag, den die Zivilgesell-
schaft zur Demokratiekonsolidierung leistet, wird bei Diamond (1996: 234) dargestellt: In ihren Assozia-
tionen üben die Mitglieder Toleranz und Konpromissbereitschaft ein, lernen den Respekt vor anderen
Meinungen, fördern hierdurch den Pluralismus, schaffen ein Rekrutierungsfeld für neue politische Eliten und
fördern die Transparenz wirtschaftlicher Reformen. Dies sind nur die positiven Interpretationen der Zivilge-
sellschaft.

34 Unter den die politische Kultur bestimmenden Elementen sind die „Werte“ am wichtigsten.
35 An dieser Stelle unterscheidet sich das Konzept des Sozialkapitals von jenem der politischen Kultur.
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nahmen verzichten. Diese ideelle Unterstützung war im Sozialismus offenkundig
nicht in ausreichendem Maße vorhanden. Hirschman (1970) fasst auch zwi-
schenstaatliches Vertrauen unter „Sozialkapital“ und gibt den in Bezug auf Südost-
europa wichtigen Hinweis, dass sich Vertrauen und internationale Kooperation nicht
durch ihren Gebrauch erschöpfen, sondern durch ihren Gebrauch beständig
wachsen.36

Zu Recht wird der Zivilgesellschaft ein Einfluss auf die Prozesse in der Transformati-
on zugeschrieben. Auch wenn ihr in der Einleitung eines Systemwechsels wohl
weniger Bedeutung zukommt, als lange angenommen, so werden mit dem in der Zi-
vilgesellschaft gebundenen Sozialkapital große Hoffnungen für die Konsolidierung
einer Demokratie, als letzter Phase des Transformationsprozesses, verbunden. Im
Kapitel 3.2.5 wird der Aspekt im Rahmen der Demokratiekonsolidierung intensiver
erörtert.37

3.1.6 Akteurstheoretischer Ansatz

Der akteurstheoretische Ansatz sieht die oben als ursächlich benannten Umstände je-
weils als Rahmenumstände an, die einen Handlungskorridor für die Elitenakteure
bieten.38 Akteurstheoretische Ansätze schwenken also ihren Blick von der Meta- zur
Mikroebene. Der akteurstehoretische Ansatz existiert als deskriptiv-empirischer An-
satz und als deduktiver Rational-Choice-Ansatz:

Im deskriptiv-empirischen Ansatz ist es für die Akteure nur sinnvoll sich für die
demokratische Systemalternative zu entscheiden, wenn die Kosten-Nutzen-Rechnung
hierzu positiv ausfällt. Institutionen stehen für die Einhaltung der Spielregeln.39 Sie
versichern ihnen, dass Abweichler, die die Regeln der Demokratie nicht einhalten,
bestraft werden. Gleichzeitig garantieren sie jenen Akteuren, die im Wahlkampf
verloren haben auch die Chance, in einem kommendem Wahlkampf die Gewinner
sein zu können. Demokratie gilt Przeworski zufolge dann als konsolidiert, wenn
Konflikte innerhalb der demokratischen Institutionen geklärt werden, die Ergebnisse

36 Hirschmans „Exit, Voice, and Loyalty“ - Ansatz hatte auch einen großen Einfluss auf Stein Rokkans Konzep-
tion des Nation-Building.

37 Auf die praktische und theoretische Bedeutung des Sozialkapitals wird im Speziellen bei der Beurteilung der
kroatischen Zivilgesellschaft eingegangen werden. Die Diskussion um Sozialkapital ist zu umfangreich und
unkonkret, um sie hier zusammenhangslos und ohne Anwendungsfall in ihrer vollen Größe in allgemeiner
Weise zu diskutieren.

38 Die Akteurstheorie spricht den Rahmenumständen aber auch nicht ihre Bedeutung ab. Allerdings können
Rahmenumstände im Gelegenheitsfenster eines Systemwechsels derartig variabel werden, dass einzelnen Ak-
teuren eine große Bestimmungsmacht zukommt.

39 „First, institutions matter.“ Przeworski 1991: 26.
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des Klärungsprozesses offen sind und nicht einseitig bestimmt werden können und
sich diese Ergebnisse auch für die Verlierer in einem absehbar-erträglichen Rahmen
befinden (Przeworski 1991: 51).

Przeworski (1991: 57f) macht die Transformationsentwicklung zur Demokratie von
einer Koalition der Hard- oder Softliner mit der Zivilgesellschaft abhängig. Demo-
kratie entsteht dann, wenn:

a) sich die alten Regimeeliten in Hard- und Softliner spalten,40

b) letztere die Oberhand gewinnen,

c) die von den Softlinern eingeleitete begrenzte Liberalisierung von der Gesellschaft
zur Formierung einer Opposition genutzt wird,41

d) die reformbereiten Eliten mit der gemäßigten Opposition eine Koalition eingehen,

e) die reformbereiten Eliten müssen in der Lage sein, das Veto der autokratischen Eli-
ten zu neutralisieren und sich innerhalb der Opposition die moderaten Kräfte durch-
setzen (Przeworski 1991: 78; Merkel 2003a: 219f).

Der Ansatz geht davon aus, dass die Rolle der Massenbewegungen früh durch Eliten-
akteure substituiert wird und diese im Unsicherheitsfenster der Transformation Ver-
einbarungen treffen, mit denen letztlich auch Gewaltausschreitungen vermieden
werden sollen (Merkel/ Thiery 2002: 193).

Der deduktive Rational-Choice-Ansatz geht davon aus, dass die Beschreibung der
Akteursschritte nicht ausreicht und modelliert die Abfolge wechselnder strategischer
Situationen.42 Dabei nimmt er an, dass eine Demokratisierung häufig eingeleitet wird,
weil die Eliten der Fehlkalkulation unterliegen, dass eine Teilliberalisierung der
Gesellschaft mit ihrem Machterhalt vereinbar, nötig und möglich sei und das diese
Teilliberalisierung bei Bedarf auch wieder angehalten werden könne (Przeworski

40 Das ungarische Regime war Przeworski (1991: 57) zufolge immer in Hard- und Softliner gespalten. Das
DDR-Regime untergliederte sich erst in Hard- und Softliner, als die Montagsdemonstrationen virulent
wurden. Bestehen Softliner im Regime, so wirken sie auch immer als Aufforderung an die Zivilgesellschaft,
den Wechsel zu fordern.

41 Nach Przeworski (1991: 64) kann eine Liberalisierung nicht auf ein regimestützendes Maß beschränkt
werden und der Liberalisierungsprozess nicht angehalten werden: „As the eighty-two-year-old head of the
East German security apparatus, Erich Mielke, is alleged to have said to Honecker, „Erich, we can’t beat up
hundreds of thousands of people“ - a statement I interpret as a technical, not a moral, admition.“

42 Der rational-choiceAnsatz bezieht auch Einflussnahme aus demAusland als strategisches Element mit ein.
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1991: 61-64). Nun komme es zwischen den liberalisierenden und den systemkonser-
vativen Akteuren zu ausgehandelten Paketlösungen.

Der Vorteil von akteurstheoretischen Ansätzen ist, dass mit ihnen eine Unterteilung
in strategische Interessen, Kooperationen, Konflikte und Koalitionen möglich ist und
dadurch eine primär beschreibende Darstellung konzeptionierbar wird (Merkel/
Thiery 2002: 194). Auf die starken Persönlichkeiten und die Positionen der Hard-
und Softliner im jugoslawisch-kroatischen Transformationsprozess sind Przeworskis
Ansätze gut anwendbar.

3.1.7 Transformationstheoretische Einzelaspekte in Osteuropa

Die oben genannten Theorien sind sicherlich wenig haltbar, wenn es darum geht, sie
verifizieren oder falsifizieren zu wollen. Dies darf nicht der Anspruch sein. Sie
dienen, auch wenn sie ihrem generalisierendem Anspruch nicht gerecht werden, bei
unbedingter Beachtung ihres jeweiligen Blickwinkels, der Transformationsanalyse in
entscheidendem Maße. Namhafte Autoren, die die Renaissance der Transformations-
forschung insbesondere in Deutschland bestimmen, hier sei auf von Beyme, Merkel
und Offe verwiesen, betonen in ihren transformationstheoretischen Erklärungsversu-
chen jeweils unterschiedliche Schwerpunkte, mit denen sie die Bedeutung des einen
oder anderen oben erwähnten Ansatzes besonders hervorheben.43 Aus den Beobach-
tungen verschiedener Einzelaspekte sollen im Folgenden noch einige, für den kroa-
tischen Fall verwendbare Punkte herausgestellt werden.

KLAUS VON BEYME
Von Beyme untersucht die Ereignisse von 1989 an den vier durch Przeworski de-
finierten Gründen, die für einen Systemzusammenbruch verantwortlich sein
können.44 Dabei legt er überzeugend dar, dass der Zusammenbruch langfristig durch
die schleichend abnehmende Legitimation des Sozialismus begründet war, kurzfristig
aber der internationale Kontext den entscheidenden Impuls gegeben hat (1994: 61).
Auf Kroatien übertragen, könnte dies bedeuten, dass die Legitimation der jugo-

43 Sandschneider (1995: 84) bemängelt an den neueren Ansätzen, dass diese überwiegend historische, regionale
und strukturelle Aspekte der Transformation beobachten, wobei die historisch-deskriptive Beschreibung
überwiege und keine neue Theoriebildung unternommen werde.

44 Die Gründe eines Systemzusammenbruchs können nach Przeworski (1986) sein: 1. Ein System hat seinen
Zweck erfüllt und ist nun überflüssig – dies ist insbesondere bei Notstandsdiktaturen der Fall; 2. die Eliten
geraten über die Politikrichtung des Staates in Konflikt – diese Konflikte waren nach Ansicht von Beymes
nur ansatzweise in Rumänien von Bedeutung; 3. Eine Änderung der internationalen Lage nimmt bedeutenden
Einfluss auf die Situation des Regimes; 4. Die Herrschaft verliert ihre Legitimation (zitiert nach von Beyme
1994: 51-61).
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slawischen Föderation schleichend – oder besser: stufenweise abnahm. Die zwei
wichtigsten Stufen sind der Tod der Integrationsfigur Tito und die eigenmächtige
Verfassungsänderung durch Serbien, d.h. die Annexion der Regionen Kosovo und
Vojvodina. Der externe Impuls, der im osteuropäischen Fall einen entscheidenden
Anteil am gleichzeitigen Systemwechsel aller Ostblockstaaten hatte, existierte in
Jugoslawien jedoch nicht.45 Diese nicht vorhandene Analogie ist ein weiterer Beweis
dafür, dass die Systemwechsel der MOEL und Jugoslawiens nur eine verschwindend
geringe Ähnlichkeit besitzen.

Von Beyme zeigt, dass es zahlreiche und entscheidende Merkmale im Systemwechsel
Osteuropas gibt, die ihn als eine vierte Welle qualifizieren. Hier nennt er unter
anderem die Nachwirkungen des sozialistischen Systems, die auch nach dem System-
wechsel noch Einfluss ausüben. Die Gleichzeitigkeit von politischer und wirtschaftli-
cher Transformation hat vielen Eliten ein Überwechseln in andere Sektoren, vor
allem in die Wirtschaft ermöglicht. Andere, gewendete Eliten, sind im politischen
Geschäft verhaftet geblieben. Hierdurch ist eine Kontinuität entstanden, die in
anderen Systemwechseln so nicht vorgekommen ist (1994: 356).

Von Beyme diagnostiziert im osteuropäischen Systemwechsel einen wachsenden Na-
tionalismus, den er durch Unsicherheitempfindungen begründet, die bei Geichzeitig-
keit von politischer und wirtschaftlicher Transformation entstehen können. Die große
Zahl der Transformationsverlierer hat demnach im Nationalismus Halt gesucht. Na-
tionalismus hat in Osteuropa immer bestanden, nur konnten seine Folgen unter so-
wjetischer Hegemonie keine Wirkung entfalten (1994: 357). Auch in Jugoslawien hat
der Nationalismus großen Zulauf erhalten, allerdings bereits vor dem Systemwechsel.
In Jugoslawien wuchs der Nationalismus im langen „zentrifugalen Prozess“, der be-
reits kurz nach Titos Tod einsetzte. Die Einführung der Demokratie, die Teil eines po-
litischen Systemwechsels ist, geschah erst als nachträgliche Legitimationsverbreite-
rung einer nationalistischen Politik.

Um die Konsolidierungschancen einer neuen Demokratie zu qualifizieren weist von
Beyme auf die Bedeutung internationaler wirtschaftlicher Verflechtungen hin. Die

45 Leichtfertig könnte angenommen werden, dass der politische Richtungswechsel Gorbatschows, der zur Auf-
gabe der Breschnew-Doktrin führte, auch auf Jugoslawien einen Einfluss ausübte. Da die Breschnew-Doktrin
jedoch nie für Jugoslawien galt, sondern ganz im Gegenteil, die Beziehungen 1949 zwischen der UdSSR und
Jugoslawien abgebrochen wurden und Jugoslawien bekannterweise der Anführer der Blockfreienbewegung
war, besteht hier keine Übereinstimmung zwischen den Entwicklungen in Jugoslawien und den MOEL/
Ostblockstaaten. Der Zeitpunkt des Zusammenbruchs des Ostblocks und des Staatszerfalls Jugoslawien lag
kaum mehr als zufällig jeweils am Ende der 80er/ Anfang der 90er Jahre.
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Mitgliedschaft in „demokratischen Clubs“, zumindest im Europarat, fungiert als Gü-
tesiegel und macht internationale Wirtschaftskooperation erst möglich. So hat sich
der Wirkungszusammenhang von Demokratie und Marktwirtschaft durch die euro-
päische Solidarität umgekehrt: „Demokratie ist eine Bedingung für die effektive
Entwicklung der Marktwirtschaft mit Hilfe der Gemeinschaft der Völker“ (1994:
360). Diese Beobachtung von Beymes kann in vollem Umfang auf die Demokra-
tisierung Kroatiens nach der Tuđman-Ära übertragen werden. Für das besagte „Gü-
tesiegel“ setzt der „internationale Club“ jedoch immer höhere Anforderungen – was
Kroatien nicht schadet, sondern der kroatischen Demokratiekonsolidierung in ent-
scheidendem Maße hilft.

CLAUS OFFE
Claus Offe (1994) hält den Umfang der Transformationswelle, die 1989 begann,
kaum für vergleichbar mit früheren Transformationen. Er begründet dies über die
Gleichzeitigkeit von politischer und ökonomischer Transformation. Da sich Offe auf
einer wesentlich geringeren Abstraktionshöhe bewegt als andere Autoren, kann er
Wirkungszusammenhänge politischer, ökonomischer und nationalstaatlicher Natur
deutlicher hervorheben.

Offe verkürzt den Prozess der Transformation auf eine Momentaufnahme und beob-
achtet in dieser eine Gleichzeitigkeit gegenseitiger Abhängigkeiten: Demokratie kann
sich demnach nur entwickeln, wenn es den Bürgern möglich ist, einer Erwerbstätig-
keit nachzugehen, die ihnen ein akzeptiertes Mindestmaß an Einkommen/ Wohlstand
ermöglicht. Unternehmer werden aber nur Investitionen vornehmen und damit
Arbeitsplätze anbieten, wenn Fragen des Eigentums an den Produktionsmitteln ge-
klärt sind. Die hierzu notwendige Privatisierung bedarf allerdings einer extrem hohen
Legitimation der privatisierenden Regierung. Diese kann nach Offe nur durch eine
demokratische Bestätigung durch die Bürger erreicht werden. Offes Lösung ist die
Gleichzeitigkeit: Demokratisierung und Privatisierung muss parallel durchgeführt
werden, wobei den Handlungsträgern ein ungewöhnlich hoher Spielraum zufällt. In
der dreifachen Gleichzeitigkeit, die dann zu beobachten ist, wenn parallel auch noch
eine staatliche, bzw. territoriale Transformation durchzuführen ist, wird der
Gestaltungsspielraum der Akteure dann unermäßlich. Diesen riesigen Gestaltungs-
spielraum durfte Tuđman, der „Vater der Nation“, in Kroatien füllen.
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Wolfgang Merkel

Von Wolfgang Merkel stammen zahlreiche neuere Publikationen zur osteuropäischen
Transformation, deren Wert insgesamt weniger in einer abstrakten Theoriediskussion
liegt, sondern in der Anwendung verschiedener theoretischer Ansätze auf die
Rahmenbedingungen und Entwicklungspfade osteuropäischer Transformationsstaa-
ten.

Merkel operationalisiert Transformationen in drei chronologische Phasen. In der
ersten Phase beobachtet er die Staats- und Gesellschaftsstruktur einer Autokratie, die
einen Regimewechsel begünstigen. In der zweiten Phase einer Transformation kon-
zentriert sich Merkel auf die Art und Weise, wie sich Regime und Opposition, Zivil-
gesellschaft und Militär und einzelne herausragende Akteure zueinander verhalten:
Wird das alte Regime diskreditiert? Oder seine Interessen in der zukünftigen Staatss-
truktur noch repräsentiert sein? Merkel ist der Ansicht, dass der Ablauf in dieser
zweiten Phase wesentlich dafür verantwortlich ist, ob am Ende der Transformation
eine wirklich stabile Demokratie entstehen kann.46

In der dritten Phase einer Transformation, die eine sehr lange Zeitspanne einnehmen
kann, strebt die Demokratie nach einer Konsolidierung. Die Konsolidierungsphase
setzt dann ein, wenn die Institutionenbildung abgeschlossen ist und die neuen poli-
tischen Spielregeln in Gesetze gegossen wurden. Hier fragt Merkel, wodurch die
Konsolidierung begünstigt oder gefährdet wird (Merkel 2003a: 223-232).

Merkels Beobachtungen sind immer stark an den jeweiligen Kontext gebunden und
beanspruchen nicht die Allgemeingültigkeit einer Theorie. Diese Problemnähe macht
seine Publikationen zu einem reichen Fundus von Vergleichselementen der verschie-
denen osteuropäischen Transformationen. Auf Merkels Analysen, die nicht nach
einem umfassenden Theorieentwurf streben, sondern nach der Erklärung einzelner
Beobachtung, wird daher im Laufe dieser Arbeit noch häufig eingegangen werden.
Insgesamt sind aus ihnen etliche Beobachtungen zu entnehmen, die die Demokratie-
konsolidierung Kroatiens positiv bewerten.

46 Die kroatische Transformation lief in zwei Stufen ab, bei der die erste Einführung einer Demokratie nur als
Legitimationsverbreiterung der kroatischen Bundes der Kommunisten (SKH) genutzt wurde, um sich im
schwierigen Abgrenzungsprozess gegenüber der nationalistischen Bewegung um Milošević ein breiteres
Fundament zuzulegen. Bekanntlich hat diese Strategie nicht funktioniert und die Legitimation wurde der na-
tionalistischen HDZ unter Tuđman zuerkannt. Erst am 1999/ 2000 begann die wirkliche politische Trans-
formation, in deren Verlauf die nun scheidenden Amtsinhaber und deren nationalistische Interessen offenbar
in die Staatsstruktur integriert wurden. Die „gewendete HDZ“ (Rožić 2004) stellt jedenfalls zum Zeitpunkt
dieser Arbeit die kroatische Regierung und hat sich erfolgreich das Image einer rechtskonservativen euro-
päischen Partei zugelegt.

８９



3.1.8 Bewertung der Transformationstheorien im Hinblick auf die

jugoslawisch-kroatische Transformation

Im Hinblick auf die kroatische Transformation, die ihre Wurzeln in der jugo-
slawischen Transformation hat, kann einzelnen Aspekten der oben dargestellten
transformationstheoretischen Ansätzen eine mehr oder minder starke Erklärungskraft
zugeschrieben werden.

Auf den kroatischen Fall sind sowohl die Systemtheorie als auch die allgemeine
Modernisierungstheorie nicht anwendbar. Die Systemtheorie spricht zwar von der
Notwendigkeit der freien Systembildung und -kommunikation, die in Jugoslawien in
der Tat sehr weit eingeschränkt war, jedoch nicht so stark, wie oft angenommen wird.
Auf der bundesstaatlichen Metaebene war die Kommunikation möglich, allerdings
nach Tito nur noch sehr eingeschränkt. In Jugoslawien gab es mit dem Selbstver-
waltungssozialismus ein Delegiertensystem, über das die Systeme, wenngleich unter
starken Effizienzeinbußen, auf der Mikroebene relativ frei miteinander kommuni-
zieren konnten. Ganz besonders spricht aber der relativ starke jugoslawische Werte-
konsens gegen Parsons’ Grundannahmen.47

Die Modernisierungstheorie ist nicht auf den jugoslawisch-kroatischen Systemwech-
sel anwendbar, weil die Wohlstandsentwicklung rückläufig war, als die Demokratie
eingeführt wurde. Die Modernisierungstheorie unterstellt hingegen den umgekehrten
Wirkungszusammenhang.

Der Machtressourcenansatz gehört zu jenen Ansätzen, die eine größere Erklärungs-
kraft für den jugoslawischen Staatszerfall haben: Die Ressourcenverteilung und die
Zugangsmöglichkeiten zu Elitepositionen waren in Jugoslawien extrem ungleich ver-
teilt. Grundsätzlich bestanden für serbische Bürger die besten Chancen, für die
Albaner des Kosovos die schlechtesten. Besonders exponiert waren die Krajina-Ser-
ben, die von Tito für ihren Kampf gegen den Faschismus belohnt worden waren und
deshalb in großem Umfang in die Dienste des jugoslawischen Bundesstaates gehoben
wurden.48 Darüber hinaus bestanden Zugangsmöglichkeiten zu Elitepositionen nur
über das Parteibuch des Kommunistischen Bundes.

47 Der jugoslawische Wertekonsens war so hoch, weil die Bevölkerung wesentlich mehr Freiheiten genoss als
die Menschen in den Ostblockstaaten, die ebenfalls kommunistisch geführt wurden.

48 Vergleiche Brown 1992: 248.
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Die Ansätze der Kulturtheorie lassen sich im Falle Kroatiens gut auf a) die politische
Kultur, b) auf die Zivilgesellschaft und c) auf das Sozialkapital beziehen, insgesamt
aber eher hinsichtlich der Konsolidierungschancen der Demokratie als hinsichtlich
der Einleitung des Systemwechsels.

a) Die politische Kultur ist – typisch für eine Nation, die lange unterdrückt wurde –
stark auf die Geschichte bezogen: Sowohl für den autokratischen Tito als auch für
den autokratischen Tuđman galt die Berufung auf die für den Staat erbrachten Leis-
tungen als Legitimation, die in der historisierten politischen Kultur Kroatiens weitge-
hend Akzeptanz findet.

b) Die Zivilgesellschaft hatte am Zusammenbruch des Vielvölkerstaates keinen er-
kennbaren Anteil, wohl aber einen positiven an der nach Tuđmans Tod begonnenen
zweiten Transformationsphase durch ihre Demonstrationen für den Erhalt eines unn-
abhängigen Radiosenders oder die Debatte um die Wahl des Zagreber Bürgermeis-
ters. Ein negativer zivilgesellschaftlicher Anteil kann bei den Veteranenverbänden
ausgemacht werden. Zwar haben sie primär eine Wohlfahrtsstaatliche Aufgabe, sind
aber aufgrund ihrer guten Finanzausstattung und der an historischen Fragen inter-
essierten kroatischen Öffentlichkeit auch ein starker politischer Meinungsführer. Die
Veteranenverbände bevorzugen eine autokratische Regierungsform.49

c) Das Sozialkapital, wie es durch zivilgesellschaftliche Interessengruppen produziert
wird, ist aufgrund der wenig entwickelten kroatischen Zivilgesellschaft noch sehr
gering. Auch der Hinweis von Putnam (1993: 181), dass Sozialkapital durch die
Erfahrungen einer Gesellschaft angehäuft wird, ist wenig hilfreich, da die kroatische
Gesellschaft zwar zahlreiche Erfahrungen gesammelt hat, sich gegen die Auf-
arbeitung dieser Erfahrungen im Allgemeinen jedoch versperrt.50

Bei Zuhilfenahme der Akteurstheorie werden die Entwicklungsprozesse der Initi-
ierung des Systemwechsels (nicht der Demokratiekonsolidierung) am deutlichsten.
Die jugoslawisch-kroatische Transformation verlief demnach in zwei entscheidenden
Phasen:

Die Eliten gerieten nach Titos Tod über die weitere politische Richtung in Konflikt
miteinander. Die serbisch-nationalistischen Eliten des Kommunistischen Bundes un-

49 Vgl. 3.2.4: Veteranenverbände.
50 Die transformationstheoretischen Aussagen zur politischen Kultur, der Zivilgesellschaft und des Sozialkapi-

tals werden im folgenden Kapitel noch weiter bearbeitet.
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ter Anführung von Milošević verfolgten einen starken Zentralstaat und die noch wei-
tergehende Verstaatlichung der Betriebe. Die kroatischen Eliten des Kommunis-
tischen Bundes (SKH) wollten eine stärkere Föderalisierung und keine weitere
Verstaatlichung.51 Mit der Trennung beider Flügel durch die kroatische Staats-
gründung wäre nach akteurstheoretischer Betrachtung die erste Phase der Trans-
formation abgeschlossen. Eine zweite Transformationsphase wird dann schließlich
notwendig, weil die ersten freien Wahlen nicht zu einem demokratischen, sondern zu
einem autoritären Regime führten. Am Ende der Amts- bzw. Lebenszeit von Tuđman
beginnt dann die zweite Transformationsphase, in der sich Staatspräsident Mesić zum
demokratischen Hüter der Verfassung entwickelt und die vormals nationalistische
Partei der autoritären Phase unter Tuđman als reformierte konservative Partei auftritt.

Die Akteurstheorie beschreibt die jugoslawisch-kroatische Transformation besser als
alle anderen Transformationstheorien.52 Allerdings werden andere wichtige Fakto-
ren, wie die des „ethnischen Wettbewerbs“ oder des schleichenden Legitimitätsver-
lustes nicht ausreichend durch die Akteurstheorie erklärt.

Bei den Transformationen der osteuropäischen Staaten nach 1989, die von Beyme in
einer vierten Welle ansiedelt, ist augenfällig, dass die grundsätzliche Transforma-
tionsrichtung in dieser vierten Welle vom Kommunismus zur Demokratie verlaufen
sollte. Die „Zielvorgabe Demokratie“ ist indirekt durch die Ansprüche von NATO
und EU definiert worden, deren Schutz sich die MOEL nach der militärischen Domi-
nanz durch Russland verschaffen wollten (Schimmelfennig 2003). Die Motivation,
die die Verhältnisse in Kroatien in Bewegung brachte, war jedoch völlig anders: Hier
ging es darum, sich aus der beklemmenden Situation des Staatenbundes zu lösen, der
durch Milošević dominiert wurde. Daher war das vorrangige Ziel nicht die Demokra-
tie westlichen Ideals, sondern über den Zwischenschritt einer Regimebestätigung
durch den Wähler sollte die Lösung aus dem beklemmenden Staatenbund erreicht
werden. Das Ziel einer westlichen Demokratie spielte lange nicht im Entferntesten ir-
gendeine Rolle, sondern die Autonomie innerhalb des jugoslawischen Staatenbundes
– und wenn dies nicht möglich wäre, die Autonomie außerhalb des Staatenbundes.

51 Der nach Przeworski diagnostizierte politische Konflikt bleibt nur solange prozessbestimmend, wie sein na-
tionaler Cleavage ungerechtfertigterWeise unterbewertet wird.

52 Nach (Offe 1994: 64) nehmen diese Akteure die Karten in opportunistischer Weise in die Hand und be-
stimmen damit „die Lebenschancen ganzer ethnischer Gruppen und sozialer Klassen auf lange Zeit hin“. Ent-
scheidungen werden nun nicht mehr entsprechend den historischen Gegebenheiten, sittlichen Verpflichtungen
oder vernünftig begründeten Prinzipien gefällt, sondern aufgrund von abzusehenden Konsequenzen für die
eigenen Lebenschancen.
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Das Ziel hieß Autonomie – nicht Schutz. Wenn ein autokratisches System dieses Ziel
am besten erreicht, kann es dafür auch die Zustimmung einer Gesellschaft erhalten.

９３



3.2 Demokratiekonsolidierung

3.2.1 Die vier Ebenen der Demokratiekonsolidierung

DEMOKRATIEBEGRIFF
Hinter dem Begriff verbirgt sich eine breite Diskussion, die entweder vornehmlich
Fragen des Machtwettbewerbs diskutieren (Schumpeter) oder sich pluralistischen
Sichtweisen, die die Bedeutung von Verbänden und Vereinigungen betonen,
verschreiben (Fraenkel).

Für die moderne demokratische Praxis ist Schumpeters (1950) kritische Auffassung
ein akzeptiertes Bild, wenngleich auch keines, das Demokratie vollständig
beschreiben kann. Die Frage der demokratischen Legitimation der Regierenden durch
den Wähler wird von ihm nur in Ausnahmefällen gesehen, in denen eine Regierung
abgewählt wird.53 Antriebsfaktor sei demnach nicht die nötige Legitimation durch das
Volk zu erreichen, sondern Ziel sei allein der Machterwerb oder Machterhalt.54

Schumpeter erkennt im Wahlkampf die Gefahr, dass Regierungsentscheidungen aus
wahltaktischen Überlegungen getroffen werden bzw. politische Projekte durchgeführt
werden, die wahltaktisch verwendbar sind. Denn der Wählerwillen sei nicht wohl-
überlegt, sondern vom politischen Prozess und vomWahlkampf stark beeinflussbar.55

Damit Demokratie das erfolgreichste System ist, das es sein kann, weist Schumpeter
auf sechs Qualitäten hin, die erfüllt sein sollen: 1. qualifiziertes politisches Personal;
2. ein Rückzug des Staats aus Wirtschaft und Gesellschaft; 3. eine professionelle und
stabile Bürokratie; 4. ein hohes intellektuelles und moralisches Niveau im Parlament
und in der Wählerschaft; 5. Übertragung öffentlicher Aufgaben an Expertokraten; 6.
demokratische Selbstkontrolle; 7. eine hohe Akzeptanz der demokratischen Spiel-
regeln (vgl. Schmidt 2000: 197f).56

53 Przeworski (1991: 10) sagt hierzu: „Die Demokratie ist ein System, in dem Parteien Wahlen verlieren,“ und
„Ein Staat, in dem eine Partei zweimal hintereinander 60 Prozent der Wählerstimmen erhält, ist keine Demo-
kratie.“ (ebd: 95).

54 Das Allgemeinwohl ist Schumpeter zufolge schwer zu definieren und in einer pluralistischen Gesellschaft
auch nicht für alle zutreffend.

55 An diesen Ansatz lehnt auch Vanhanen (2003: 49) seine Demokratiedefinition an. Für ihn geht es um soziale
und ideologische Gruppen, die berechtigt werden, um die politische Macht zu kämpfen, durch die Wähler in
Amt kommen und dort auch vor denWählern verantwortlich sind.

56 Schumpeter vergleicht die Produktion von politischen Entscheidungen als ein Nebenprodukt des Macht-
kampfes mit der Entstehung von Gütern beim Gewinnstreben einer Unternehmung (1950: 448).
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Fraenkels normative Pluralismustheorie weist den Verbänden und Vereinigungen
dagegen einen höheren Stellenwert zu als Schumpeters Demokratiebild.57 Verbände
organisieren sich zwar tendenziell egoistisch, wirken aber stabilisierend auf die
Demokratie, zügeln die demokratisch gewählte Exekutive und verhindern eine totali-
täre Herrschaft. Dem Staat obliegt daher auch die Aufgabe, Gruppen, die zu schwach
sind ihre Interessen zu artikulieren, zu unterstützen. Die Pluralismustheorie beobach-
tet eine vielfach gegliederte pluralistische Sozialstruktur. Der Wähler ist in diese
Strukturen gebunden und wählt folglich Repräsentanten seiner Gesinnung und nicht
einfach nur Herrscher (vgl. Schmidt 2000: 226f).

Schmidt (2000: 450f): hat ein „Standarderklärungsmodell der Demokratievoraus-
setzungen“ aufgestellt, mit denen er die Kernvoraussetzungen einer Demokratie
fassen möchte. Diese seien:

1. Eine wirksame Kontrolle der staatlichen Exekutivgewalt durch zivile Akteure;
2. Eine einigermaßen entwickelte Wirtschaft, in der die Machressourcen entspre-
chend den Forderungen Vanhanens verteilt seien;

3. Eine kulturell-religiös verankerte tiefe Wertschätzung individueller Freiheit;
4. Ein homogenes Staatsvolk – oder die friedliche Regelung von Konflikten zwi-
schen Volksgruppen;

5. Eine völkerrechtliche Unabhängigkeit, unstrittige Grenzen und ein der Demokratie
förderliches internationales Umfeld;

6. Tief verwurzelte liberal-konstitutionelle Traditionen;
7. Keine Partei sollte auf Dauer alleine die Regierung stellen können;
8. Regelmäßige Regierungswechsel.
Schmidts Standarderklärungsmodell wird im Folgenden noch Merkels Analyseraster
zur Seite gestellt, das insbesondere in Bezug auf Transformationsgesellschaften
besonders geeignet zu sein scheint und sich in vielen Punkten mit dem Standarder-
klärungsmodell deckt.

57 Schumpeter sieht die Gesellschaft eher als atomisiert an, betrachtet einzelne Wähler, die ihr Votum an schein-
bar eigennützigen Interessen orientieren.
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MERKELS ANALYSERASTER DER DEMOKRATIEKONSOLIDIERUNG
Da eine Konsolidierung die Festigung etwas bereits Bestehenden meint, setzt sie die
Phase des Regimewechsels als bereits abgeschlossen voraus. Als Analyseraster der
kroatischen Demokratiekonsolidierung wird Merkels Unterteilung der vier verschie-
denen Ebenen der Demokratiekonsolidierung zugrunde gelegt. Dies sind die Ebenen
der konstitutionellen und der repräsentativen Konsolidierung, denen als dritte Ebene
die informellen Akteure entgegenstehen können und in der vierten Ebene befinden
sich die demokratiestützenden Strukturen der Zivilgesellschaft (2003a: 229f).

1. Die konstitutionelle Konsolidierung meint die Bildung der wichtigsten po-
litischen Verfassungsinstitutionen, die meist als erstes abgeschlossen ist (Wahlsys-
tem, Präsident, Regierung, Parlament, etc). Für die Frage der Konsolidierungsfähig-
keit ist es wichtig, dass die Entscheidungen über die Verfassung auf einem möglichst
breitem Konsens fußen und keine einzelnen Gesellschaftsteile ausschließen oder be-
nachteiligen. Die konstitutionelle Konsolidierung wirkt dann normativ und hand-
lungseingrenzend auf die nachfolgenden Ebenen.

2. Die repräsentative Konsolidierung betrifft die territoriale und funktionale
Interessenrepräsentation, wie sie durch Parteien und Interessenverbände abgebildet
wird. Eine starke Fragmentierung und Polarisierung des Parteiensystems ist hinder-
lich für die Konsolidierung. Interessenverbände sollten nicht partikular, sondern in-
klusiv-einbindend sein (vgl. Merkel 1999).

3. Die Verhaltenskonsolidierung bezieht sich auf die „informellen“ potenzi-
ellen politischen Akteure wie Militär, Großgrundbesitzer, Unternehmer und radikale
Bewegungen. Der Erfolg der Konsolidierung hängt stark davon ab, ob die in-
formellen Akteure akzeptieren, ihre Ziele im Rahmen der demokratischen Normen
und Institutionen zu verfolgen.

4. Die Konsolidierung der Zivilgesellschaft wird nicht von allen Autoren als
zwingend notwendig für die Konsolidierung einer Demokratie gesehen. In den auf
Kroatien lastenden Anforderungen als EU-Beitrittskandidat ist sie jedoch enthalten.
Die Schaffung eines zivilgesellschaftlichen Unterbaus, der die Demokratie stützt,
kann nach Merkel Jahrzehnte dauern und unter Umständen erst mit einem Genera-
tionswechsel besiegelt werden (Almond/ Verba).

Die Demokratiekonsolidierung ist zusammenfassend ein Prozess, der mit der Formu-
lierung einer neuen Verfassung beginnt und damit den vollzogenen Systemwechsel
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festschreibt. Der erste kroatische Konsolidierungsprozess, der mit der neuen
Verfassung im Mai 1990 begann, wurde nicht nur durch den Jugoslawienkrieg un-
terbrochen, sondern scheiterte auch in der Folge des Krieges noch: Das autokratische
Tuđman-Regime schränkte die demokratischen Grundrechte zunehmend ein.58 Erst
als Tuđman starb und die HDZ die entstandene Lücke nicht füllen konnte, begann der
zweite Konsolidierungsversuch. Die Geschehnisse unter dem zunehmend autokra-
tischen Tuđman-Regime der Jahre 1990 bis 2000 sind in Kapitel 2.3 schon ausführ-
lich bearbeitet worden und werden hier nur noch zur Verdeutlichung teilweise her-
angezogen. Die erneute Demokratisierungkonsolidierung begann erst im Jahr 2000
mit der Abwahl der HDZ.

3.2.2 Kroatische Verfassungsentwicklung

WAHLSYSTEM

Das Parlament wird auf vier Jahre gewählt. In Kroatien können Parteien vor der Wahl
bereits mit anderen Parteien koalieren. Dadurch können kleinere Parteien die Fünf-
prozenthürde durch gemeinsam erworbene Stimmenanteile überwinden, weshalb
Parteien unter Umständen auch nur mit einem Sitz im Parlament vertreten sein
können. Stimmenanteile, die in den Wahlbezirken auf Parteien bzw. Koalitionen
fallen, die unterhalb der Fünfprozenthürde bleiben, werden gesammelt und anteilig
den übrigen Parteien zugeschlagen – den größten Anteil dieser Reststimmen erhält
folglich die größte Partei. Dadurch ist die Übermacht in Sitzen, die die größte Partei
im Parlament einnimmt, schließlich wesentlich größer, als ihr prozentualer Anteil an
den Gesamtstimmen (vergleiche Anhang III).59

58 Merkel bezeichnet ein Regime dann als autokratisch, wenn: a) Herrschaftslegitimation und Gehorsam der
Bürger an nationalistische Mentalitäten geknüpft werden; b) der Machtzugang und Wahlrecht an ethnische
Kriterien gebunden ist; c) die Herrschaft keine demokratisch legitimierte Kontrolle erfährt; d) Herrschaft
allein über die Exekutive betrieben wird und eine Gewaltenteilung nicht vorhanden ist; e) der Herrschaftsan-
spruch Menschen- und Grundrechte überschreitet; f) die Herrschaft sich über rechtsstaatliche und konstitu-
tionelle Prinzipien hinwegsetzt (Merkel 1999: 25; 34-35).

59 Gehrold/ Grabic (2. Oktober 2003) bemerkt im Weiteren, dass die Verfassung vorschreibt, dass der Wahl-
termin mindestens vier Wochen in Voraus angekündigt werden muss. In den meisten Demokratien wäre dies
nur ein formales Problem. Ist den Parteien jedoch wirklich unklar, wann es in ungefähr Wahlen geben wird,
dann ist es kaum möglich einenWahlkampf vorzubereiten. So 2003 in Kroatien geschehen.
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Das Wahlrecht darf auch von Kroaten in Anspruch genommen werden, die keinen
ständigen Wohnsitz in Kroatien haben, also beispielsweise Kroaten in Bosnien, die
bosnische Staatsbürger sind oder Nachkommen kroatischer Einwanderer in den USA.
Im Januar 2000 gab es von diesen Wählern 360.000, die meisten in BiH.60 Die Wahl-
beteiligung der Exilkroaten ist für die variierende Anzahl der Sitze verantwortlich
(2000: 146 Sitze; 2003: 152 Sitze).61

Im November 2000 wurden direktdemokratische Elemente in die Verfassung aufge-
nommen. Liegen zehn Prozent der Unterschriften der Wahlberechtigten vor, ist das
Parlament verpflichtet, das Referendum auszuschreiben. Diese Möglichkeit nutzen
rechtsextreme Gruppen, um sich gegen die Auslieferung von Soldaten und Offizieren
an Den Haag zu wehren. Die direktdemokratischen Elemente Kroatiens beinhalten
ein gewaltiges Konfliktpotenzial (Zabožek 2004: 705).

Das Präsidentenamt wird auf fünf Jahre gewählt. Bislang wurden in dieses Amt nur
Tuđman und Mesić gewählt. Mesić ist eine bedeutende politische Persönlichkeit und
war 1990 bereits schon einmal Ministerpräsident. Derzeit hat er seine zweite und da-
mit letztmögliche Amtszeit (bis 2010). Zur Wahl müssen mindestens 50 Prozent der
Stimmen auf einen Kandidaten vereinigt werden, ansonsten findet zwei Wochen spä-
ter ein zweiter Wahlgang unter den beiden besten Kandidaten statt (Zabožek 2004:
688).

PRÄSIDENT
Die semipräsidentielle Verfassung von 1990 war stark auf Tuđman zugeschnitten und
gewährte ihm eine außerordentliche Machtfülle, unter anderem den Ministerprä-
sidenten und die Regierung zu ernennen und zu entlassen. Als Staatspräsident hatte er
die Parteiführung inne, einen Beraterstab um sich und durfte auch regionale Gouver-
neure ablehnen: So legte er 1995 ein Veto gegen den neu gewählten Bürgermeister
Zagrebs ein, der der Oppositionspartei angehörte und ersetzte ihn durch eine
Bürgermeisterin seiner HDZ. Die wichtigsten Entscheidungen wurden in institutio-
nalisierten Gremien vorweggenommen, die bewusst die Gewaltenteilung aufhoben.
Hier war das wichtigste Gremium der Rat für Verteidigung und Innere Sicherheit
(Zabožek 2004: 686).

60 Die Wahlbeteiligung der in Serbien und Montenegro lebenden 30.000 Exilkroaten ist hingegen
verschwindend gering (Stitkovac 3.Januar 2005).

61 Exilkroaten sind die sichersten Stammwähler der rechten Parteien.

９８



Die starke Position des Staatspräsidenten im semipräsidententiellen Regierungssys-
tem wurde ursprünglich damit begründet, dass die großen Umwälzungen politischer
und sozialer Veränderungen nicht durch die Parteienkonkurrenz und die Frag-
mentierung der Parteienlandschaft gefährdet werden sollten.62 Ein weiterer grund war
die Person Tuđmans selbst. Er empfand sich, ähnlich wie de Gaulle, als Staatsneu-
gründer mit einer geschichtlichen Mission. Für die Vergabe breiter Machtbefugnisse
sprach auch die Erfahrung der Führungsschwäche, die Jugoslawien als Gesamtstaat,
besonders aber Kroatien als Teilrepublik, nach Titos Tod machen musste. Derartige
Blockaden sollten zukünftig vermieden werden. Und letztlich war die HDZ durch die
Logik ihrer populistischen Politik auf einige unantastbare Führungspersönlichkeiten
angewiesen (Zabožek 2004: 685).

Mit Tuđmans Tod änderte sich der kroatische Staat von Grund auf. Das semiprä-
sidentielle System wurde abgeschafft. Heute erfordern fast alle Aufgaben des Prä-
sidenten die Mitsprache oder Gegenzeichnung des Premierministers. Involviert ist
der Präsident jedoch bei Fragen der Armee, der Außenpolitik, dem diplomatischen
Dienst, der Sicherheitsdienste und bei der Initiierung von Gesetzesvorlagen. 63

Staatspräsident Mesić nutzt seine eingeschränkten Möglichkeiten äußerst aktiv: Auf-
grund seines Einflusses auf die Außenpolitik kann er auf seinen vielen Auslands-
reisen Wirtschaftskontakte für Kroatien pflegen und Gesten der Aussöhnung gegen-
über Serbien-Montenegro oder BiH vollziehen.64 Innenpolitisch profiliert er sich als
Hüter der Verfassung – insbesondere gegenüber dem populistischen Druck der Straße
und der vormals stark politisierten Armee.65 Von den Nationalisten wird Mesić ge-
hasst,66 vor breiten Volk jedoch, demgegenüber er sich sehr volksnah gibt, geliebt.

62 Erinnert sei an die Putschversuche von rechter Seite, denen Tuđmans Führungsstile nicht nicht autoritär
genug war (vgl. S. 65 dieser Arbeit).

63 Im Kriegsfalle werden seine gesetzgeberischen Kompetenzen ausgeweitet. Er hat kein Vetorecht bei der Ver-
abschiedung neuer Gesetze (Zabožek 2004: 689).

64 Simon (Die Welt, 18. Januar 2005); Dahmann (Deutsche Welle, 18. Februar 2005).
65 Der Druck der Straße ist in Kroatien aufgrund der Medienlandschaft beträchtlich (vgl. weiter unten). Der

ehemals politisierten Armee stehen noch die Veteranenverbände bei, die trotz der primären Wohlfahrts-
aufgabe eher als Sprachrohr der Nationalisten wirken und aufgrund der historisierten politischen Kultur bei
der breiten Öffentlichkeit großen Anklang finden.

66 Zabožek (2004: 689) wählt diesen Ausdruck und begründet ihn mit der tiefen Spaltung der kroatischen
Gesellschaft. Die Spaltung hat ihre Wurzeln im Bürgerkrieg am Ende des Zweiten Weltkrieges, wo Kom-
munisten die radikalsten Hitleranhänger (Ustaša) bekämpften. Zabožek (2004: 713) zufolge hängt das Wäh-
lerverhalten immer noch primär davon ab, ob die eigene Familie im Bürgerkrieg auf Seite der
Nationalsozialisten oder der Kommunisten stand. Simon (18. Januar 2005) berichtet in der „Welt“ darüber,
dass Mesić von den Exilkroaten stark kritisiert wird, weil er sich als Präsident aller Bürger Kroatiens bezeich-
net und nicht, wie üblich, als Präsident aller Kroaten.
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Insgesamt ist Mesićs Rolle bei der Konsolidierung der kroatischen Demokratie sehr
positiv zu bewerten, obwohl es mit Račan auch einige Konflikte gab.67

REGIERUNG
Die Regierung kommt meistens durch eine Koalition zustande, die bereits im Wahl-
kampf gemeinsam antritt. Der Koalitionsvertrag wird nach der Wahl geschlossen und
beinhaltet die groben politischen Grundlinien – Details werden erst in der Re-
gierungspraxis geklärt.

Nach der Parlamentswahl beginnt der Staatspräsident die Gespräche mit den Parteien
und schlägt schließlich jenen Kandidaten vor, der seiner Ansicht nach die höchste
Zustimmung im Parlament vereint. Dieser Kandidat sucht sich innerhalb von 30
Tagen ein Team von Vizepremierministern und Ministern zusammen und stellt sich
mit ihnen gemeinsam dem Votum des Parlaments. Dabei wird über die Gesamtheit
des Kabinetts abgestimmt, nicht über einzelne Minister.68

Der Premierminister bekleidet das höchste Amt im Staate. Er steht der Regierung vor
und besitzt die Richtlinienkompetenz. Ihm zur Seite stehen die Vizepremierminister,
die mithilfe eines eigenen Sekretariats die Arbeit der anderen Einzelministerien zu-
sammenfassen und koordinieren.69 Gemeinsam bilden Premier- und Vizepre-
mierminister das engere Kabinett. Aus diesem personell gut ausgestattetem Gremium
kommen faktisch 90 Prozent der Gesetzesvorschläge (Zabožek 2004: 700).

PARLAMENT
Die Verfassung sieht die kroatische Parlamentstradition zwar seit dem 16. Jahr-
hundert bestehen, mehr als symbolischer Gehalt kann dieser Aussage jedoch nicht
zugestanden werden (Zabožek 2004: 689). Im Selbstverwaltungssozialismus bestand
ein Delegiertensystem, das nicht dazu bestimmt war, Entscheidungen zu produzieren,
sondern nur ein Gefühl der Beteiligung herzustellen.70

67 Um den Einfluss auf den Geheimdienst, wegen der persönlichen Initiativen Mesićs bei der Privatisierung von
Staatsunternehmen und anderen informellen Initiativen des Präsidenten.

68 In Kroatien sind parteilose Minister keine Seltenheit. Račans Regierung gehörten zunächst drei, später vier
parteilose Minister an (Zabožek 2004: 698).

69 In den bisherigen Regierungen schwankte die Zahl der Vizepremierminister zwischen drei und sechs
(Zabožek 2004: 697).

70 Die Verfassung von 1974 erklärte die drei grundsätzlichen sozialen Bezugssysteme „Arbeiten“, „Wohnen“
und „gesellschaftspolitisches Engagement“ als Einheiten, in denen der Bürger jeweils seine Vertreter wählt,
die daraufhin seine Interessen in der nächsthöheren Staatsstufe wahrnehmen. Die Begrifflichkeiten, mit denen
in Jugoslawien dieser „dritte Weg“ umschrieben wurde, lauteten „dezentrale Selbstverwaltung“, „Arbei-
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Bis März 2001 bestand ein Zweikammersystem. In der zweiten Kammer waren die
regionalen Gespanschaften, d.h. Verwaltungsbezirke abgebildet. Aber da sich die
Meinungsbildung nicht an regionalen Themen, sondern an parteipolitischen
orientierte und die zweite Kammer keine legislative Funktion hatte, wurde sie mit der
Verfassungsreform vom März 2001 abgeschafft (Zabožek 2004: 690).

Der Sabor ist folglich die erste und einzige Kammer. Jede Sitzung wird live im
Fernsehen übertragen und daher zeichnen sich die Sitzungen vornehmlich durch Re-
deduelle aus. Die eigentliche Politik wird daher in den 24 verschiedenen Aus-
schüssen gestaltet.

Dem Sabor ist eine Verwaltung angeschlossen, die neben der organisatorischen
Abwicklung der Sitzungen auch für die inhaltliche Vorbereitung der Gesetzesinitia-
tiven verantwortlich ist.71 Da die Parlamentarier keine eigenen Arbeitsräume, Büros
oder Assistenten haben, sind sie auf die Vorbereitung durch die Verwaltung ange-
wiesen.72 Die Regierung hingegen kann ihren Sachverstand auf die Vorbereitung ih-
rer zahlreichen Regierungsmitarbeiter stützen. Daher ist die Exekutive stark in der
Übermacht (Zabožek 2004: 692).

Die Altersstruktur und damit die politische Erfahrung der Parlamentarier haben ins-
gesamt zugenommen und der Frauenanteil ist 2003 auf 22,5 Prozent angewachsen.73

Die Minderheitenrechte wurden in den kroatischen Verfassungen sukzessive ausge-
baut.74 Die Anerkennung von Minderheiten war auch für die EU-Beziehungen
wichtig. Die seit Dezember 2002 geltenden Minderheitenrechte machen nun auch

terselbstverwaltung“ oder „Selbstverwaltungssozialismus“. Allerdings wählte der Bürger jene Personen, die
ihn als Werktätigen, als Mitglied einer Ortsgemeinschaft und als Mitglied einer gesellschaftspolitischen
Organisation vertraten, nicht selbst, sondern über zahlreiche Zwischendelegierte und Wahlvertreter, die alle-
samt nur die Chance bekamen, auf einer höheren politischen Ebene die Interessen ihrer Wähler zu
verteidigen, wenn sie hierfür im Bund der Kommunisten genug Unterstützung erhielten. Die entscheidende
Stufe dieses hierarchischen Systems bildete die Teilrepublik. Das Gremium, in dem sich die Teilrepubliken
versammelten, der Bundesrat, war hingegen kein Akklamationsorgan, sondern sah für wichtige Entschei-
dungen die Einstimmigkeit vor. Dies führte dazu, dass fast jede Entscheidung als eine wichtige eingestuft
wurde und so die Einstimmigkeit nötig wurde. Das Abstimmungsverhalten wurde im Vorfeld durch Tito
persönlich beeinflusst und durch Paketlösungen zwischen den Teilrepubliken möglich gemacht. Nach Titos
Tod entwickelte sich dieses Einstimmigkeitsverfahren zu einer alles lähmenden Blockadehaltung (Heilborn
1992: 16f).

71 http://www.sabor.hr (zuletzt besucht am 14. Dezember 2005).
72 Der Sachverstand der Parlamentarier wird auch dadurch geringer, dass eine relativ hohe Fluktuation statt-

findet und zunehmend unerfahrene Abgeordnete den Sabor bilden. Erfahrenere Parlamentsmitglieder sind ih-
rer Partei gegenüber meist loyaler und verhalten sich weniger ideologisch (Ular 2003: 85)

73 http://www.sabor.hr (zuletzt besucht am 14. Dezember 2005).
74 Der Anteil der serbischen Minderheit hat sich durch die Operation Sturm von 12,2 Prozent (1991) auf 4,5

Prozent (2001) reduziert (Richter 2005: 101). Dies verbliebene Serben leben in ganz Kroatien verteilt. Auf-
fällig große serbische Communities befindet sich in Karlovac und Zagreb, was beides näher an Slowenien
liegt als an Serbien. Dies in der Nähe der Grenze zu Serbien verbliebenen Communities sind nur um weniges
größer (Volkszählung 2001, http://www.dzs.hr/Eng/Census - zuletzt besucht am 3. Dezember 2005).
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keinen Unterschied mehr zwischen autochthonen und neu immigrierten Minderheiten
und regeln deren Rechte sehr ausführlich. Verfassungsänderungen sowie Gesetze, die
die Stellung der Minderheiten betreffen und die die Zusammenarbeit mit Den Haag
angehen, bedürfen einer Zweidrittelmehrheit. Seit 2003 werden drei Sitze für die ser-
bische Minderheit und fünf Mandate für andere Minderheiten reserviert (Zabožek
2004: 684).

3.2.3 Kroatisches Parteiensystem und Verbände

KROATISCHE PARTEIEN UND IHRE WÄHLERBINDUNG

Die Kroatische Demokratische Gemeinschaft (HDZ) war in den 90er Jahren eine
Bürgerbewegung und eine Partei zugleich. Sie war eingangs nicht explizit nationalis-
tisch rechts-populistisch, wurde es unter Tuđman aber zunehmend. Durch Minister-
präsident Sanader hat sich die Partei in einem schwierigen Prozess in eine europä-
isch-konservative Partei reformiert, die im Kreise der anderen europäischen konser-
vativen Parteien ihren Platz gefunden hat. Im derzeitigen Sabor hat die HDZ 66 von
152 Sitzen (2000: 46 von 146 Sitzen). Den Wahlkampf 2003 hat die HDZ mit natio-
nal-konservativen und europafeindlichen Parolen gewonnen (Rožić 2004: 573), von
denen sie am Tag nach der Wahl hingegen nichts mehr wissen wollte und sich auch
bis heute nicht europafeindlich verhielt (Kušić/ Grupe 2005: 228). Die Präsidenten-
wahl 2005 bestritt die HDZ-Kandidatin ebenfalls mit nationalistischen Tönen –
verlor diesen Wahlkampf jedoch. Die HDZ hat die größte Anzahl sicherer Stamm-
wähler, insbesondere unter den 400.000 wahlberechtigten Exilkroaten. 75

Die Sozialdemokratische Partei (SDP) ist die Nachfolgepartei des Bundes der Kom-
munisten. Sie ist nun eine moderat linke Partei, die sich von ihrem dogmatischen
Erbe weitgehend distanziert hat. Unter Raćan hat die SDP von 2000 bis 2003 die Ko-
alitionsregierung geführt. Im derzeitigen Sabor hat die SDP 34 von 152 Sitzen (2000:
43 von 146 Sitzen). Die SDP findet ihre Wähler im städtischen Milieu und unter den
traditionellen Anhängern der Linken.

Die Kroatische Volkspartei (HNS) hat ihre Wurzeln im Bund der Kommunisten und
im Kroatischen Frühling. Ursprünglich versuchte die HNS sich als moderat-natio-
nalistische Alternative zur HDZ zu positionieren. Weil dies nicht gelang, wandelte sie

75 30.000 der 400.000 wahlberechtigten Exilkroaten leben in Serbien und Montenegro (Stitkovac, Deutsche
Welle, 3. Januar 2005). Die Wahlbeteiligung der Exilkroaten ist auch für die variierende Anzahl der Sitze zu-
ständig.
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sich zu einer kleinen Partei der links-liberalen Mitte. Mit ihrem Präsidentenkandida-
ten Mesić stieg die Partei wieder zu einer bedeutenden Partei der politischen Mitte
auf und stellt 10 der 152 Abgeordneten (2000: 3 von 146 Sitzen). Die HNS hat durch
Mesićs Kandidatur neben der HSLS (weiter unten) die höchste Wählerfluktuation.

Die Bauernpartei (HSS) ist eine der ältesten Parteien Kroatiens, eine Partnerpartei der
EVP und existierte bereits vor dem Ersten Weltkrieg. Sie hat eine feste Wählerschaft
unter der ländlichen und suburbanen Bevölkerung Nordkroatiens. Sie ist moderat-
konservativ und mit derzeit 10 von 152 Sitzen vertreten, nicht an der Regierung be-
teiligt, aber hat die Regierung mit gewählt (2000: 16 von 146 Sitzen).76

Die Kroatische Partei des Rechts (HSP) pflegt den exklusiven kroatischen Nationalis-
mus und die traditionellen Ideologien der Ustaša-Bewegung.77 Ab 1992 bestand die
HSP als eine rechtsextreme Satelliten-Partei der HDZ, ab 2000 versuchte sie sich
wieder von der HDZ zu distanzieren und ein schärferes Profil zu entwickeln. Im
Wahlkampf 2003 distanzierte sich die HSP von der Ustaša-Bewegung. Die HSP hat
sieben Sitze und ist nicht an der Regierung beteiligt (2000: 4 von 146 Sitzen).

Die Istrische Demokratische Versammlung (IDS) ist eine Partei der linken Mitte, die
die Interessen Istriens vertritt. Sie gewann dort bislang alle Wahlen zum Regional-
parlament. Die IDS steht für die multikulturelle Identität Istriens, transnationale in-
terregionale Zusammenarbeit und weitestgehende Dezentralisierung. Sie ist mit vier
Sitzen im Sabor vertreten (2000: 4 von 146 Sitzen).

Die Selbständige Demokratische Serbische Partei (SDSS) vertritt die serbische
Minderheit Kroatiens. Die HDZ führte 2003 mit Blick auf die internationale Wirkung
einen Wahlkampf mit der Koalitionsaussage, die SDSS mit in die Regierung zu in-
tegrieren. Die SDSS hat drei von 152 Sitzen inne (2000: 1 von 146 Sitzen).78

76 http://www.hss.hr (zuletzt besucht am 15. September 2005).
77 Zur Erinnerung: Das Ustaša-Regime führte für Hitler die Judenverfolgung durch und wandte die gleichen

Methoden auch auf die serbische Minderheit Kroatiens an (vgl. Kap. 2.1.4 dieser Arbeit).
78 Richter (2005: 101).
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Die Sozialliberale Partei (HSLS) gründete sich 1989 als erste Opposition zum Bund
der Kommunisten. Sie vereinigte nationale und liberale Elemente, war an der linken
Regierung Raćans beteiligt, verursachte jedoch im Sommer 2002 den Bruch der Ko-
alition.79 Die HSLS profiliert sich mittlerweile zunehmend nationalistisch und verlor
2003 massiv an Sitzen. Sie unterstützt die Regierungskoalition mit zwei (von 152)
Sitzen, nimmt jedoch nicht an der Koalition teil (2000: 25 von 146 Sitzen).

2003 ist erstmals die Partei liberaler Demokratien (LIBRA) angetreten und hat drei
Sitze erhalten. Die Liberale Partei (LS) hat 2003 noch zwei Sitze erhalten können
(2000: 3 Sitze). Das Bündnis der Küsten und Gebirgsregionen (PGS), das primär im
Raum um Rijeka antritt, hat 2003 noch einen Sitz erhalten können (2000: 2 Sitze).

Die derzeitige Regierung wird aus einer Koalition von zwei Parteien gebildet: Der
konservativen HDZ mit 66 Sitzen und der gemäßigt konservativen DC mit einem (!)
Sitz. Unterstützt wird die Regierung durch sechs weitere Parteien stützt sich damit
insgesamt auf 80 von 152 Stimmen des Sabor.80

Die kroatische Parteienlandschaft verliert ihre Fragmentierung und Polarisierung
auffällig schnell.81 Kleine Parteien mit nur einem oder zwei Abgeordneten werden
aufgrund der Repräsentationsmöglichkeit der ethnischen Minderheiten auch wei-
terhin erhalten bleiben, aber können nicht als Fragmentierung der Parteienland-
schaft gelten. Parteien sind vielmehr Teil der territorialen und funktionalen Diffe-
renzierung.

Die beiden großen Parteien tendieren beide stark zur Mitte, die national-konserva-
tive HDZ hat auf ihrem Weg in die Familie europäischer Parteien modernen Zu-
schnitts einige Wähler an die extreme HSP verloren. Die Wählerfluktuation ist durch
die relativ starke Bindung an bestehende Cleavages (Katholiken, Veteranen und Exil-
kroaten vs. traditionelle urbane Linke) recht gering, allerdings ist die Wähler-
bindung der HDZ weitaus höher als die der generell kritischen Linken (Fisher 2003:

79 Der Koalitionsstreit war über die Frage der Auslieferung von Militärangehörigen an das Haager Kriegsver-
brechertribunal entstanden. Der HSLS-Vorsitzende setzte sich massiv dafür ein, Militärangehörige nicht aus-
zuliefern. Bei dieser Entscheidung folgte ihm seine Fraktion jedoch nicht. Dennoch kündigte Raćan den
Koalitionsvertrag auf (Gehrold 2002).

80 Die sechs weiteren Parteien sind die Rentnerpartei (HSU, 3 Sitze), die Sozialliberale Partei (HSLS, 2 Sitze),
die Kroatische Demokratische Bauernpartei (HDSS, 1 Sitz), die serbische Partei (3 Sitze) sowie 4 weitere
Minderheitenabgeordnete.

81 Merkel (1999: 154f) hat bei den südeuropäischen jungen Demokratien ebenfalls beobachtet, dass sie schon
bald nach dem Ende der autoritären Herrschaft eine Parteienlandschaft mit ähnlich wenigen Parteien hatten
wie die konsolidierten demokratischen Staaten Europas. Ular (2003: 83) ordnet die kroatische Parteienland-
schaft auf einer Skala von 3 (für extrem links) bis 9 (für extrem rechts an) und diagnostiziert für 1998 Werte
zwischen 3.1 und 9.0 und für 2000 zwischen 3.9 und 6.8.
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81).82 Die Regierungskrise im Sommer 2002 zeigte, dass auch als rechts eingeordnete
Politiker der grundsätzlichen Kooperation mit Den Haag zustimmen (Altmann/
Kasch 2002). Die Botschaft der etablierten Politik, dass sich Tribunals-Verweigerer
außerhalb des gesellschaftlichen Konsenses stellen, dürfte bei den Wählern ange-
kommen sein. Die Frage ist nur, ob die Wähler diese Disziplinierung akzeptieren
oder zu den rechten Verweigerern der HSP abwandern. Die Reaktion der Öffentlich-
keit über die Verhaftung und spätere Anklage des Nationalhelden und Kriegsverbre-
chers Gotovina wird eine schwere Probe für die nationale kroatische Wählerseele.83

VERBÄNDE
Viele der in Kroatien existierenden Verbände haben sich in der ersten Hälfte der 90er
Jahren gegründet, oftmals durch ausländischen Einfluss. Tuđman war dies suspekt
und er schränkte die Bürgervereinigungen durch weitgehende Kontroll- und Interven-
tionsmöglichkeiten des Vereinigungsgesetztes vom Juni 1997 ein. Auf Grundlage des
Vereinigungsgesetzes wurde ein staatliches Büro eingerichtet, das über Anträge Zu-
schüsse an Organisationen und Verbände verteilte. Hierdurch behielt das Regime die
Kontrolle über die Interessengruppen (Fisher 2003: 79). Im Oktober 2001 wurde das
Gesetz über Vereinigungen reformiert, stark liberalisiert und vom Kontrollinstrument
der Regierung zu einem Förderinstrument der Regierung umgestaltet (Zabošek 2004:
712).84

GEWERKSCHAFTEN
Die Gewerkschaften sind relativ stark fragmentiert, decken aber 33 Prozent der
Arbeitnehmer ab, was bei der hohen kroatischen Arbeitslosigkeit ein sehr guter
Organisationsgrad ist (Zabošek 2004: 712).85 Die kroatischen Gewerkschaften durch-

82 Merkel (1999: 156) schließt von einer abnehmenden Fluktuation auf eine wachsende Konsolidierung. Die
Fluktuation bezeichnet die Netto-Wählergewinne und Netto-Wählerverluste der relevanten Parteien zwischen
zwei Wahlen. Der Rückgang der Fluktuation wirkt sich stabilisierend auf das gesamte politische System aus.
Damit wird angezeigt, dass die Parteien als intermediäre Strukturen die notwendigen Wurzeln in der Gesell-
schaft schlagen. Die Fluktuation hat sich in vielen postautoritären Demokratien als ein hartnäckiges Konso-
lidierungsproblem gezeigt.

83 Beim Abschluss dieser Arbeit wurde Armeegeneral a.D. Ante Gotovina gerade verhaftet und nach Den Haag
überstellt. Die kroatische Presse berichtet von zehntausenden Demonstranten und die internationalen Kom-
mentatoren sind verwundert, dass es nicht hunderttausende sind (Neue Zürcher Zeitung, 11. Dezember 2005).

84 Parteien allein können die Vermittlung zwischen Staat und Gesellschaft nicht leisten. Ihnen müssen funktio-
nale Interessengruppen, Verbände zur Seite stehen. Verbände sind in postautoritären Gesellschaften meist
stark unterrepräsentiert, die Staatsfixiertheit hat die Zivilgesellschaft schwach werden lassen. Verbände si-
chern sichern der Gesellschaft autonome Handlungsräume. Hieraus resultiert eine Steuerungsentlastung für
den Staat und ein Realitätsgewinn der Politik. Damit Verbände die Demokratiesierung unterstützten können,
müssen sie jedoch ebenfalls integrativ, effektiv organisiert und demokratisch sein. Das sind jedoch auch in
konsolidierten Demokratien hohe Herausforderungen für einen Verband (Merkel 1999: 160f).

85 Der Bertelmann-Transformationsindex, S. 6 spricht von 64% aller Arbeiter, die in Gewerkschaften organisiert
sind.
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laufen den für Südosteuropa derzeit bestimmenden Trend der zunehmenden Verflech-
tung über Kooperationsvereinbarungen. Die Arbeit der Gewerkschaften wird zwar
nicht durch staatliche Stellen behindert, für die Akzeptanz als ernstzunehmender
Partner in der Politikgestaltung müssen die Gewerkschaften jedoch immer wieder
kämpfen.86 Ihre Kontrollfunktion gegenüber der staatlichen Exekutive übernehmen
sie mittlerweile öffentlichkeitswirksam.87 Die großen Gewerkschaften sind der Bund
der unabhängigen Gewerkschaften (SSSH),88 die Kroatische Gewerkschaftsvereini-
gung (HUS), die Konföderation unabhängiger Gewerkschaften (KNSH).89

3.2.4 Informelle Akteure in Kroatien

VETERANENVERBÄNDE
Die Veteranenverbände entstanden während des Krieges und waren so eng mit Tuđ-
mans Regierungspartei verbandelt, dass sie nur schwer als zivilgesellschaftliche Ak-
teure zu bezeichnen waren. Die politische Meinung, die die einflussreichen Vete-
ranenverbände vertreten, besagt, dass jede nicht autokratisch geführte Regierung im
Prinzip anti-kroatisch sei. Ihre Medienwirksamkeit hat wiederum mit der Histo-
risierung der politischen Kultur zu tun. Die Veteranenverbände kooperieren nicht mit
Den Haag und wehren sich gegen die Rückführung der serbischen Krajina-Flücht-
linge (Fisher 2003: 75, 88).

Privilegien, die 1995 aufgrund der Forderungen von Veteranenverbänden eingeführt
wurden, bezogen sich auf Steuerermäßigungen für Veteranen und die Firmen, die Ve-
teranen beschäftigen; eine zusätzliche Krankenversicherung; ermäßigte Kredite und
reduzierte Preise auf Aktien von Staatsunternehmen und auf den Kauf von öffentli-
chem Wohneigentum (Fisher 2003: 83).90 Bis 1999 konnten die Veteranenverbände
ihre Macht stark ausbauen. Die 15 größten Verbände erhielten zusammen einen staat-
lichen Zuschuss, der etwa ein Prozent der staatlichen Gesamtausgaben ausmachte.91

1999 war die Rente von Angehörigen der Armee drei mal so hoch wie die normaler
Arbeitnehmer. Kriegsveteranen erhielten den 4,6-fachen Rentenbetrag, ein erhöhtes
Kindergeld und Stipendien (Fisher 2003: 94).

86 Bericht vom siebten regionalen Gewerkschaftengipfel Zentral- und Osteuropa in Budapest. http://www.i-
lo.org/public/english/bureau/inf/features/05/tradeunions.htm (zuletzt besucht am 19. Dezember 2005).

87 Dies ist Punkt eins der Demokratievoraussetzungen nach Schmidt.
88 Die SSSL beteiligt sich am politischen Diskurs und setzt sich für sozial Schwächere ein.
89 Die weitere Zergliederung der 36 Gewerkschaften orientiert sich überwiegend an Berufsfeldern. Eine voll-

ständige Tabelle findet sich hier. http://www.xpdnc.com/links/lonathr.html
90 Bis 2001 hatten ehemalige Offiziere das Recht, Autos steuer- bzw. zollfrei einzuführen (Fisher 2003: 87).
91 Fisher beziffert die jährliche Zuschusshöhe auf 5,6 Mio. US-Dollar (2003: 83).
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Tätigkeiten, für die sich die Veteranenverbände einsetzen, können eine enorm hohe
Bandbreite umfassen. Das beinhaltet die DNA-Analyse von Vermissten genau so wie
Sportveranstaltungen für die Kinder der Kriegsveteranen, Computerkurse oder Kran-
kenfahrten. Damit betreiben die Veteranenverbände eine umfangreiche exklusive In-
frastruktur, die ihren gut eine Millionen zählenden Mitgliedern zugute kommt. In den
21.000 verschiedenen Organisationen sind aber auch viele Mitglieder doppelt
verzeichnet und fast die Hälfte der 300.000 offiziellen Veteranen hat nie im Krieg ge-
kämpft.92 Als die Tuđman-Partei 2000 abgelöst wurde, waren die Veteranenverbände
die einzigen mächtigen nicht-staatlichen Organisationen.

Seit Tuđmans Tod werden die Privilegien der Veteranenverbände sukzessive
beschnitten.93 Ab 2001 verloren die Veteranenverbände durch ihre Hetzkampagnen
gegen die pro-westliche Regierung Raćans immer mehr Unterstützung. Der von den
rechten Parteien gehasste Staatspräsident Mesić wurde in den Augen der Veteranen-
verbände durch seine Aussagen in Den Haag zum Landesverräter. In der Parteipolitik
sind die Veteranenverbände heute tendenziell eher bei den äußerst rechten Parteien zu
finden, dennoch bleibt das breite Wählerverhältnis zwischen Veteranen und HDZ
erhalten (Fisher 2003: 75f, 91; Zabošek 2004: 713).

DIE KROATISCHE ARMEE
Die kroatische Armee wurde nach dem Ende des „Vaterlandskrieges“ 1996 offiziell
mit den Symboliken des Ustaša-Regimes verknüpft.94 13 Veteranen, die in der Armee
des Ustaša-Staates gewesen waren, erhielten 1996 einen Rang in der kroatischen Ar-
mee. Verstorbene politische Führer dieses mit Hitler kollaborierenden Staates wurden
1996 exhumiert und an würdevolle Plätze verlegt, Straßen und Plätze nach ihnen be-
nannt. Die Veteranenverbände hatten an diesem Rehabilitierungsprozess einen
starken Anteil (Fisher 2003: 86).

Zusammen mit der Zurückdrängung der Veteranenverbände und der erneuten Europa-
orientierung, die seit dem Regierungswechsel von 2000 bestimmend ist und auch von

92 Veteran wird man, indem ein ehemaliger Vorgesetzter dem ehemaligen Soldaten seine Armee-Zeit be-
scheinigt. Diese Bescheinigungen erhielten Personen, die nie im Krieg gekämpft hatten auch über persönli-
che Kontakte (Fisher 2003: 85).

93 Das Veteranenrecht wurde im März 2001 abgeschafft. Die schlechte Finanzlage und die Forderungen des
IWF wurden hierfür als Begründung angeführt (Fisher 2003: 91).

94 Zur Erinnerung: Eine geschichtliche Aufarbeitung des Regimes ähnlich der Nürnberger Prozesse hat es in
Kroatien nie gegeben – sie wäre dort aber genau so wichtig wie in Deutschland gewesen. Die meisten Ustaša-
Mitglieder waren von den Kommunisten Titos auf ihrer Flucht erschossen worden, jene, die nicht erschossen
worden waren, sollten bzw. wurden 1996 rehabilitiert (Fisher 2003: 86).
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der konservativen Regierung seit 2003 übernommen wurde, schwinden die aus Rich-
tung der Armee entstehenden Gefahren. Seit 2000 wurde die Armee um 14.600 Sol-
daten verkleinert und im gleichen Zug moderner ausgestattet. Neben den üblichen
Abfindungen erhalten die austretenden Soldaten seit 2003 die Möglichkeit, an einem
Reintegrationsprogramm in die demokratische Zivilgesellschaft teilzunehmen. Hier-
durch erhalten sie Hilfestellung bei Bewerbungen und Umschulungsmaßnahmen.95

KATHOLISCHE KIRCHE
Die katholische Kirche hat in Kroatien eine sehr große politische Bedeutung –
weitaus größer als im Nachbarstaat Slowenien. Bereits vor dem Zweiten Weltkrieg
war die katholische Kirche Fluchtpunkt der kroatischen Nationsideologie. Daher be-
grüßte sie auch die Gründung eines unabhängigen Kroatiens, obwohl es sich dabei
um einen faschistischen Vasallenstaat der Nationalsozialisten handelte (Gruhlich
1999: 238). Da sich die katholische Kirche nicht deutlich gegen die Verfolgung der
serbischen Minderheit durch das Ustaša-Regime einsetzte – es gab sowohl Priester,
die Serben beschützten, als auch solche, die Serben denunzierten – wurde die kroa-
tische Kirche nach dem Zweiten Weltkrieg durch Tito weitaus stärker verfolgt als die
Kirche in Slowenien.

95 Goic (Deutsche Welle, 14. Dezember 2005).
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Das brachte die Katholiken automatisch in die Rolle des Systemopponenten zu Tito
und verstärkte die Funktion als nationalistischer Fluchtpunkt. Während des Jugo-
slawienkriegs unterstützte die katholische Kirche die Abgrenzungspolitik zu Bosnien
und verzeichnete einen Anstieg der Gläubigkeit.96 Auch heute noch sind nationalis-
tische politische Einstellungen meinst mit einer tiefen Religiösität verbunden
(Zabošek 2004: 246). Auch wenn Merkel (1999: 175) ganz richtig darauf hinweist,
dass hierarchisch strukturierte Netzwerke wie die katholische Kirche eine integrative
Demokratie in ihrer Entwicklung behindern, so steht dieser warnenden Aussage auch
gleichzeitig die Feststellung von Šabić und Brgles (2002: 67-84) entgegen, dass der
Nationalismus und die pro-europäische Grundhaltung, aus der zwangsläufig eine
Anwendung demokratischer Praktiken erfolgt (vgl. weiter unten), unter den Eliten
der MOEL ebenfalls ein weit verbreitetes Phänomen war und ist. Da der Nationalis-
mus also in Osteuropa auch gut mit der demokratischen, pro-europäischen Grund-
haltung vereinbar ist, besteht Anlass zur Hoffnung, dass die katholische Kirche jetzt,
da der Nationalismus das Ziel der kroatischen Autonomie erreicht hat, ein Vermittler
pluralistisch-demokratischer Werte werden kann.

Die rechts-konservativen gut und breit organisierten informellen Akteure (Veteranen-
verbände, Armee und katholische Kirche) haben zwar eine starke politische Rolle in
Kroatien, sie sind aber keine politischen Enklaven oder Vetomächte, die in absehba-
rer Zeit fähig wären, die demokratische Stabilität Kroatiens zu gefährden. Ihre Be-
deutung ist stark rückläufig.97

3.2.5 Konsolidierung der kroatischen Zivilgesellschaft

MASSENMEDIEN

In Jugoslawien wurden die Massenmedien von Belgrad aus zentral organisiert,
weshalb mit der kroatischen Unabhängigkeit auch eine Neuorganisation der Massen-
medien erfolgen konnte. Diese neuen Strukturen und Redaktionen besetzte Tuđman
ausschließlich mit parteitreuen Anhängern. Bis Januar 2000 befand sich damit die
komplette mediale Infrastruktur in fester Umarmung der HDZ – nicht nur die Radio-
und Fernsehprogramme und Printmedien, sondern auch Medien wie Internet und Mo-
bilfunknetze, die eine Kommunikationskontrolle ermöglichen (Plenković/ Kučiš:
2004: 384).

96 So schlussfolgert Markešić (1998: 402) aufgrund einer unter Studierenden erhobenen Umfrage.
97 Vgl. Bertelsmann-Transformationsindex, S. 4.
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Seit dem Ende des autokratischen Tuđman-Regimes wurde der Nationale Rat für
Radio und Fernsehen (Vijeće HRT), der über die drei öffentlich-rechtlichen Fernseh-
und 11 Radioprogramme wacht, zweimal reformiert. Das erklärte Ziel ist es, den Rat
parteipolitsch unabhängig zu machen und ihn ausschließlich durch Eliten der kroa-
tischen Kulturlandschaft besetzen zu lassen. Regierungsparteien und Opposition
besetzen den Rat anteilig, Parteimitglieder dürfen ihm nicht mehr angehören
(Zabošek 2004: 715).98 Der Vorsitzende des Medienrates wird vom Parlament ge-
wählt. Die kroatische Öffentlichkeit hat an der Arbeit des Rates ein großes Inter-
esse.99 Darüber hinaus gibt es auch einen privaten kroatischen Fernsehsender Nova-
TV und seit 2003 auch RTL.100

Der Zeitungsmarkt krankt noch an den Folgen der 90er Jahre: Als der Krieg und
schließlich das Tuđman-Regime die Politik bestimmten, wurde der öffentliche
Diskurs stark eingeschränkt und die Tageszeitungen verloren ihre bürgerliche Leser-
schaft. Daher sind sie heute dazu genötigt, ihre Ausgaben derart zu gestalten, dass sie
im Straßenverkauf Absatz finden.101 Auch trotz des durch den WAZ-Konzern ange-
setzten Grundrahmens für die redaktionelle Arbeit,102 führt dies zu der weiter oben
bereits beschriebenen Skandalsucht (Plenković/ Kučiš 2004: 387).

Ein Gesetz regelt seit 2003, dass sich bei einer als Aktiengesellschaft geführten
Zeitung maximal 25 Prozent der Anteile in einer Hand befinden dürfen.103 Darüber
hinaus bestehen Einschränkungen bezüglich der Verflechtungen innerhalb des Me-
dienmarktes (Zabošek 2004: 716). Die bedeutendste Tageszeitung ist die sich über-
wiegend in österreichischem Besitz befindende Večernji List mit etwa 111.000 Exem-
plaren. Zweitwichtigste ist die Jutarnji List mit 110.000 Exemplaren, an der der deut-
sche WAZ-Konzern größter Anteilseigner ist (Plenković/ Kučiš 2004: 387f).104

98 Nach Urteil des Fortschrittsberichts 2005 der Kommission funktioniert der HRT mittlerweile reibungslos
(Kom. 2005 561 endgültig).

99 Obgleich Internetzugänge in Kroatien noch lange nicht so weit verbreitet sind wie in anderen europäischen
Staaten, zeigt die Öffentlichkeit an der Arbeit des HRT ein großes Interesse: Das Forum auf der Website des
HRT hat in einem Jahr gut 90.000 Beiträge erhalten (http://forum.hrt.hr – zuletzt besucht am 10. Dezember
2005).

100Auch ohne Kroatisch zu verstehen wird auf einem Blick klar, dass sich RTL in Deutschland und in Kroatien
nur marginal voneinander unterscheiden (vgl. http://www.rtl.hr – zuletzt besucht am 3. Dezember 2005).

101Bei denWochenzeitungen ist die Situation etwas besser.
102„Wir bekennen uns ausdrücklich und auch schriftlich und vereinbarungsgemäß zu dem Werterahmen der

OSZE: Gewaltfreiheit, gegen Nationalismus, für die Entwicklung der Demokratie, auch europäische
Gesinnung.“ Bodo Hombach im Interview mit Arbutin (DeutscheWelle, 4. Mai 2005).

103AußerAnteilen, die schon vor 2003 erworben worden.
104Darüber hinaus bestehen noch überwiegend regionale Zeitungen. Die größten unter ihnen sind: Slobodna

Dalmacija (25% WAZ - 52.000); Novi List (47.000); Sportske Novosti (50% WAZ - 58.000); Vjesnik
(21.000 – nicht privatisiert, schrumpfende Auflage); Glas Slavonije (6.500); Zadarski List (5.000). Das größ-
te wöchentliche Nachrichtenmagazin „Globus“ befindet sich ebenfalls zu 50% in Händen der WAZ und hat
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ORGANISATIONEN BÜRGERLICHEN ENGAGEMENTS
Die kroatische Gesellschaft hat mit Organisationen bürgerschaftlichen Engagements
wenig Erfahrung.105 Im jugoslawischen Staat bedeutete der Freiraum für Selbst-
organisation immer einen Kontrollverlust des Regimes.106 Diese Kontrollfunktion
übernahm im Tuđman-Regime, wenn auch in abgeschwächter Form, dass Förderbüro
für Assoziationen (vgl. weiter oben „Verbände“). Mit der Umgestaltung des Rechts
über Vereinigungen wurde mittlerweile der nötige sichere Rechtsrahmen geschaffen
(Zabošek 2004: 712).107

Derzeit krankt die kroatische Zivilgesellschaft primär an drei sich gegenseitig be-
dingenden Problemen:

1.) Die skandalisierende Medienlandschaft entlarvt jeden Einzelfall von Selbstberei-
cherung unter dem Deckmantel von Gesellschaftsengagement und spart Berichte
über positive Aktionen der NGOs aus. Diese Medienpraxis erreicht ihre Wirkung,
weil die post-kommunistische Konsumentenhaltung pauschal jede Eigeninitiative als
vermeintliche Selbstbereicherung kritisiert (Bezovan 2001).108

2.) Den Medien wird die Diskreditierung der Zivilgesellschaft aber auch relativ
einfach gemacht. Einerseits waren und sind die Organisationen sehr unprofessionell
in ihrer Öffentlichkeitsarbeit, andererseits gab und gibt es viele Fälle von Selbstberei-
cherung. Diese Selbstbereicherung ist möglich, weil die demokratische Organisa-
tionskultur bislang noch sehr schwach ausgebildet ist.109

3.) Die derzeitige Organisationskultur zeichnet sich dadurch aus, dass Vorsitzende
zwar von ihren Mitgliedern demokratisch gewählt werden, darüber hinaus - aus
Angst vor der skandalsüchtigen Presse - eine Partizipation an Organisations- und Fi-
nanzentscheidungen jedoch nicht gern gesehen wird. Mit einer derartigen Ab-

eine Auflage von 150.000 Exemplaren (Bežovan/ Zrinščak 2004 und http://www.waz-mediengruppe.de – zu-
letzt besucht am 3. Dezember 05).

105Merkel (1999: 168f) zufolge argumentieren Pluralismustheoretiker wie Lipset/ Rokkan und Putnam, dass ein
dichtes Kommunikationsnetz und sich überschneidende Mitgliedschaften zumAbbau gesellschaftlicher Clea-
vages beitragen. Zivilgesellschaftliche Organisationen dienen als Rekrutierungsfeld für den Staatsapparat und
entlasten ihn bei der Steuerung. Im Gegensatz zu Locke wird hiermit gerade die Verbindung von Staat und
Gesellschaft betont.

106Selbst vor dem Zweiten Weltkrieg bestanden wenig Organisationen (Bežovan/ Zrinščak 2004).
107Kroatien war bis 2000 das einzige Transformationsland, das keine steuerermäßigenden Spenden kannte (Be-

zovan 2001: 2).
108Zur post-kommunistischen Konsumentenhaltung gegenüber der Zivilgesellschaft vergleiche Bendel/ Kropp

(1998: 56f).
109Für kroatische Unternehmen ist die Vorstellung, an zivilgesellschaftliche Einrichtungen zu spenden, äußerst

fremd (Bezovan 2001: 12).
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schottung ist es weder möglich, Netzwerke und Dachorganisationen aufzubauen,
noch Organisationsmitglieder aktiv einzubinden. Daher sind die Kernpersonen bald
ausgebrannt und die Organisation löst sich nach nur wenigen Jahren wieder auf (Be-
zovan 2001).

Diese missliche Lage der Zivilgesellschaft hat ausländische Organisationen auf den
Plan gerufen, mit Wissen und Konzepten den Akteuren der Zivilgesellschaft unter die
Arme zu greifen. Aber aufgrund geringer Kenntnisse über die gesellschaftlichen
Kontexte post-kommunistischer Nachkriegsgesellschaften haben diese Versuche bis-
lang mehr geschadet als geholfen (Bežovan/ Zrinščak 2004: 3-23).110

Klein (2001, vgl. S. 83f. dieser Arbeit) konstatiert einen Zusammenhang zwischen
dem Grad der Marktliberalisierung und der Zivilgesellschaft. Über den stark libe-
ralisierten Mediensektor erfährt die kroatische Zivilgesellschaft eine Erschwerung
ihrer Arbeit. Zu einer wirklichen Staatsstütze hat sie sich deshalb noch nicht entwi-
ckeln können. Aber wie Zapf (1995: 170; 174) meint, kann sich auch in einigen
MOEL die Demokratie trotz einer schwachen Zivilgesellschaft konsolidieren.111

3.2.6. Zwischenergebnis: Demokratiekonsolidierung

Die Frage, ob eine Demokratie nur fünf Jahre nach dem Ende einer autokratischen
Herrschaft bereits als konsolidiert betrachtet werden kann, darf aufgrund des kurzen
Zeitraums der erfolgreichen Demokratie und des Aspekt der longue durée, die eine
Konsolidierung meint, bei seriöser Betrachtung eigentlich nur verneint werden.
Dennoch erscheint es nach Analyse der kroatischen Demokratieentwicklung so, als
werde der Staat nur noch mit wenigen Überraschungen aufwarten können.112

Die kroatische Verfassung wurde nach den Erfahrungen mit der autokratischen Herr-
schaft drei Mal angepasst, zum Einen, weil Vorkehrungen getroffen werden sollten,
damit ein autokratisches Regime nicht nochmals möglich wird. Diese Verfassungmo-
difizierung beruht ohne jeden Zweifel auf einem genügend breiten Gesellschafts-

110Ausländische Fördermittel sind natürlich sowohl für die persönliche Bereicherung als auch für die skandal-
süchtige Presse ein Stimulus.

111Bendel und Kropp (1998: 63) kommen sogar zu dem Fazit, dass das Konzept der Zivilgesellschaft generell
nicht geeignet sei um daraus Aussagen über die Demokratiekonsolidierung zu machen. Ihrer Ansicht nach
handelt es sich bei Organisation viel zu oft um Partikularvertretungen und nicht um Bündelungsorgane der
Gesellschaftsmeinung. Allerdings beziehen sich Bendel und Kropp in ihrer ablehnenden Haltung gegenüber
der Bedeutung der Zivilgesellschaft auch primär auf einen früheren Zeitpunkt des Systemwechsels als Mer-
kel bei dem in dieser Arbeit verwendetemAnalyseraster.

112Der aktuelle Bertelmann Transformationsindex betrachtet die kroatische Demokratie als konsolidiert/ bzw. als
auf dem Weg zur Konsolidierung befindlich und gibt ihr einen besseren Wert als Rumänien und Lettland.
http://www.bertelsmann-transformation-index.de (zuletzt besucht am 17. Dezember 2005).
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konsens und zeigt bislang sehr positive Ergebnisse. Zum Anderen wurden
Verfassungsänderungen durchgeführt, die sich speziell mit der Stellung der ser-
bischen Minderheit befassen. Die Änderungen sind den Vorstellungen der Euro-
päischen Union angepasst und wurden mit Blick auf den möglichen Beitritt durchge-
führt. Diesen Verfassungsänderungen steht folglich ein wesentlich schwächerer
Konsens gegenüber. Die für die Einführung von großzügigen Minderheitenrechten
notwendige Gesellschaftsdiskussion hat bislang noch nicht stattgefunden, da die Ge-
währung dieser Rechte rein hypothetisch ist, denn bislang gibt es noch wenige heim-
kehrende Flüchtlinge, die von den neuen Minderheitenrechten Gebrauch machen
könnten. Erst wenn es zu Konflikten um die Rechte kommt, kann auch die notwen-
dige Gesellschaftsdiskussion stattfinden.113

Die kroatischen Parteien und Verbände befinden sich beide in einem zügigen Prozess
abnehmender Fragmentierung. Die Wählerbindung zwischen den rechten Nationalis-
ten und der HDZ ist derart stark, dass die Parteiführung ihre Anhänger gegenwärtig
erfolgreich zur Akzeptanz der Demokratie erzieht (Calic 2005a: 21). Ein derart obrig-
keitsgläubiges Verhältnis besteht naturgemäß nicht zwischen den linken Parteien und
ihren eher kritischen Wählern. Daher ist die Fragmentierung unter den linken Partei-
en weitaus höher. Vermutlich werden linke Regierungen in Kroatien zukünftig nur
dann die Regierung stellen können, wenn es ihnen, wie in 2000 gelingt, eine sehr
hohe Wahlbeteiligung in Kroatien zu erreichen. Die wahlberechtigen Exilkroaten
werden auf absehbare Zeit ein sicheres Refugium des konservativen Lagers
bleiben.114

Merkel stellt die Frage nach informellen Vetomächten, die die Stabilität der Demo-
kratie gefährden könnten. Im kroatischen Fall sind dies die drei Akteure Veteranen-
verbände, Armee und katholische Kirche, die möglichenweise eine Koalition einge-
hen könnten. Wie oben dargestellt verlieren die Veteranenverbände aufgrund der
Privilegienkürzungen und der Ablehnung des Kriegsverbrechertribunals zunehmend
Mitglieder. Die Armee wurde seit 2000 zunehmend entpolitisiert und stark ver-
kleinert. Allein die kroatische Kirche zeigt keine deutlichen Veränderungen,
allerdings ist ihre Bedeutung im Vergleich zur Armee und den Veteranenverbänden

113Richter (2005: 101) bezieht sich auf Berichte der OSZE und bemängelt, dass heimkehrende Flüchtlinge von
den kroatischen Behörden Steine in den Weg gelegt bekommen, ihr früherer Wohnraum entweder zerstört
oder durch kroatische „Umsiedler“ aus Bosnien besetzt ist. Darüber hinaus wird es ihnen erschwert, eine
Beschäftigung zu finden.

114Schon lange hält ein Teil der Fachöffentlichkeit die Art und Weise der Wahlbeteiligung der Exilkroaten für
verfassungswidrig und führt das Verfahren auf das Interesse der HDZ zurück (Nohlen/ Kasapovic 1996: 94).
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auch eher gering. Insgesamt scheint der nationalistische Populismus in Kroatien
diskreditiert zu sein (Zabošek 2004: 723).

Die Zivilgesellschaft ist in allen jugoslawischen Nachfolgestaaten bislang nur ru-
dimentär ausgebildet (Götze 2005). Der für ihre Entstehung notwendige Zeitraum ist
auch weitaus größer, als der hier betrachtete. Mit der zunehmenden Annäherung an
die Europäische Union und einer besseren Wohlstandsentwicklung könnte sich die
Zivilgesellschaft jedoch noch zu einer Stütze der Demokratie entwickeln.

Schmidts „Standarderklärungsmodell der Demokratievoraussetzungen“ erfüllt Kroa-
tien nur ungenügend: Die wirksame Kontrolle staatlicher Exekutivgewalt scheint
durch Gewerkschaften und Medien sichergestellt (Punkt 1: erfüllt).

Fragen der Wirtschaftsentwicklung mussten aufgrund des beschränkten Umfangs
dieser Arbeit bislang ausgespart werden, teilweise wird dies im letzten Kapitel nach-
geholt. Im Umkehrschluss trat das Niveau der Wirtschaftsentwicklung jedoch bislang
nicht explizit negativ in Erscheinung (Punkt 2: nicht widerlegt).

Eine kulturell-religiös verankerte tiefe Wertschätzung individueller Freiheit hat die
kroatische Gesellschaft weder in Jugoslawien erfahren, noch unter dem Tuđman-Re-
gime deutlich eingefordert, weshalb bislang, und auch vor dem Hintergrund rechts-
konservativer Wählerschichten, noch nicht erkennbar ist, wieweit individuelle Frei-
heit für die Kroaten wirklich wichtig ist. Von einer tiefen Verwurzelung kann daher
keine Rede sein (Punkt 3: nicht erfüllt).

Als vierte Voraussetzung führt Schmidt ein homogenes Staatsvolk an. Diese Be-
dingung kann Kroatien am allerwenigsten erfüllen, da es in seiner jungen Geschichte
gut 150.000 Mitglieder der serbischen Minderheit vertrieben hat und die Flüchlings-
rückführung nur zaghaft vorgenommen wurde (Punkt 4: nicht erfüllt).

Mit Punkt 5 spricht Schmidt eine Voraussetzung an, die Kroatien erfüllt: Es besitzt
eine völkerrechtliche Unabhängigkeit, unstrittige Grenzen und mit der Nachbarschaft
zur Europäischen Union ein der Demokratie förderliches internationales Umfeld
(Punkt 5: erfüllt).

Die Voraussetzung einer liberal-konstitutionellen Traditionen schreibt sich die kroa-
tische Verfassung selbst zu, allerdings in der wenig haltbaren mythischen Weise einer
seit dem 16. Jahrhundert bestehenden Tradition (Punkt 6: nicht erfüllt).
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Punkt 7 und 8 hängen eng zusammen: Seit Beginn der zweiten Demokratisierungs-
phase in 2000 hat keine Partei allein eine Regierung bilden können und es hat zwei
Regierungswechsel gegeben, die die jeweils unterlegenen Parteien – dem demokra-
tischen Spiel entsprechend – bereitwillig akzeptiert haben (Punkt 7: erfüllt; Punkt 8:
erfüllt).

Nach Schmidts „Standardmodell der Demokratievoraussetzungen“ hat Kroatien
keinen leichten Weg in die Demokratie. Merkels Analyseraster zeichnet jedoch ein
positiveres Bild. Kroatien konzentriert sich mit dem EU-Beitritt auf die Chancen sei-
nes internationalen Umfeldes und wird durch die Beitrittsverhandlungen genötigt,
verstärkt an den Schwächen zu arbeiten.
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4. Die Perspektive des EU-Beitritts und ihr Einfluss

auf die Demokratiekonsolidierung

4.1 Ausgangslage auf Seiten der Europäischen Union

4.1.1 Allgemeiner Beitrittsprozess

BEITRITTSARTIKEL UND KRITERIEN
Der Artikel 49 EUV erklärt, dass jeder europäische Staat Mitglied der Europäischen
Union werden kann. Neben dieser geografischen Komponente sind die Grundsätze
der Europäischen Union wesentlich entscheidender. Sie werden in Artikel 6 EUV mit
der Achtung der Freiheit, der Demokratie, der Menschenrechte und der Rechtsstaat-
lichkeit definiert.1

Der formale Prozess eines Beitritts kann verkürzt auf fünf Schritte reduziert werden:

1.)Formaler Antrag des Bewerbers beim Rat;

2.)Aufnahme von Verhandlungen auf Beschluss des Rates;

3.)Abarbeiten des in Kapiteln unterteilten Acquis Communautaire;

4.)Aushandlung von Übergangsregelungen:

5.)Aufnahme des Mitgliedstaats.2

Jeder dieser Schritte kann unterschiedlich lang dauern und meistens, und insbesonde-
re im Falle von Kroatien, geht diesen Schritten ein langer Zeitraum der Annäherung
voraus. Am 21. Februar 2003 hat Kroatien einen Antrag auf Mitgliedschaft (Schritt 1)
gestellt und bis zum Abschluss dieser hier vorliegenden Arbeit hat Kroatien den Ein-
stieg in den dritten Schritt unternommen und am 3. Oktober 2005 die Beitrittsver-
handlungen begonnen.

Die Kopenhagener Kriterien, die Kommission, Parlament und Rat der Bewertung des
Beitrittsgesuchs zugrunde legen, gelten bereits im Stabilisierungs- und Assozi-

1 Darüber hinaus legt Artikel 4 EGV fest, dass Beitrittskandidaten eine Marktwirtschaft auf dem Grundsatz des
offenenWettbewerbs betreiben müssen.

2 Dieser letzte Schritt gestaltet sich im Einzelnen wie folgt (Artikel 49 EUV): Der Rat holt das abschließende
Urteil der Kommission und auch des Europäischen Parlaments (absolute Mehrheit) ein und stimmt einstim-
mig über den Beitritt ab. Dann beginnt der Ratifizierungsprozess, in dem der Beitritt entsprechend der ver-
schiedenen nationalen Verfassungen bestätigt werden muss.
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ierungsprozess (SAP). Die erste Gruppe der Kopenhagener Kriterien, die politischen
Kriterien, sind insbesondere für den Beginn von Beitrittverhandlungen entscheidend.
Dies sind die institutionelle Stabilität, die demokratische und rechtsstaatliche Ord-
nung, die Wahrung der Menschenrechte und der Minderheitenschutz.3 Im Falle der
südosteuropäischen Staaten und insbesondere im Fall Kroatiens ist noch die Be-
dingung der uneingeschränkten Kooperation mit Den Haag hinzugekommen.

HERANFÜHRUNGSVERFAHREN
Der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess (SAP) ist das Herzstück der Heran-
führungspolitik der Europäischen Union gegenüber den jugoslawischen Nachfolge-
staaten – ohne Slowenien, aber mit Albanien. Diese etwas inkohärente Gruppierung
hat die EU mit dem Namen „Westbalkan“ versehen.4 Der SAP und auch die ab 2004
mit einzelnen Staaten der Gruppe geschlossenen Partnerschaftsabkommen beinhalten
den ausdrücklichen Wunsch, die besagten Staaten langfristig in die Europäische Uni-
on aufzunehmen.5

Der SAP zielt darauf ab, die Staaten der Region in der Frühphase der Stabilisierung
zunächst bei der Überwindung der unmittelbaren Kriegsfolgen zu unterstützen und in
der zweiten Phase die institutionellen Stabilisierungsmaßnahmen, d.h. den Ausbau
der Staats- und Verwaltungsstrukturen derart zu gestalten, dass für eine weitere An-
bindung an die EU und einen späteren Beitritt bereits entscheidende Grundsteine ge-
legt werden. Der SAP beinhaltet damit eher eine langfristige Festlegung einer poli-
tischen Strategie als eine detaillierte Planungsagenda mit Zwischenzielen und Zeit-
plänen (Calic 2005a: 7f).

Der SAP orientiert sich zwar an der politischen Konditionalität der Kopenhagener
Kriterien,6 sanktioniert eine Nichterfüllung jedoch nicht mit Aussetzung der Hilfen,
sondern belohnt besonders gute Ergebnisse. Dies entspricht dem Grundverständnis,
dass eine positive Verstärkung bessere Resultate bringt (Calic 2005a: 8). Die Erfolge
in der Umsetzung des SAP werden in jährlichen Fortschrittsberichten dokumentiert.7

3 Die anderen nicht politischen Kriterien beziehen sich auf die Form der Marktwirtschaft und das Vermögen,
dem innergemeinschaftlichen Wettbewerbsdruck standhalten zu können und sich die Ziele der politischen
Union und der Wirtschafts- und Währungsunion anzueignen.

4 Kom (2003) 285 endgültig.
5 Diese Erklärung ist bereits im Stabilitätsparkt für Südeuropa (1999) enthalten.
6 Konditionalität meint, dass Finanzhilfen an die Erfüllung eines Kriteriums (z.B. die uneingeschränkte Ko-

operation mit Den Haag) gekoppelt werden.
7 Die dem SAP zugrundeliegenden politischen Kriterien führen bei der Zielgruppe der Staaten jedoch oft zu

Unklarheiten, weshalb ab 2004 mit den verschiedenen Staaten stärker operationalisierte Beitrittspartner-
schaften abgeschlossen wurden.
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Haben die Staaten des SAP ein Qualifizierungsniveau bewiesen, das hoch genug ist,
besteht die Möglichkeit ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA)
abzuschließen. Die SAA entsprechen der Logik der Europaabkommen im Prozess der
Erweiterung um die MOEL, werden jedoch individuell mit den Staaten abge-
schlossen und können eine unterschiedliche Laufzeit (Kroatien: 6 Jahre) beinhalten
(Calic 2005a: 10).8 Die SAA beinhalten im Vergleich mit den Europaabkommen der
Osterweiterung Erweiterungsprozess weniger Privilegien und höhere Anforderungen
(Calic 2005a: 21).

4.1.2 Der europapolitische Kontext nach der Osterweiterung

Nachdem die Generaldirektion Erweiterung im Jahre 2004 die größte EU-Erweite-
rung abschließen konnte, besitzt sie nun weitreichende Erfahrungen mit osteuro-
päischen Problemen der EU-Annäherung. Gleichzeitig werden in ihr personelle Ka-
pazitäten frei, die sich nun zunehmend mit den verbleibenden Kandidaten beschäf-
tigen können.9 Sind Rumänien und Bulgarien 2007 erst einmal aufgenommen, dann
werden die jugoslawischen Nachfolgestaaten immer mehr zu einem weißen Fleck auf
Europas Landkarte. Der Beitritt Kroatiens hat daher nicht nur den Effekt, diesen
weißen Fleck langsam zu schließen, sondern auch die Einbindung der Region Süd-
osteuropas schrittweise voranzutreiben.10 Insgesamt sind die Erweiterungsambitionen
der Europäischen Union mit der gescheiterten EU-Verfassung geringer geworden.
Für die nationalen Regierungen scheint es immer schwieriger zu werden, bzw. nun
vermehrt Bedeutung zu gewinnen, für die europäische Idee und die weitere Ein-
bindung von europäischer Staaten zu werben.

Ein äußerer internationaler Handlungsdruck zur Aufnahme neuer Kandidaten, wie er
im Falle der MOEL entstanden war, ist für die kommenden Erweiterungen nicht zu
erwarten. Die Gruppe der MOEL hatte die EU ermahnt, ihre eigenen Gemeinschafts-
grundsätze zu achten und darüber trotz der hohen Gemeinschaftskosten eine zügige
Aufnahme erwirkt (Schimmelfennig 2003: 152f).

8 Im Falle Kroatiens ist die Verfahrensweise etwas durcheinander geraten, denn noch bevor das SAA ratifiziert
oder implementiert war, hat Kroatien bereits einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU gestellt (21. Februar
2003) und diesen auch von der Kommission positiv beantwortet bekommen (20. April 2004). Siehe Kapitel
4.2.2.

9 Calic (2005a: 5). Die Generaldirektion Erweiterung betreut neben den nächsten Mitgliedsstaaten Bulgarien
und Rumänen auch noch die Aspiranten Kroatien und die Türkei.

10 Es darf nicht vergessen werden, dass viele Punkte bzgl. der Nachfolgestaaten noch nicht geklärt sind: Das
Kosovo hat noch keinen völkerrechtlichen Status und der Staat Serbien/ Montenegro könnte sich in naher
Zukunft auch noch in zwei Einzelstaaten umgestalten (vgl. Calic 2005a).
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Im Falle der jugoslawischen Nachfolgestaaten besteht eher ein interner Handlungs-
druck, der von Teilen der 2004 beigetretenen MOEL, aber auch von einigen Altmit-
gliedern aufgebaut wird. Neben Griechenland, das gerne die Lücke zu Resteuropa
schließen würde, hat insbesondere Österreich ein größeres Interesse an der Region
und an Kroatien.11 Aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips wird den Partikularinter-
essen einzelner Mitgliedsstaaten nicht derart schnell nachgegeben werden – der
Druck, der durch die Ermahnung an die europäischen Grundwerte von außen von den
MOEL aufgebaut wurde, traf hingegen alle Mitgliedsstaaten in gleicher Weise.12

4.2. Kroatiens europäische Annäherungspolitik

4.2.1 Das Stabilisierungs- und Assoziierungabkommen (SAA)

Kroatien konnte 2001 das im Rahmen des SAP mögliche Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommen (SAA) unterschreiben. Es hat eine Laufzeit von sechs Jahren,
wurde 2003 ratifiziert und trat am 1. Februar 2005 in Kraft. Es enthält im wesentli-
chen fünf Bereiche:13

1) Politischer Dialog und regionale Zusammenarbeit;

2) Förderung von Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit dem Ziel einer Frei-
handelszone sowie die Regulierung von Arbeitsmigration, Niederlassungsfreiheit,
Zahlungs- und Kapitalverkehr;

3) Progressive Harmonisierung mit EU-Gesetzen und verstärkte Zusammenarbeit im
Bereich Justiz und Inneres;

4) Vollständige Liberalisierung des Straßenverkehrs und Entwicklung von Infrastru-
kur;

5) Finanzielle und technische Hilfe durch die Kommission zur Implementierung des
Abkommens sowie die Einrichtung von politischen Kontrollgremien in Kroatien.

11 Von der 2004er Beitrittsrunde haben Slowenien, Ungarn, die Slowakei und die Tschechische Republik ein
großes Interesse an der Region.

12 Vergleiche Schimmelfennig (2003) zu diesem sehr überzeugenden Ansatz aus Clubtheorie und der auf die
Wertegemeinschaft bezogenen „rethorical action“. Die jugoslawischen Nachfolgestaaten haben jedoch weder
das historische Gewicht (Erfahrung des Eisernen Vorhangs in Europa), noch die Bedeutung in der internatio-
nalen Politik wie die MOEL. Würden sich die jugoslawischen Nachfolgestaaten zusammentun (was äußerst
unwahrscheinlich ist) und gemeinschaftlich auf internationalem Parkett bemängeln, dass sich die Europäische
Union zu sehr abschottet, würde sich hieraus für die EU der 25 kein großer Handlungsbedarf ergeben.

13 Kom (2001) 371 endgültig, Calic (2005a: 10) unterteilt die Bereich in neun Unterbereiche. Im Rahmen dieser
Arbeit erscheint es ausreichend, sie in fünf Bereiche zusammenzufassen.
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Kroatien drängt auf eine stärkere Berücksichtigung sozialökonomischer Umständ
und befürchtet, dass aus der Arbeitslosigkeit eine höhere Frustration der Bevölkerung
erwächst, die sich in nationalistische und kriminelle Ausflüchten kanalisiert (Calic
2005a: 19). Der informelle Sektor ist auch in Kroatien noch relativ stark, so dass die
wirkliche Arbeitslosigkeit geringer ist als die offizielle (Calic 2005a: 19).14

4.2.2 Finanzielle Instrumente

Die Europäische Union sieht den Außenhandel als wichtigen Hebel, um die regiona-
len und europäischen Integrationsprozesse zu beschleunigen. Im Vergleich den
MOEL geschlossenen Europa-Abkommen sind die SAA jedoch restriktiver. Die ge-
währten Handelsvorteile können nur schwer ausgeschöpft werden. Beispielsweise be-
sagt die sogenannte Ursprungsregel der EU, dass Waren, die mit Vorprodukten aus
Nicht-EU-Ländern erstellt werden, nicht die verminderten Einfuhrzölle erhalten. Im
Speziellen bedeutet dies, dass Kroatien als Vertragsnehmer eines SAA zwar die
verminderten Zollschranken erhält und Mazedonien, das ebenfalls ein SAA abge-
schlossen hat, ebenfalls verminderte Zollschranken gewährt werden, Produkte je-
doch, die in Kroatien mithilfe von Vorprodukten aus Mazedonien erstellt wurden,
keine verminderten Zollschranken erhalten. Dieses etwas widersinnige und der regio-
nalen Vernetzung entgegenstehende Handelsregime ist dadurch begründet, dass Ma-
zedonien genau wie Kroatien als Nicht-EU-Mitglied gilt. Anders als in den Europa-
Abkommen der MOEL gibt es keine gemeinsame Ursprungsregel, sondern jeweils
eigene, bilaterale Handelsabkommen. Die SAA installieren also zwischen der EU
und jedem einzelnen SAA-Vertragsnehmerland eine separate Freihandelszone (Calic
2005a: 23). Das finanzielle Instrument des SAP heißt CARDS. Das strategische Ziel
von CARDS ist es, Europafähigkeit herzustellen. Im kroatischen Fall wird ein Groß-
teil der CARDS-Mittel in die Kapazitätenbildung im Bereich Justiz und Verwaltung
programmiert. Bei der Ausgestaltung der Fördermaßnahmen, also der Frage, was und
wie gefördert werden soll, wird den Empfängerländern ein Mitspracherecht zuer-
kannt.

Kroatien hat jedoch schon vor der Ratifizierung und Implementierung des SAA einen
Antrag auf Mitgliedschaft gestellt, der positiv beurteilt wurde.15 Dadurch wird das

14 Jedoch ist fraglich, ob der informelle Sektor eine vergleichbare soziale Anerkennung ermöglicht wie der offi-
zielle und die nationalistischen Tendenzen aufzuheben vermag.

15 Der Antrag wurde am 21.Februar 2003 gestellt, der Rat hat Kroatien am 18. Juni 2004 zum Beitrittskandida-
ten erklärt (daraus ergibt sich der Anspruch auf PHARE, SAPARD und ISPA) und die sich daraus ableitende
„Europäische Partnerschaft“ wurde am 13. September 2004 beschlossen (Council Decision 2004 648). Mit
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eigentlich konsekutive Verfahren sehr verkürzt und neue Budgetlinien werden bereits
geöffnet, lange bevor vorausgehende Maßnahmen Wirkung entfalten konnten.16 So
stehen Kroatien insgesamt die folgenden Förderinstrumente zur Verfügung, die alle
jährlichen Berichtspflichten unterliegen:

CARDS: Europafähigkeit von Justiz und Verwaltung;17

PHARE: Infrastruktur, Institutionen, Demokratie, Justiz, Zivilgesellschhaft;

SAPARD: Landwirtschaft und Fischerei

ISPA: regionale Entwicklung, Umwelt und Verkehr.

Über die Wirkung obenstehender Förderinstrumente kann im Fall von Kroatien bis
auf CARDS aufgrund der gerade erst begonnenen Förderung noch keine Aussage ge-
troffen werden.

der Entscheidung des Rates vom 3. Oktober 2005 über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen wurde die
„Europäische Partnerschaft“ am 9. November 2005 in eine „Beitrittspartnerschaft“ umgestaltet. Alle Teil-
schritte bedeuten im Ergebnis jedoch nur, dass die jährlichen Berichte in gleicher Form weiterlaufen und nur
die finanzielle Unterstützung zur Erreichung der verlangten Fortschritte jeweils zunehmt.

16 Legovic (Deutsche Welle, 12. April 2005).
17 CARDS lässt sich aber auch relativ flexibel einsetzen und auf unterschiedlichste Felder anwenden. Für den

kroatischen Fall gilt aber vorrangig der Einsatz in den obengenannten Feldern.
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4.3 Kroatien im Lichte der Beitrittskriterien

4.3.1 Das politische Kriterium der Demokratie und Institutionen

Das politische Kriterium der Institutionen und der Demokratie bezieht sich im kroa-
tischen Fall im Wesentlichen auf Fragen des Mehrparteiensystems, des Minderheiten-
schutzes und der Rechtsstaatlichkeit.18 Auf der institutionellen Ebene des Mehrpartei-
ensystems treten dabei am allerwenigsten Probleme auf. Wie in fast allen Bereichen
des kroatischen Staates sind die Grundintentionen der politischen Eliten sehr positiv
(vergleiche Kapitel 3.2.6). Allerdings bemängelt der Fortschrittsbericht 2005, dass es
in der politischen Praxis noch sehr oft zu äußerst unprofessionellen Vorfällen kommt,
die jedoch auch in reiferen Demokratien noch zu vorkommen. Der Fortschrittsbericht
2005 betrachtet die kroatische Demokratie insgesamt als stabil.19

Der Schutz der Minderheitenrechte wurde bislang in allen Fortschrittsberichten der
Kommission bemängelt. Die kroatische Regierung ist den Hinweisen jeweils nachge-
gangen und hat sie, zumindest soweit es formal nötig war, behoben. Da die Stellung
der Minderheiten jedoch ein politisch sehr kontroverses Thema in Kroatien ist,
entwickelte weder die linke Regierung Raćans, noch die derzeitige rechte Regierung
Sanaders ein übereifriges – oder besser: angemessenes – Engagement. Jedes Engage-
ment, das das von der Kommission eingeforderte Minderheitenrecht überschreitet
würden die von Kriegserinnerungen belasteten kroatischen Wähler abstrafen. Im
Zwischenraum der notdürftig handelnden Regierung und der einfordernden Euro-
päischen Union bewegen sich intermediäre Akteure wie die OSZE, die vor Ort den
hilfesuchenden Rückkehrern Rechtsbeistand organisieren und die Problemfälle an die
europäische Öffentlichkeit bringen.20

Der dritte Hauptpunkt, dem die EU-Kommission im kroatischen Fall besondere Auf-
merksamkeit schenkt, hängt dann auch sogleich wieder mit den Minderheitenrechten
zusammen: Der schlecht ausgebaute Verwaltungs- und Justizapparat ist ein Nachteil

18 Vergleiche hier auch das aktuelle Rating auf http://www.freedomhouse.org. Der Demokratierang ergibt sich
aus dem Durchschnittswert aus dem Rating für: a)Wahlprozess; b) Zivilgesellschaft; c) unabhängige Medien;
d) Regierung; e) konstitutionellen; legislativen und juristischen Rahmen; f) Korruption.

19 Der Fortschrittsbericht 2005 bewertet das Gesetzgebungsverfahren als chaotisch (Anm. des Autors: Verglei-
che hierzu die in Kapitel 3.2.2 dargestellte Personalsituation bei Abgeordneten und Regierung). Das Wahlge-
setz wird als wenig schlüssig bewertet, da die Wählerlisten der Exilkroaten und der Wahlkreise vor der Wahl
nicht erneut verglichen wurden und während der Wahl in Kroatien anwesende Exilkroaten so doppelt wählen
konnten. (Anm. des Autors: Hier muss nicht unbedingt eine Absicht unterstellt werden, sicher ist nur, dass
die regierende HDZ damit ihr eigenes Votum positiv beeinflusste).

20 Vergleiche hierzu die Fallstudie von Richter (2005), Kapitel 4: Die OSZE als Friedensstifter? Demokra-
tisierung in Kroatien.
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für den gesamten Staat, insbesondere aber für die serbische Minderheit. Der unter-
entwickelte Justizbereich ist dafür verantwortlich, dass Kläger mit einem extrem
langen Verfahrenszeitraum rechnen müssen, auch bei den eigentlich simplen Fällen
der Schuldnerverfahren, die den Löwenanteil der derzeit gut 1,6 Millionen auf eine
Verhandlung wartenden Fälle ausmachen.21

Neben der prinzipiell schlechten Personalausstattung des Justizwesens ist auch deren
Unparteilichkeit bezüglich der Ansprüche serbischer Flüchtlingsrückkehrer nicht
immer gegeben. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die kroatische Justiz
bislang nicht aus Eigeninitiative gegen herausragende kroatische Kriegsverbrecher
vorgegangen ist, wohl aber gegen weitaus unbedeutendere serbische Kriegsverbre-
cher.22 Diese latente Aversion gegenüber der serbischen Minderheit, von der bislang
96.000 (von 370.000 während der Operation Sturm Vertriebenen) zurückgekehrt sind,
zieht sich durch alle und insbesondere die unteren Ebenen der staatlichen
Verwaltung. Dies wird daran deutlich, dass zwar Großprogramme für den Wiederauf-
bau zerstörten Wohnraums aufgelegt wurden und inzwischen 130.000 von 200.000
Wohnungen und Häusern wieder errichtet wurden, die lokalen Verwaltungen in den
Vertriebenendörfern aber den Rechtsanspruch und die dazugehörigen Formalia der
serbischen Minderheit besonders akribisch überprüfen (Richter 2005: 101). Und
letztlich werden die meisten der wieder aufgebauten Dörfer bislang von der staatli-
chen Energieagentur noch nicht wieder mit Elektrizität versorgt. Eine Anstellung im
Öffentlichen Dienst, sei es in Schulen, der Polizei oder der Verwaltung, ist für Mit-
glieder der serbischen Minderheit fast gar nicht erreichbar.23

Dass der kroatische Rechtsstaat nicht funktioniert, wie er sollte, zeigt sich auch in der
Tatsache, dass Staatspräsident und Premierminister zwar umfangreiche Lobbyarbeit
in Brüssel unternahmen, um die EU dazu zu bewegen, den Beginn der Beitrittsver-
handlungen am 17. März 2005 nicht wegen Ante Gotovina scheitern zu lassen. Die
Generalstaatsanwaltschaft sperrte jedoch erst wenige Tage vor dem besagten Termin
die Konten des flüchtigen Generals und das Verteidigungsministerium kam ebenso
spät auf die Idee, die staatliche Pension des Generals, die an seine Verwandten über-
wiesen wurde, einzustellen (Kušić/ Grupe 2005: 234).24

21 Der Fortschrittsbericht 2005 lobt zugleich aber auch, dass der Anteil der jährlich aufgeschobenen Fälle rück-
läufig ist.

22 Kom. (2005) 561 endg.
23 Kom. (2005) 561 endg und Richter (2005: 101).
24 Luka Brkic, Politikprofessor an der Universität Zagreb erklärt zu den verschobenen Beitrittsverhandlungen,

dass sie ihre Berechtigung haben, „weil zu viel in diesem Staat noch nicht funktioniert“. Novi List: Kroatien:
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4.3.2 Wirtschaftsentwicklung

Als Investitionsmarkt für ausländische Firmen ist Kroatien wie auch die anderen
jugoslawischen Nachfolgestaaten derzeit noch unattraktiv. Die kleinen zerrissenen
Teilmärkte sind für ausländische Firmen äußerst ungünstig – aber auch für den
Warenverkehr zwischen den jugoslawischen Nachfolgestaaten (Altmann 2003a: 16).
Dieser Umstand muss dringend behoben werden, da aus der internationalen und in-
terregionalen Wirtschaftsverflechtung auch demokratiestabilisierende Effekte ent-
stehen (Beyme 1994: 84). Einer der in diese Richtung gehenden Ansätze ist die
Verflechtung des Energiemarktes in der Region (Walendy 2004). Mesićs symbolische
Politik hat zur interregionalen Zusammenarbeit bereits sehr positive Grundlagen ge-
schaffen.25

Die Wirtschaftsentwicklung Kroatiens ist trotz der zahlreichen strukturellen Schwie-
rigkeiten und der langsamen Reformen des kroatischen Staates besser als in den
MOEL vor ihrem Beitritt 2004. Diese hatten kumuliert ein durchschnittliches Pro-
Kopf-Einkommen von 3.467 US-Dollar, Kroatien lag 2004 bereits bei 4.620 Euro.26

Demnach könnte Kroatien eine sehr erfolgreiche Volkswirtschaft werden. Probleme
der Arbeitsplatzbeschaffung im tertiären Niedriglohnsektor, wie sie in allen hoch-
industrialisierten EU-Staaten bestehen, wird Kroatien nicht erleben, denn der Touris-
mus ist eine gute Wachstumsbranche. Darüber hinaus stellt Kroatien mit seiner re-
lativ breiten Exportpalette eine ökonomische Ausnahme in Südosteuropa dar (Calic
2005a: 23).27

Die strukturellen wirtschaftlichen Schwierigkeiten hängen zuallererst, wie die meis-
ten anderen Probleme, die der Fortschrittsbericht 2005 bemängelt, an den schwachen
Kapazitäten in Justiz und Verwaltung. Sowohl die Binneninvestitionen im Privatsek-
tors als auch ausländische Investitionen bleiben durch die schleppenden Reformen in
Verwaltung und Justiz aus. Hieraus entsteht das Folgeproblem der hohen Arbeits-
losigkeit gerade unter jungen Arbeitnehmern. Ältere Arbeitnehmer sind hingegen oft
in den noch nicht privatisierten Staatsunternehmen gebunden. Insbesondere im

die Konsequenzen des französischen Nein. 3. Juni 2005, gelesen auf http://www.balkans.eu.org (zuletzt be-
sucht am 11. Juni 2005).

25 So hat Mesić beim letzten orthodoxen Weihnachtsfest der serbischen Minderheit teilgenommen. Das Verhält-
nis Kroatiens zu seiner serbischen Minderheit kann mit dem außenpolitischen Verhältnis zu Serbien gleichge-
setzt werden.

26 Calic (2005a: 17); Bezogen auf den Durchschnitt der EU-25 hat Kroatien ein 46 prozentiges BIP pro Kopf
(Kom. 2005 561 endg.).

27 Importgüter hingegen bezahlen die Kroaten überwiegend über Fördermittel und Überweisungen aus dem
Ausland (Altmann 2003a: 12).
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Schiffbau, der Landwirtschaft und im Tourismus ist die Privatisierung noch nicht
sehr weit fortgeschritten.

Ein weiteres strukturelles Problem ist das regionale Gefälle in der Arbeitslosigkeit
von West nach Ost. Die höchste Arbeitslosigkeit gibt es in der Region um Vukovar
an der Grenze zu Serbien. Hier ist das Durchschnitts-BIP pro Kopf nur ein Drittel
dessen, was in der Hauptstadt Zagreb erworben wird. Die Gründe hierfür sind ins-
besondere, dass die Region am meisten Bevölkerung durch die Vertreibungen am
Ende des „Heimatkriegs“ verloren hat und dass rückkehrende Serben bei der Einstel-
lung in Betrieben und insbesondere der Öffentlichen Verwaltung benachteiligt
werden (vergleiche Anhang I).28

Abschließend betrachtet der Fortschrittsbericht die kroatische Wirtschaftsentwick-
lung aufgrund der geringen Inflation und der leicht zurückgehenden Arbeitslosigkeit
als stabil genug, um mittelfristig dem Wettbewerbsdruck des Binnenmarktes standzu-
halten. Es kann davon ausgegangen werden, dass der kroatische Staat die schmerzli-
chen Reformen primär aufgrund der Anforderungen des Beitrittsprozesses durchsetz-
ten kann.

4.3.3 Acquis Communautaire

Aus der EU-Mitgliedschaft erwächst die Verpflichtung, das gemeinschaftliche Regel-
werk von mehr als 80.000 Seiten Rechtstext in die eigene Praxis zu übernehmen. In
Kroatien sind die institutionellen Lernerfolge zwar bereits weiter voran geschritten,
als in allen anderen Staaten der Region (Calic 2005a: 19). Dennoch sieht der Fort-
schrittsbericht in der Übernahme des Acquis Communautaire weitaus mehr Probleme
und Aufgaben, als dies in den anderen zur Beurteilung stehenden Beitrittskriterien
der Fall ist.29

Auch hier ist das Kernproblem der mangelhaft ausgebaute Verwaltungs- und Justiz-
bereich, auf den mit der Übernahme des gemeinschaftlichen Regelwerks noch mehr
Aufgaben zukommen, obwohl er den bisherigen Aufgaben nicht einmal gewachsen
ist (vergleiche Kapitel 4.3.1).

28 In dieser Region waren seit Ende des Zweiten Weltkriegs immer überaus viele Menschen in der jugo-
slawischen öffentlichen Verwaltung beschäftigt, weil Tito die Region für ihre Treue im Kampf gegen den Fa-
schismus belohnen wollte.

29 Eine Zusammenfassung der Bereiche kann kaum vorgenommen werden, da sich die wenigen Erfolge noch
unter den umfangreichen Mängeln verlieren. Die ausführliche Darstellung findet sich im Fortschrittsbericht
2005 (Kom. 2005 561 endgültig).
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Das Justizwesen krankt noch an Parteilichkeit und leidet an den Überforderungen,
die sich aus der Aufarbeitung von Kriegsverbrechen und der Klärung von Eigentums-
rechten der Flüchtlingsrückkehrer ergeben. Die kroatische Regierung nimmt die An-
näherung an den Acquis Communautaire hingegen positiver wahr und ließ Ende
2004 verlautbaren, dass bereits gut die Hälfte des Acquis Communautaire in nationa-
les Recht umgesetzt sei (Kušić/ Grupe 2005: 228).
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4.4. Bewertung der Beitrittsperspektive in Bezug auf die

Demokratiekonsolidierung

Durch die finanziellen Anreize und den Druck der europäischen Öffentlichkeit hat die
Beitrittsperspektive eine beschleunigende Wirkung auf die Konsolidierung der kroa-
tischen Demokratie.30 Die jährlichen Fortschrittsberichte der Kommission fungieren
als externes Auditing der Demokratieentwicklung und greifen auch Aspekte auf, die
von anderen Akteuren, wie dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag oder
der OSZE, bemängelt werden.31 Hierdurch erhalten die relevanten Akteure einen ge-
waltigen Hebel für ihre Politik. Zuletzt wurde dies am Fall Ante Gotovinas deutlich.32

Wegen der ausstehenden Verhaftung wurden die Beitrittsverhandlungen vom 17.
März 2005 abgesagt.33 Die OSZE nutzt den Druck der Fortschrittsberichte massiv für
ihre Minderheiten- und Flüchlingspolitik (Richter 2005: 97-109).34 Aber auch ohne
den Einfluss weiterer externer Akteure haben sich alle kroatischen Regierungen seit
2000 den für einen EU-Beitritt erforderlichen Kriterien unterworfen und unter-
nehmen schmerzhafte Reformen primär mit dem Hinweis auf die Anforderungen der
EU. Diese Reformen sind jedoch wesentlich leichter durchzuführen und bleiben nicht
nur an der formalen Oberfläche, wenn der EU-Beitritt auf einem breiten gesellschaft-
lichem Konsens fußt (Axt 2003).

Die ambitionierten Ziele der kroatischen Regierung unterliegen jedoch einem Fehlur-
teil, das für die kroatische Öffentlichkeit zu einer Enttäuschung führen kann: Mit
dem Hinweis auf den schnellen Beitritt der Slowakei hofft auch Kroatien den Bei-
trittsprozess zu verkürzen. Im Vergleich zur Slowakei sieht sich Kroatien ganz richtig
in einer wesentlich besseren Ausgangsposition, insbesondere bezüglich der Wirt-
schaftsentwicklung und der Stabilität des politischen Systems. Dieser Vergleich zur

30 Die Auffassung, wann eine Demokratie als konsolidiert gelten kann, hängt von der Frage ab, wie hoch die
Kriterien angesetzt werden. Die sich hinter dieser Frage verbergende Diskussion ist unermesslich und reicht
von einfachen Maßstäben wie bei Huntington oder Schumpeter bis zu umfangreicheren Maßstäben, wie bei
Schmidt (vergleiche Kapitel 3.1.1 und 3.2.1).

31 Allein aus dieser internationalen Offenlegung der politischen Entwicklung Kroatiens geht ein sehr
stabilisierender Einfluss auf die Nachbarstaaten aus, deren Regierungen die guten oder weniger guten Fort-
schritte Kroatiens jeweils als Referenzpunkt in der Rechtfertigung ihrer eigenen Politik und der damit unter
Umständen verbundenen schmerzlichen Einschnitte gilt. Durch den Kandidatenstatus Kroatiens herrscht in
Serbien-Montenegro die Auffassung, dass es relativ egal sei, wer in Zagreb regiert. Die Politik würde allein
durch die Anforderungen Brüssels bestimmt (Stitkovac, DeutscheWelle, 3.Januar 2005).

32 General Gotovina’s Assets frozen – Chief State Prosecutor. Pressemeldung vom 14. März 2005. http://ww-
w.hina.hr (zuletzt besucht am 14. März 2005).

33 European Union delays Membership Talks with Croatia, Diplomats say. Pressemeldung vom 16. März 2005.
http://www.hina.hr (zuletzt besucht am 16. März 2005).

34 Vergleiche auch die Berichte der OSZE-Mission in Kroatien auf: http://www.osce.org (zuletzt besucht am 8.
Dezember 2005).
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Slowakei verkennt jedoch, dass für die Slowakei, die als kleiner Nachzügler in einer
riesigen Erweiterungsrunde beitrat und Kroatiens Beitritt ein völlig unterschiedlicher
Kontext besteht:

Erstens ist die Reform der EU, wie sie im Vorfeld der Erweiterung auf 25 Mitglied-
staaten hätte durchgeführt werden müssen, nur ungenügend beendet worden. Daher
sind die Institutionen derzeit wesentlich weniger erweiterungsfähig als zu jenem
Zeitpunkt, zu dem die Slowakei aufgenommen wurde.

Zweitens ist dem Erweiterungswillen der EU durch das Scheitern der EU-Verfassung
ein großer Dämpfer versetzt worden. Nationale Regierungen haben heute den Ein-
druck, dass sie ihren Wählern eine erneute Erweiterung kaum vermitteln können,
ohne auf Wählerstimmen verzichten zu müssen.

Drittens kann sich die Generaldirektion Erweiterung heute wesentlich gründlicher
mit den Beitrittskandidaten befassen, als sie es im Falle der Slowakei konnte (Calic
2005a: 1). Seinerzeit war die Slowakei eines von zehn Ländern, die es zu monitoren
galt, nach Abschluss der Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien und Rumänien am 25.
April 2005 kann sich die Generaldirektion nun vollkommen auf Kroatien und die
Türkei konzentrieren.

Diese unbeabsichtigte Ungleichbehandlung wird in Kroatien gerne mit dem Hinweis
auf eine Ungerechtigkeit beantwortet und dabei ausgeblendet, dass Ausnahmen unter
den Umständen der Osterweiterung sinnvoll und vertretbar gewesen sein können, die
Ausnahmen aber dennoch nicht zum Regelfall werden sollen.

Die kroatische Bevölkerung beantwortet die Rückschläge im Beitrittsverfahren bis-
lang relativ verständnislos. Das Verhalten von Den Haag und die skandalisierende
Presse tragen diesem mangelndem Verständnis bei.35 Daher befindet sich die kroa-
tische Öffentlichkeit aufgrund des „nicht rein dürfens“ seit längerer Zeit bereits auf
der Schwelle zum „nicht mehr wollen“.36

35 Am Freitag dem 30. September verkündigt Chefanklägerin Carla del Ponte in Zagreb (vor Staatspräsident
und Premierminister, die beide ihre politische Karriere vom EU-Beitritt abhängig gemacht haben), dass Kroa-
tien zu ihrer Enttäuschung immer noch nicht vollständig mit Den Haag kooperiere. Keine 72 Stunden später
erklärt Del Ponte in Luxemburg, dass Kroatien in vollem Umfang mit Den Haag kooperiere – und das schon
bereits „seit einigenWochen“. Bolzen (5. Oktober 2005): Demontage, selbstverschuldet. Http://www.welt.de

36 Im Mai 2005 waren laut Vecernji List (30. Mai 2005) nur noch 42 Prozent der kroatischen Bevölkerung für
einen EU-Beitritt, 44 Prozent jedoch bereits dagegen. Jankovic (Deutsche Welle, 8. September 2005): Nach
Umfragen des Meinungsforschungsinstituts PULS (Zagreb) waren zur Zeit des Antrags auf Vollmitglied-
schaft noch 82 Prozent für den EU-Beitritt. Im September 2005 sind jedoch nur noch 34 Prozent dafür, 57
Prozent gegen den EU-Beitritt. Die ablehnende Haltung der Kroaten wird durch das Verhältnis zu Den Haag,
die hohe Arbeitslosigkeit in der EU, die Verteuerung durch die Euroeinführung und die Ablehnung der EU-
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5. Fazit
Ziel dieser Arbeit war es, die Staatsbildung und Demokratisierung des Beitrittskandi-
daten Kroatien zu analysieren und unter Einbeziehung eines erweiterten transforma-
tionstheoretischen Begriffs ein Urteil über Aussicht und Erfolg der Demokratiekon-
solidierung Kroatiens zu treffen. Um das Thema in seiner Gesamtheit zu fassen,
wurden dabei sowohl die grundlegenden Umstände der Nations- und Staatsbildung in
einer sehr langfristigen Perspektive betrachtet als auch die im kürzeren zeitlichen Ho-
rizont entscheidenden Entwicklungen des Staates, namentlich die Demokratisierung
und die EU-Beitrittsperspektive. Dabei fällt auf, dass sich die historische Dimension
der Nations- und Staatsbildung bis in die jüngste Gegenwart fortsetzt und sich als
Hauptproblem in der Demokratisierung und im EU-Beitrittsprozess auswirkt.

Zu Beginn dieser Arbeit wurden die drei Hauptelemente der kroatischen Staatlichkeit
Volk, Territorium und Staatsgewalt in ihrem Entstehungsprozess rekonstruiert und
der Nationsbildungsprozess anhand des bei Stein Rokkan dargestellten Konzepts des
„Freezing“ und „De-Freezing“ gesellschaftlicher Cleavages analysiert. Das Ergebnis
dieser geschichtlichen Betrachtung lautet, dass kroatische und serbische National-
ideologien in ihrer Grundkonzeption stark voneinander abweichen und sich die kroa-
tische Nation in einer Periode festigte, in der Serbien bereits als Nationalstaat in der
Region und gegenüber den Kroaten dominierte. Die bestehenden Cleavages zwischen
Kroaten und Serben sind hauptsächlich geschichtlicher Art, weniger religöser oder
sprachlicher Natur (vergleiche Kapitel 2.1.2: Zwischenergebnis). Die Verfeindung
zwischen beiden Nationen hat sich in der jüngeren Geschichte des Jugo-
slawienkrieges nochmals verstärkt.1

Nachdem am Ende des Jugoslawienkriegs das dritte Element der kroatischen Staat-
lichkeit, das Territorium (Element eins und zwei: Volk und Staatsgewalt), gesichert
war, bestand der kroatische Staat im Rahmen dieser Arbeit als Untersuchungseinheit
und konnte im Kapitel 3.1 aus transformationstheoretischer Perspektive betrachtet
werden. Dabei stellte sich heraus, dass der hier vorliegende Transformationsprozess
mit den Transformationen der MOEL nicht vergleichbar ist: Kroatiens Systemwech-
sel ist an den Zerfall des gemeinsamen jugoslawischen Staat gebunden, der bereits

Verfassung begründet. Für den EU-Beitritt spricht aus der Perspektive der kroatischen Öffentlichkeit aber
immer noch die Hoffnung, dass sie hierdurch endlich einen funktionierenden Rechtsstaat erhalten würden.
Laut Eurobarometer (Mai-Juni 2005) sehen in Kroatien 38 Prozent die EU neutral, 33 Prozent stehen ihr
skeptisch gegenüber.

1 Vom Rückkehrrecht machen die serbischen Flüchtlinge bislang nur zögerlich Gebrauch (siehe weiter unten).
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nach Titos Tod schleichend einsetzte (Zentrifugalkräfte) und entlang des seit Anfang
des Zeiten Weltkriegs bestehenden Cleavages zwischen Linken/ Partisanen/ Kom-
munisten bzw. Rechten/ Ustaša/ Nationalisten zerbrach.2 Die Einführung der Demo-
kratie wurde durch den Kommunistischen Bund Kroatiens mit der Intention un-
ternommen, die Machtbasis des kommunistischen kroatischen Regimes zu verbrei-
tern. Die erste demokratische Wahl wurde jedoch von den kroatischen Nationalisten,
der HDZ, gewonnen.

Eine transformationstheoretische Einordnung des Systemwechsels, wie er nach 1990
in Kroatien fortgeführt wurde, kann durch den akteurstheoretischen Ansatz (Prze-
worski) annähernd vorgenommen werden. Vollkommen gelingt den transformations-
theoretischen Kategorien die Einordnung jedoch nicht. Einige Einzelaspekte ließen
sich durch die Arbeiten von Claus Offe und Wolfgang Merkel erklären (Vergleiche
Kapitel 3.1.8). Die zu Beginn dieser Arbeit vermutete Untertheoretisierung der kroa-
tischen Transformation ist abschließend nicht als ein zu behebender Mangel zu be-
werten. Vielmehr wurde die kroatische Transformation bislang von den einschlägigen
Autoren ignoriert, eben weil sie sich nicht klar in Theorien abbilden lässt, da sie viel
zu sehr vom speziellen Kontext kroatischer Geschichte abhängt.

Die Demokratisierung Kroatiens wurde in dieser Arbeit aus einem erweiterten trans-
formationstheoretischen Blickwinkel betrachtet, denn die Entwicklung zu einem
demokratischen politischem System glückte anfangs nicht und führte in die Autokra-
tie. Daher wurden die jüngeren Entwicklungen in der kroatischen Demokratisierung
unter dem Aspekt der Konsolidierung betrachtet, die mit der Abwahl des autokra-
tischen Regimes 2000 einsetzte. Hier hat sich gezeigt, dass die politische Konditio-
nalität des EU-Beitrittsprozesses, also die Kopplung von Finanzhilfen an Reformen,
als Entwicklungsbeschleuniger dient. Jedoch hat sich auch gezeigt, dass die Entwick-
lungsfortschritte auf institutioneller und zivilgesellschaftlicher Ebene stark vonein-
ander abweichen und der demokratische Unterbau (vergleiche Kapitel 3.2.l und
3.2.6) schwach ausgeprägt ist.

Die Kroaten haben 1990 eine Unabhängigkeitserklärung abgegeben und sie schließ-
lich 1995 durch das Ende der serbischen Besatzung durchgesetzt. Damit wurde ein

2 Milošević stellte sich als Kommunist an die Spitze der Nationalisten und unternahm eine Rezentralisierung.
Dieser Rezentralisierung stellten sich die kroatischen (rechten) Nationalisten entgegen. Milošević hatte den
Nationalismus („Ein starkes Serbien in einem starken Jugoslawien“) auf die politische Bühne geholt und die
Kroaten beantworteten dies mit ihrem separatistischen Nationalismus (vgl. Kap. 2.2.2: Der Aufstieg Miloše-
vićs).
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selbständiger Staat geschaffen, wie er seit 1527 nicht mehr bestanden hatte.3 Kleine
schwache Staaten wie Kroatien neigen dazu, geschichtliche Kontinuitäten zu über-
zeichnen und einen deutlichen roten Faden der Geschichte zu sehen, wo keiner ist. Es
wäre falsch, die Historisierung der kroatischen Gesellschaft allein an der Präambel
der heutigen kroatischen Verfassung festzumachen, obgleich sie diese geschichtliche
Kontinuität in einer Weise herzustellen versucht wie kaum eine andere Verfassung
auf der Welt.4 Die Historisierung zeigt sich in vielen Aspekten der politischen Kultur
und im Wählerverhalten (Zabošek 2004: 689; 713).5 Mit diesen Einstellungen, die
das kroatische nationale Selbstbewusstsein prägen, ist eine „vorbildliche Minderhei-
tenpolitik“, wie sie von der politische Konditionalität des EU-Beitrittsprozesses
verlangt wird, nur schwer zu vereinbaren. Die konsensual pro-europäischen Eliten
Kroatiens stehen einer Flüchtlingsrückführung und Integration der serbischen
Minderheit (Bevölkerungsanteil 1991: 12,2 Prozent; 2001: 4,5 Prozent) kaum im
Wege. Die einzelnen kroatischen Staatsbediensteten vor Ort, die die Flüchlingsrück-
führung zu einem Erfolg werden lassen sollen, haben jedoch ein nationales Bewusst-
sein, aus dem die Kriegserfahrung und die Kriegsverbrechen der Serben nur schwer
auszuklammern sind. Der Spielraum der latenten Diskriminierung bleibt immens.

Die Umgangsweise mit der heimkehrenden serbischen Minderheit ist ein Makel der
kroatischen Demokratie. Dieser Makel ist Ergebnis der Systemtransformation, in de-
ren Zuge es zum Separationskrieg kam. Die These, dass die Art und Weise des Trans-
formationsverlaufs ausschlaggebend für die Demokratiekonsolidierung ist (verglei-
che Kapitel 3.2), hat sich in dieser Arbeit bestätigt.6 Ein erneutes Auseinanderbre-
chen, das Hirschmans „Exit, Voice, and Loyalty“ - Ansatz in Rokkans Adaption für
den 1990er Staatszerfall zu erklären vermag, wird jedoch ausgeschlossen.7 Bleibt die
latente Diskriminierung der serbischen Minderheit fortbestehen, dann ist vielmehr
davon auszugehen, dass die Minderheit nicht in dem Maße zurückkehrt, wie sie vor

3 Vgl. Kapitel 2.1.1: Neugliederung durch osmanische Dominanz.
4 http://www.sabor.hr/DOWNLOAD/2003/05/19/Constitution.pdf (zuletzt besucht am 18. Dezember 2005).
5 Vgl. Kapitel 3.2.2: Präsident.
6 Die transformationstheoretische Einordnung des kroatischen Falls (Akteurstheorie) wurde bereits an anderer

Stelle (Kap. 3.1.8 dieser Arbeit) vorgenommen. Über die Akteurstheorie hinaus finden sich in den trans-
formationstheoretischen Ansätzen nur sehr bedingt Erklärungsmöglichkeiten für die kroatische Staatsbildung
und Demokratisierung. Offes Fazit, dass im Falle der dreifachen Gleichzeitigkeit der Transformation (poli-
tisches System, ökonomisches System und territoriale Beschaffenheit) zwar alles möglich sei, insbesondere
der Nationalismus aber wahrscheinlich sei, hat sich in dieser Arbeit bewahrheitet (vgl. Kap. 3.1.7 dieser
Arbeit und Offe 1994: 67-71).

7 Zur Erinnerung: Rokkan hatte dargelegt, dass jeder gesellschaftliche Cleavage auch eine territoriale Dimensi-
on hat (vgl. Kapitel 1.2 dieser Arbeit). Im Falle Kroatiens drückte sich der Cleavage zwischen kroatischer
Mehrheit und serbischer Minderheit in der territorialen Abspaltung der „Serbischen Republik Krajina“ (1990-
1995) aus (vgl. Kapitel 2.3.1 dieser Arbeit).
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dem Krieg bestand.8 Damit, und durch die nun wesentlich klarer abgegrenzte kroa-
tische Eigenständigkeit, wird ein erneutes Auseinanderbrechen ausgeschlossen.

Auch ohne die serbische Minderheit mit einzurechnen, ist die kroatische Gesellschaft
tief gespalten. Die Trennungslinie zwischen den Anhängern linker und rechter Partei-
en besteht seit Beginn des 20. Jahrhunderts, lässt jedoch sukzessive nach:9 Am Ende
des Zweiten Weltkrieges waren die rechten Ustaša diskreditiert und die linken Kom-
munisten übernahmen die Herrschaft. Ihre dogmatischen Ansichten waren mit dem
jugoslawischen Staatszerfall 1990 ebenfalls diskreditiert und die Kroaten ließen sich
daraufhin 1990 von den rechten Nationalisten einnehmen, die den jungen Staat in die
internationale Isolation führten. Auch das autokratische Parteiprogramm der HDZ
war am Ende des Tuđman-Regimes 2000 diskreditiert. Mit jeder dieser Phasen nahm
die Polarisierung ab.10 Der Nationalismus hat die Nachkriegszeit jedoch überlebt und
sitzt tief in den Strukturen der staatlichen Institutionen.11

Die Europäische Union bietet den Kroaten durch die Beitrittsperspektive und das
Verfahren der politischen Konditionalität einen Entwicklungsweg an. Diese pro-euro-
päische Grundhaltung ist unter den kroatischen politischen Eliten Konsens,12 in der
breiten Bevölkerung bislang aber nur schwach verankert.13 Um das Volk zu über-
zeugen, dass Frieden nur in einem toleranten und versöhnlichen gemeinsamen euro-
päischen Haus zu erreichen ist, muss eine kritische und nicht mythenhafte Ausein-
andersetzung mit der kroatischen Geschichte begonnen werden. Diese distanzierte
Aufarbeitung der Verbrechen aller Seiten, sei es im Zweiten Weltkrieg, unter dem
Tito-Regime oder im Jugoslawienkrieg, wird in Kroatien noch nicht ernst genom-
men, bzw. von den Nationalisten belächelt. Der EU-Beitrittsprozess war durch die
Forderung nach der uneingeschränkten Kooperation mit dem Internationalem Straf-

8 Hirschmans Grundannahme, dass sich ein Kunde oder ein Volk von einem Anbieter oder einem Staat
abwendet, wird durch die nur zögerliche Rückkehr der serbischen Minderheit bestätigt (vgl. auch Kapitel
2.3.1 dieser Arbeit).

9 An Bedeutung verlieren meint hier, dass der Cleavage zu einem späteren Zeitpunkt auch wieder stärker an
Bedeutung gewinnen kann (vgl. Kapitel 1.2 dieser Arbeit, insbesondere die Passage zum Freezing/ De-Free-
zing von Cleavages).

10 Der Erfahrungsschatz der kroatischen Gesellschaft wächst somit. Merkel verbucht derartige Erfahrungen als
demokratiestützendes Sozialkapital (vgl. Kap. 3.1.5: Zivilgesellschaft und Sozialkapital).

11 Hierbei sei angemerkt, dass viele der staatlichen Institutionen, die Mitte der 90er Jahre noch in fester Um-
klammerung der HDZ waren, heute tendenziell „entpolitisiert“ sind. „Tendenziell“ soll heißen, dass es aber
auch nicht möglich ist, große Teile eines Volks innerhalb von zehn Jahren „auf eine andere Gesinnung zu po-
len“ oder in den staatlichen Institutionen über das Maß verträgliche Entlassungswellen durchzuführen (vgl.
das Verhalten des Verteidigungsministeriums und des obersten Staatsanwalts, wie es auf Seite 123 dieser
Arbeit dargelegt wurde).

12 Vgl. Kapitel 3.2.4 dieser Arbeit.
13 Vgl. Kapitel 4.4 dieser Arbeit.
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gerichtshof in Den Haag ein guter Schritt in die richtige Richtung. Es hat sich
allerdings gezeigt, dass dieses Instrument nun an seine Grenzen geraten ist und Euro-
pa den kroatischen Rechtsstaat in seiner Funktionswahrnehmung noch mehr unter-
stützen muss.
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6. Abkürzungsverzeichnis
BIP Bruttoinlandsprodukt

CARDS Community Programm for Assistance, Reconstruction, Develop
ment and Stabilization

ICTY Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien

OECD Organization for Economic Cooperation and Development

OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

SAP Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess

SAA Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen

SSSL Dachverband kroatischer Gewerkschaften
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7. Anhang
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Anhang I

Verlauf der habsburgischen Militärgrenze auf dem heutigen

kroatischen Staatsgebiet.

Quelle: http://www.un.org/Depts/Cartographic/map/profile/croatia.pdf (zuletzt be-
sucht am 18. Dezember 2005).

Die Gestaltung der Folie (Gebiet der Militärgrenze) wurde anhand einer historischen
Karte vorgenommen: http://de.wikipedia.org/wiki/Milit%C3%A4rgrenze (zuletzt be-
sucht am 18. Dezember 2005).
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Anhang II

Die Serbische Republik Krajina

Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Republik_Serbische_Krajina (zuletzt besucht am
18. Dezember 2005).
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Anhang III

Wahlergebnisse der Parlamentswahl 2003

Quelle: http://www.sabor.hr (zuletzt besucht am 18. Dezember 2005).
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Anhang IV

Die Republik Srpska

Quelle: http://www.lib.utexas.edu/maps/europe/bosnia_herzegowina_pol97.jpg (zu-
letzt besucht am 18. Dezember 2005).
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